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Aufkäufen und platt machen 

Weltkonzern ZF will Werk in Gelsenkirchen schlie¬ 
ßen. Die DKP unterstütz die Belegschaft in ihrem 
Kampf um Erhaltung des Standorts. 


Seite 2 


Hinter der Barockfassade 

Jetzt können Touristen die neugebaute Frankfur¬ 
ter Altstadt besichtigen. Einziehen können hier nur 
bessere Leute. 
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Absurdes Hü und Hott 


Washingtoner Falken versuchen Kriegskurs gegen Nordkorea durchzusetzen 



D er Poker um das Schicksal der 
koreanischen Halbinsel geht 
weiter. Nachdem US-Präsident 
Donald Trump das Treffen mit dem 
nordkoreanischen Führer Kim Jong- 
un zunächst abrupt gecancelt hatte, 
hören sich seine Verlautbarungen nun 
so an, als sei alles in bester Ordnung. 
Man strebe den 12. Juni in Singapur 
an, so Trump, die Angelegenheit ent¬ 
wickle sich sehr gut. Es gebe „Null 
Meinungsverschiedenheiten“ in 
seiner Regierung, beeilte sich 
Trump zu betonen. Sogar ein 
Vorbereitungsteam hat das 
Weiße Haus nach Singapur 
entsand. 

Zuvor hatte sich Kim 
Jong-un überraschend 
mit Südkoreas Präsi¬ 
dent Moon Jae-in in 
Panmunjom getrof¬ 
fen. Das Treffen soll¬ 
te wohl noch eimal 
die Entschlossenheit 
der Staatschefs zum 
Ausdruck bringen, den 
65-Jahre alten Konflikt, 
wenn nicht zu einer Lö¬ 
sung zu führen, so doch 
zumindest zu entschärfen. 

Wie das allerdings aussehen 
kann, hängt im Wesentlichen 
von der Mannschaft im Weißen 
Haus ab. Und da gibt es bislang 
wenig Grund zum Optimismus. 

Mit den Hardlinern Bolton (Si¬ 
cherheitsberater) und Pompeo (Au¬ 
ßenminister) hat Trump seine Regie¬ 
rung zu einem echten Kriegkabinett 
umgebaut. Wie schon beim Atomab¬ 
kommen mit Iran sind die Kriegsfal¬ 
ken Bolton/Pompeo tatsächlich nicht 
an einer Lösung des Konfliktes inter¬ 
essiert, welche das Erpressungspoten¬ 
tial absenken und das US-Militär in 
der Region überflüssig machen könn¬ 
te. Korea hat große strategische Be¬ 
deutung an der nordöstlichen Flan¬ 
ke des „Rivalen“ China. Zusammen 
mit den US-Stützpunkten in Japan, 
Guam, Okinawa, Taiwan ist die mas¬ 
sive US-Militärpräsenz in Südkorea 
ein wichtiges Element der Eindäm¬ 
mung der VR China durch die US- 
Kriegsmaschine. 


Zudem wurden die US-Forderungen 
erfolgreich in Richtung Unerfüllbar¬ 
keit geschraubt. Eine sofortige und ir¬ 
reversible Denuklearisierung ist - bei 
Aufrechterhaltung der fortgesetzten, 
eklatanten US-Bedrohung - für Pjöng¬ 
jang weder (sofort) sinnvoll, noch (ir¬ 
reversibel) möglich. Diese rücksichts¬ 
lose Obstruktionspolitik kann nicht 
einmal dem ehemals beinharten Ver¬ 
bündeten Südkorea gefallen, der 
nun wie ein begossener Pudel 
dasteht und von der Trump- 
Regierung obendrein noch 
ordentlich zur Kasse gebe¬ 
ten wird. 

Der Kriegskurs der 
US-Regierung lässt sei¬ 
ne Diplomatie ausse¬ 
hen wie die Fortsetzung 
des Flächenbombar¬ 
dements mit anderen 
Mitteln. Gefangene 
werden nicht gemacht. 
Aber Pjöngjang hat 
dem Powerplay des 
Imperium bislang nicht 
nur widerstanden, son¬ 
dern hat auch überzeu¬ 
gende Schritte zu seiner 
Verteidigungsfähigkeit 
getan. Relativ erfolgreich 
waren auch die Bemühungen 
Kims, die Lage danach zu beru¬ 
higen und auch, zumindest parti¬ 
ell, China zurück ins Boot zu holen. 
Auch bei den Treffen mit Moon lag die 
Initiative immer bei Kim. 

Dies alles kann den Kriegsfalken 
nicht gefallen. Der Prestigegewinn der 
KDVR bei einem Treffen mit Trump, 
selbst wenn es gelingt ein positives 
Ergebnis zu verhindern, ist ihnen ein 
Greuel. Donald Trump, händeschüt¬ 
telnd und lachend mit Kim Jong-un - 
grauenhaft. So etwas darf es nicht ge¬ 
ben und deshalb kann man nicht sehr 
optimistisch sein, dass die angekündig¬ 
ten Vorbereitungen für den 12. Juni, 
oder was auch immer der Termin sein 
soll, mehr ist, als eine PR-Maßnahme, 
mit der man Kim den Schwarzen Pe¬ 
ter in die Schuhe schieben will. Was 
allerdings schwerlich gelingen dürfte. 

Klaus Wagener 

Siehe auch Kommentar Seite 9 


Kursverfall: Kaum geprägt, stürzte der Verkaufspreis der offiziellen Gedenkmünze 
der US-Regierung zum Treffen zwischen Trump und Kim von 24,95 auf 19,95 Dollar. 


auf ein Treffen mit dem Führer der 
koreanischen Volksrepublik (KDVR) 
einzulassen schien, begann die Kriegs¬ 
partei im US-Kabinett inklusive des 
Vizepräsidenten, für den Fall einer 
nichtsofortigen, kompletten Unter¬ 
werfung Pjöngjangs von einem „li¬ 
byschen Modell“ zu faseln. Also dem 
Land die Zerstörung und der KDVR- 
Führung den Lynchmord durch einen 
aufgehetzten Mob anzudrohen. Eine 


Diese brutale Gewaltandrohung, 
die ihr Gegenstück in der UNO-Re- 
de des US-Präsidenten vom 19. Sep¬ 
tember 2017, und in zahlreichen Äuße¬ 
rungen der unsäglichen US-Gesand- 
ten bei der UN, Nikki Haley, finden, 
wurde von Pjöngjang, mit „ignorant 
und dumm“, noch eher zurückhal¬ 
tend kommentiert. Dennoch reichte 
diese Bemerkung für Trump, um das 
Treffen mit Kim platzen zu lassen. 


Als sich der US-Präsident nach 
dem erfolgreichen Start der Interkon¬ 
tinentalrakete Hwasong-15 und dem 
spektakulären Entgegen¬ 
kommen von Kim 
tatsächlich 


„Lösung“ welche Pjöngjang naturge¬ 
mäß nach Kräften zu verhindern ver¬ 
suchen muss. 


Italien vor Neuwahlen 


Sterne-Führer Di Maio verlangt Amtsenthebung des Staatschefs 


In Rom haben sich in den vergangenen 
Tagen die Ereignisse überschlagen. Am 
Sonntag hat Staatspräsident Mattarella 
von seinem verfassungsmäßigen Recht 
Gebrauch gemacht und die von dem 
designierten Premier Conte für eine 
Regierung der rassistischen Lega und 
der rechten Fünf-Sterne-Bewegung 
(M5S) vorgeschlagene Ernennung des 
EU-kritischen Wirtschaftsministers 
Paolo Savona abgelehnt. Die Finanz¬ 
märkte und Ratingagenturen hatten 
ungewöhnlich heftig auf die Nominie¬ 
rung reagiert. Am Montag erteilte Mat¬ 
tarella dem parteilosen Wirtschaftswis¬ 
senschaftler Carlo Cottarelli, einen jah¬ 
relangen Mitarbeiter und Ex-Direktor 
des IWF, den Auftrag, ein technisches 
Kabinett, eine sogenannte Regierung 
des Präsidenten, zu bilden. 


Lega-Chef Salvini und M5S-Führer 
Di Maio hatten vorher in bisher kaum 
gekannter Missachtung der Verfas¬ 
sungsgrundsätze dem Staatschef das 
Recht abgesprochen, Minister zu be¬ 
stätigen oder abzulehnen. Sie beschul¬ 
digten ihn, sich dem Druck aus Brüssel 
und Berlin zu beugen. Di Maio forder¬ 
te, unter Bezug auf Artikel 90 der Ver¬ 
fassung ein Amtsenthebungsverfahren 
gegen den Staatschef einzuleiten. Der 
Artikel 90 betrifft ein Verfahren we¬ 
gen „Hochverrat oder Anschlag auf 
die Verfassung“. Ein Amtsenthebungs¬ 
verfahren gab es bisher in Italien noch 
nicht. 

Pressestimmen hoben hervor, dass 
für Mattarella die EU-kritische Hal¬ 
tung der Koalition Lega-M5S auch 
Anlass war, eine Regierung mit der 


Rassistenpartei Salvinis zu verhin¬ 
dern, die sich bekanntlich bei ihrer 
Migrantenhetze neofaschistischer 
Sturmtrupps wie der „Casa Pound“ 
und der „Forza Nuova“ bedient. Er 
habe, so die römische „La Repubbli- 
ca“, an den 44. Jahrestag des neofa¬ 
schistischen Attentats in Brescia mit 
acht Toten und über 100 Verletzten 
erinnert und erklärt, es gehe darum, 
„jene zu besiegen, die Intoleranz und 
Angst säen wollen“. Den wachsenden 
Befürchtungen vor einem faschis¬ 
tisch-rassistischen Regime schloss sich 
Maurizio Martina, amtierender Chef 
der Demokratischen Partei (PD), an. 
Im Mailänder „Corriere della Sera“ 
warnte er, Lega und M5S „wollen aus 
Italien ein zweites Ungarn oder Polen 
machen“. 


Mit einer Technikerregierung 
muss Cottarelli sich in Senat und 
Abgeordnetenhaus der Vertrauens¬ 
abstimmung stellen. Sollte er nicht 
bestätigt werden, kann Mattarella 
ihn beauftragen, bis zu Neuwahlen 
zu amtieren. Wichtigstes Argument: 
Italien müsse mit einer funktionsfä¬ 
higen Regierung auf dem G7-Gipfel 
am 8./9. Juni in Malbaie/Quebec ver¬ 
treten sein. Für Neuwahlen muss der 
Staatschef das Parlament auflösen. 
Der Urnengang kann frühesten nach 
45 Tage stattfinden, aber wohl erst im 
September, denn Wahlen im Ferien¬ 
monat August sind für Italiener un¬ 
vorstellbar. Zu Neuwahlen wird in der 
Lega bereits erwogen, M5S eine Koa¬ 
lition anzubieten. 

Gerhard Feldbauer 


Thema der Woche 


Den Tiger reiten? 

Die Chinesen haben es geschafft, sagt Wolf¬ 
ram Elsner. In China werde der Markt für den 
Sozialismus genutzt. Für Rolf Geffken ist et¬ 
was Anderes entscheidend: Das neue Selbst¬ 
bewusstsein der chinesischen Arbeiter: „Wir 
können von den Chinesen lernen, wie man 
über soziale Medien einen Streik organisiert.“ 
Am vergangenen Samstag lud die Marx-En¬ 
gels Stiftung in Marburg zur Diskussion über 
China. 
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1818 Marx 2018 



Sobald die Kompanie (hier 
meint Marx die Ostindische 
Kompanie mit Sitz in Eng¬ 
land, d.Red.) einen habgie¬ 
rigen Blick auf die Besitzun¬ 
gen eines beliebigen unab¬ 
hängigen Herrschers oder 
auf ein Gebiet wirft, dessen 
politische und kommerziel¬ 
le Hilfsquellen oder dessen 
Gold und Edelsteine begehrt 
werden, wird das Opfer be¬ 
schuldigt, irgendeinen ange¬ 
nommenen oder wirklichen 
Vertrag verletzt, ein imagi¬ 
näres Versprechen gebro¬ 
chen, eine Einschränkungs¬ 
bestimmung überschrit¬ 
ten oder irgendeinen nicht 
greifbaren Frevel begangen 
zu haben, und dann wird der 
Krieg erklärt... 

Karl Marx, Der Englisch-Persische 
Krieg (MEW Band 12, Seite 71) 


UZ-Pressefest 2018 

Die große Halle im Revierpark Wisch¬ 
lingen in Dortmund wird auch wieder 
die Bühne sein für bildende Künstler. 
Die Kunstausstellung, vom Platz her 
ein wenig kleiner, und der Kunstmarkt 
werden sicherlich ein Anziehungs¬ 
punkt für viele Besucherinnen und 
Besucher sein. In diesen Tagen ist die 
Einladung zur Teilnahme an viele be¬ 
freundete Künstlerinnen und Künst¬ 
ler ausgesprochen worden, die Werk¬ 
schau wird kuratiert, Bewerbungen 
sollen bis Ende Juli eingegangen sein. 
Das eigene künstlerische Schaffen 
überhaupt präsentieren zu können, 
ist für viele linke und fortschrittliche 
Künstlerinnen und Künstler in diesem 
Land nicht so einfach, Galerien und 
Museen orientieren sich am bürger¬ 
lichen Kunstgeschmack oder an wild 
gewordenen Absonderlichkeiten. 
Wenn unser UZ-Pressefest dagegen 
hält, nicht Kommerz und Mainstream 
befördert, sondern den Blick schärft 
für Formen der politisch-ideologi¬ 
schen Kämpfe, dann soll die Kunstaus¬ 
stellung dazu einen wichtigen Beitrag 
leisten. 

Nähere Informationen und Kontakt: 
UZ-Pressefest@dkp.de 

Zu finden sind bereits die Künstlerin¬ 
nen und Künstler, die auf den diver¬ 
sen Bühnen des Pressefestes auftreten 
werden, hier lohnt ein Blick auf www. 
pressefest.dkp.de 
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Prügelei auf der Brücke, 
Angst im Maschinenraum 

Deutsche Bank streitet und streicht 7 500 Stellen 


Kontrollgelder 

Um das System Hartz-IV aufrecht zu 
erhalten, fließen immer höhere Sum¬ 
men in die Verwaltung. Die Gelder 
fehlen dann, wenn es darum geht, 
Langzeitarbeitslose in einen Job zu 
bringen. Die Verwaltungskosten für 
das Hartz-IV-System verschlingen 
immer höhere Millionensummen, 
dies geht aus einer Antwort der Bun¬ 
desregierung auf eine parlamentari¬ 
sche Anfrage hervor. Demnach wur¬ 
den im vergangenen Jahr 911 Milli¬ 
onen Euro mehr für die Verwaltung 
ausgegeben, als im Budget dafür 
vorgesehen war. Das waren 147 Mil¬ 
lionen Euro mehr als 2016. Da diese 
Mehrausgaben aus anderen Töpfen 
stammen, standen für die Förderung 
und Qualifizierung der Langzeitar¬ 
beitslosen 911 Millionen Euro we¬ 
niger bereit. Dies war und ist aber 
nicht die Absicht der Herrschenden, 
es ging und geht darum, ein System 
der Repression, der Angst und Kon¬ 
trolle aufrechtzuerhalten um explizit 
die Menschen in den unteren Lohn¬ 
segmenten zu disziplinieren und in 
der sogenannten Mittelschicht die 
Furcht vor einem sozialen Abstieg 
aufrechtzuerhalten und dieses Kon- 
trollsystem ist nun einmal mit ent¬ 
sprechendem bürokratischen Auf¬ 
wand verbunden. 

Kaufen und Verkaufen 

Der geplante Verkauf der drei bun¬ 
deswehreigenen Panzerwerkstätten 
an die private Industrie kommt den 
Steuerzahler teuer zu stehen. Nach 
internen Berechnungen des Minis¬ 
teriums wäre der Verkauf der soge¬ 
nannten Heeresinstandsetzungslo¬ 
gistik, kurz HIL, die teuerste aller 
Varianten. Ein Verkauf der drei Pan¬ 
zerreparaturwerke würde bis 2025 
Mehrkosten von bis zu 142 Millionen 
Euro verursachen. Das geht aus einer 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung des 
Verteidigungsministeriums hervor. 
Ihr zufolge wäre die günstigste Vari¬ 
ante, die Werke wie gehabt unter dem 
Dach der Bundeswehr zu belassen, sie 
dabei aber personell aufzustocken, 
um sie effizienter als bislang nutzen 
zu können. Der Verkauf ist dabei 
ganz offenkundig politisch gewollt. 
Bekannt ist ein Schreiben der dama¬ 
ligen Verteidigungsstaatssekretärin 
Katrin Suder, in dem sie im Mai 2016 
ihre zuständigen Beamten anweist, 
die drei Werke kurzfristig an private 
Betreiber abzugeben und dafür alles 
Erforderliche zu veranlassen. Man 
kann es an dieser Stelle nur wieder¬ 
holen, bei der Privatisierung öffentli¬ 
cher Einrichtungen ging es noch nie 
darum, dass etwas besser und kosten¬ 
günstiger wird. Es geht darum, priva¬ 
ten Investoren die Taschen zu füllen. 

Druck nötig 

Beim Billigflieger Ryanair könnte 
es in der Ferienzeit Streiks geben. 
Gewerkschaften von Flugbeglei¬ 
tern in Spanien, Portugal, Belgien 
und Italien drohen mit Arbeits¬ 
niederlegungen im Sommer, wenn 
Ryanair nicht bis zum 30. Juni ihre 
Forderungen erfüllt. Wie die spani¬ 
sche Gewerkschaft USO mitteilte, 
bekräftigten die Gewerkschaften 
bei einem Treffen in Madrid die 
Forderung, nicht mehr alle Ange¬ 
stellten nach irischem Recht zu be¬ 
schäftigen. Außerdem soll Ryanair 
Beschäftigte mit Leiharbeitsver- 
trägen besser stellen. Die Flugge¬ 
sellschaft hatte zuletzt in mehreren 
Ländern Pilotengewerkschaften of¬ 
fiziell anerkannt und sich damit von 
einer jahrzehntelangen Unterneh¬ 
menspraxis verabschiedet. Darauf¬ 
hin forderten Beschäftigte in zahl¬ 
reichen Ländern bessere Arbeitsbe¬ 
dingungen. In Deutschland will das 
Unternehmen mit ver.di verhan¬ 
deln, bisher gibt es aber keine Eini¬ 
gung. Das Unternehmen musste im 
Herbst und Winter Tausende Flüge 
streichen, nach eigener Darstellung 
wegen eines Planungsfehlers beim 
Urlaub der Piloten. Außerdem gab 
es die ersten Warnstreiks in der 
Geschichte des irischen Unterneh¬ 
mens. In der Vergangenheit stand 
die Airline immer wieder aufgrund 
ihrer Arbeitsverträge in der Kritik. 


A ls ich die Bank vor sechs Jah¬ 
ren übergeben habe, erzielte 
sie stattliche Gewinne“ wehr¬ 
te sich der jetzt 70-jährige ehemalige 
Vorstandsvorsitzende der Deutschen 
Bank (DB), Josef Ackermann, kürz¬ 
lich gegen Vorwürfe des amtierenden 
Chefvolkswirts des Instituts, David Fol- 
kerts-Landau, der im „Handelsblatt“ 
am 22. Mai verkündet hatte: „Die har¬ 
te Wahrheit ist, dass fundamentale, stra¬ 
tegische Entscheidungen des Manage¬ 
ments und des Aufsichtsrates in der Zeit 
von Mitte der Neunzigerjahre bis 2012 
die Bank in diese Lage gebracht haben.“ 
Ackermann hatte die Bank von 2002 bis 
2012 geführt. „Diese Lage“ - das ist vor 
allem der Rückzug der Investoren von 
der Bank, deren Aktienkurs von 16,80 
Euro im Juni 2015 auf jetzt nur noch 
10,20 Euro abgerutscht war - und das 
bei ansonsten stabilen Anlagemärkten. 

Die Prügelei auf der Brücke des 
schlingernden Flaggschiffs des deut- 


„Wir, die Beschäftigten des ZF-Stand- 
ortes Gelsenkirchen, haben am 9. Mai 
vom Beschluss des ZF-Vorstandes er¬ 
fahren, dass die Produktion unseres 
Werkes zum 31. Dezember 2018 be¬ 
endet werden soll. Dies bedeutet das 
Ende von sicherer Arbeit und verläss¬ 
lichem Einkommen für mehr als 500 
hochqualifizierte Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter und deren Familien. Mit der 
Übernahme in den ZF-Konzern waren 
wir davon überzeugt, in einem sozial 
verantwortlichen und technologisch 
führenden Unternehmen eine dauer¬ 
hafte Perspektive gefunden zu haben.“ 
So beginnt die Resolution der Beschäf¬ 
tigten von ZF in Gelsenkirchen. 

Dem Standort, an dem vor allem 
mechanisch und hydraulisch geprägte 
Lenkungen gebaut werden, steht vor 
dem Aus. Kolleginnen und Kollegen 
von TRW in Gelsenkirchen und am ZF- 
Firmensitz in Friedrichshafen führten 
deshalb Betriebsversammlungen und 
Protestveranstaltungen durch. Ein Kon¬ 
zernsprecher behauptete, der Hinter¬ 
grund für den Schließungsplan sei das 
Fehlen neuer Aufträge und der zuneh¬ 
mende Preisdruck bei Lenkungen für 
die Automobilindustrie - eine Trend¬ 
wende sei nicht in Sicht. Der Standort 
lebe nur noch von den Aufträgen der 
Vergangenheit, die Stück für Stück aus¬ 
geliefert würden. 

Die „Zahnradfabrik“ Friedrichsha¬ 
fen, bekannt als Spezialist für Getrie¬ 
be- und Antriebstechnik, wurde 1915 
ursprünglich zur Entwicklung und Pro¬ 
duktion von Getrieben für Luftschiffe 
und Fahrzeuge gegründet. Laut ZF- 
Friedrichshafen hat der Konzern heu¬ 
te bundesweit um die 20 Standorte, am 
nächsten zu Gelsenkirchen liegt Witten, 
wo etwa 900 ZF-Beschäftigte Großge¬ 
triebe fertigen. Mit der Übernahme des 
US-Konkurrenten TRW Automotive 
für rund 10,4 Milliarden Euro wurde 
auch der TRW-Standort in Gelsenkir- 
chen-Schalke 2015 vom Weltkonzern 
ZF übernommen, der spektakulär in 
die Weltliga der Automobilzulieferer 
aufstieg und nun als zweitgrößter Zu¬ 
lieferer der Welt zu den Global Playern 
gehört. Und dies, obwohl das Unterneh¬ 
men nicht an der Börse notiert ist, son¬ 
dern zwei Stiftungen gehört. 

Die Übernahme von TRW war 
mehr als nur das Sahnehäubchen zum 
100. Firmen-Jubiläum. Es ist die bisher 
größte Übernahme durch ein deutsches 
Unternehmen seit Beginn der Finanz¬ 
krise. Aber eine solche Übernahme kos¬ 
tete Geld, viel Geld. Das will sich ZF 
auch auf Kosten der Beschäftigten be¬ 
schaffen, denn dem Mega-Konzern ZF 
fehlte und fehlt es an Eigenkapital. Das 


sehen Finanzkapitals kommt nicht von 
ungefähr. Ackermann - das ist der, der 
2004 dadurch bekannt wurde, dass er 
mit feistem Grinsen und dem Victory- 
Zeichen zu der Gerichtsverhandlung 
erschien, in der er sich wegen Untreue 
zu verantworten hatte - hatte wie sein 
Vorgänger Rolf Breuer voll auf einen 
Rückzug aus dem aus damaliger Sicht 
wenig ertragreichen Privat- und Fir- 
menkunden-Geschäft und stattdessen 
massive Investitionen im Investment¬ 
geschäft gesetzt. Ziel war es, aus dem 
Geschäft mit niedrigen Gewinnmar¬ 
gen aus- und in das mit international 
hohen Gewinnmargen einzusteigen 
und so 25 Prozent Eigenkapitalrendi¬ 
te zu erzielen. Der deutsche Leitwolf 
musste in den Folgejahren aber die Er¬ 
fahrung machen, dass es noch stärke¬ 
re Tiere im Rudel gab - vor allem die 
jenseits des Atlantiks. Statt die Gewin¬ 
ne zu mehren, mussten diejenigen, die 
Aktien des Flaggschiffs gekauft hat¬ 


kann die ZF als Stiftungsunternehmen 
letztlich nur durch das Einbehalten von 
Gewinnen beschaffen. 

Zur Finanzierung der Übernahme 
von TRW benötigte der Zulieferer ZF 
Friedrichshafen zunächst Finanzie¬ 
rungszusagen der Citigroup und der 
Deutschen Bank, denn auf dem eige¬ 
nen Bankkonto lagen nur 1,9 Milliar¬ 
den Euro Guthaben. Die Bankkredite 
dienten als Zwischenfinanzierung und 
wurden durch die Ausgabe von Anlei¬ 
hen abgelöst. Es folgte die Platzierung 
von Schuldscheindarlehen bei Privat-, 
Landes- und Genossenschaftsbanken, 
größtenteils in Deutschland, teilweise 
auch im restlichen Europa und in Asien. 
Diese wiederum müssen durch künftige 
Gewinne abgedeckt werden. 

TRW fertigt in erster Linie Sicher¬ 
heitsprodukte wie Airbags, Gurte, 
Brems- oder Fahrerassistenzsysteme. 
ZF war bisher vor allem auf Antrie¬ 
be und Fahrwerke spezialisiert, sodass 
sich die Produktpalette durch die Über¬ 
nahme von TRW gut ergänzen ließ. Zu¬ 
vor verkaufte ZF noch eiligst seinen 
50-Prozent-Anteil am Gemeinschafts¬ 
unternehmen ZF Lenksysteme an den 
Konkurrenten Bosch. Denn sonst wäre 
die Übernahme von TRW vermutlich 
kartellrechtlich nicht durchgegangen. 

Dazu schreibt die DKP Gelsenkir¬ 
chen in einem Solidaritätsschreiben an 
die nun von der Schließung bedrohten 
ZF-Kollegen: „ Dass Euer Werk mehr¬ 
fach ausgezeichnet wurde, dazu habt Ihr 
über Jahre mit Engagement, Fleiß, Fle¬ 
xibilität, Loyalität und Innovation bei¬ 
getragen. Nach einem langen Restruk¬ 
turierungsprozess, für Euch verbunden 
mit Mehrarbeit und Einschnitten bei 
Lohn und Gehalt, wurde der TRW- 
Standort in Gelsenkirchen-Schalke 
2015 vom Weltkonzern ZF übernom- 


ten, sehen, wie ihre Hoffnungen zer¬ 
rannen. 

Dementsprechend eisig war die 
Stimmung auf der Hauptversammlung 
der Aktionäre am 24. Mai. Dort ver¬ 
kündete der neue, erst seit April amtie¬ 
rende Vorstandsvorsitzende Christian 
Sewing seinen Kurs. Zwar verkünde¬ 
te er auch eine Reduzierung des Vor¬ 
stands um ein Viertel - aber die Haupt¬ 
last tragen die vielen Mitarbeiter in den 
Filialen und Sachbearbeiterbereichen 
der Hauptverwaltung, also gewisserma¬ 
ßen den Maschinenräumen des Schiffs. 
Noch innerhalb der kommenden Mo¬ 
nate soll die Mitarbeiterzahl von jetzt 
97 500 auf „deutlich unter 90 000“ sin¬ 
ken, verkündete er. Besonders pikant: 
Gleichzeitig sollen künftig zwei Drit¬ 
tel der Einnahmen aus dem Privat- und 
dem „Transaction-Banking“ resultie¬ 
ren. Das sind aber genau die Bereiche, 
aus denen sich die Bank unter Acker¬ 
mann zurückgezogen hatte, weil dort 


men. Im September 2016 habt Ihr noch 
das 50-jährige Standortjubiläum feiern 
dürfen. Und nun wird alles in Frage ge¬ 
stellt - in Frage gestellt wird Eure Zu¬ 
kunft und Existenzgrundlage - die Zu¬ 
kunft Eurer Familie und Eurer Kinder.“ 

Wie düster die Aussichten sind, 
falls die angedrohten Kündigungen 
nicht durch eine um ihre Arbeitsplät¬ 
ze kämpfende Belegschaft verhindert 
werden, steht ebenfalls im Solidaritäts¬ 
schreiben der DKP: „Welche Möglich¬ 
keiten bietet Euch die Stadt Gelsenkir¬ 
chen, eine Stadt mit 17 577 Arbeitslo¬ 
sen im April 2018? Das entspricht einer 
Arbeitslosenquote von 13,8 Prozent. 
Schön geschrieben, schön gerechnet. 
Nicht berücksichtigt sind 24 362 Un¬ 
terbeschäftigte (ohne Kurzarbeit, 18,5 
Prozent), dem stehen 2 175 gemelde¬ 
te Arbeitsstellen gegenüber. Meistens 
handelt es dabei sich um prekär be¬ 
zahlte Arbeit: Leiharbeit, Zeitarbeit 
und Minijobs“. Und die Genossen der 
DKP Gelsenkirchen haben nicht ver¬ 
gessen, was mit ortsansässigen Unter¬ 
nehmen wie Wellpappe GmbH, Tec- 
tum Group, Seppelfricke Armaturen, 
Schalker Eisenhütte, Vaillant oder der 
Bäckerei Stauffenberg passiert ist: „Al¬ 
les alteingesessene Unternehmen und 
Betriebe“, die „dicht gemacht“ wurden. 
„Tausende Arbeitsplätze, die es in Gel¬ 
senkirchen nicht mehr gibt.“ Die DKP 
Gelsenkirchen fordert den Erhalt aller 
Arbeitsplätze bei ZF/TRW in Gelsen¬ 
kirchen-Schalke. 

Obwohl das Thema Lenkungen 
eine Schlüsseltechnologie zum auto¬ 
nomen Fahren ist, hält die Konzern¬ 
leitung am Schließungsplan fest. Dies 
gibt ein Konzernsprecher auch freimü¬ 
tig zu: „Wir investieren global massiv 
in den Bereich Lenkungssysteme und 
wollen hier Technologieführer werden.“ 


der Personalaufwand, bezogen auf die 
erzeugten Gewinne, nach ihrem Ge¬ 
schmack zu hoch gewesen war. Die 
von der DB geräumten Positionen bei 
Privat- und kleineren Gewerbekunden 
waren seit Mitte der Neunzigerjahre 
vor allem von Sparkassen und Volks¬ 
und Raiffeisenbanken besetzt worden, 
die sich nicht kampflos von dort wieder 
verdrängen lassen werden. 

Rauhe Zeiten stehen also der Deut¬ 
schen Bank bevor - den Betriebsräten 
und der Gewerkschaft ver.di ist zu wün¬ 
schen, dass die bevorstehenden Sozial¬ 
planverhandlungen im Interesse derer 
in den Maschinenräumen robust und 
kampfbetont geführt werden. Denn 
wo der Hammer hängt, hatte Sewing 
vor den Couponschneidern zwischen 
den Zeilen verkündet: Der Stellenab¬ 
bau solle „so verantwortungsbewusst 
und sozialverträglich wie möglich“ über 
die Bühne gebracht werden. „Wie mög¬ 
lich“! Manfred Sohn 


Und er ergänzt: „80 Prozent der welt¬ 
weiten Produktion solcher Lenkungen 
findet in Niedriglohnländern statt.“ ZF 
stehe zu seiner Verantwortung gegen¬ 
über den früheren TRW-Mitarbeitern 
in Gelsenkirchen, die der Konzern im 
Zuge der Übernahme des US-amerika¬ 
nischen Rivalen 2015 in den Konzern 
eingegliedert habe. ZF biete allen Mit¬ 
arbeitern deshalb an, auf Arbeitsplätze 
an anderen deutschen ZF-Standorten 
zu wechseln. 

Aber auch dort sorgen sich die 
Beschäftigten um ihre Zukunft. An¬ 
lass ist neben der geplanten Betriebs¬ 
schließung bei TRW-ZF eine von ei¬ 
nem Konzernsprecher wohl eher ver¬ 
sehentlich preisgegebene Haltung der 
ZF-Führungsetage, dass „50 000 Mit¬ 
arbeiter in Deutschland eigentlich zu 
viel sind“, wie er in einem Interview mit 
einer Lokalzeitung kundtat. Rund 700 
Beschäftigte von ZF-F nutzten spon¬ 
tan die Gelegenheit, um sich beim Be¬ 
triebsrat über die jüngste Entwicklung 
zu informieren. Achim Dietrich, Ge- 
samtbetriebsrats-Vorsitzender, nann¬ 
te die Schließungspläne des Manage¬ 
ments „verantwortungslos“ und kri¬ 
tisierte die zunehmende Verlagerung 
von Produktionsarbeitsplätzen nach 
Osteuropa - dorthin, wo die Arbeits¬ 
und Lohnbedingungen am schlechtes¬ 
ten seien. „Lohnkonkurrenz auf dem 
Rücken der Beschäftigten ist mit uns 
nicht zu machen“, stellte Dietrich klar. 
„Der Mensch kommt vor der Rendite. 
So war das bisher bei ZF“. Doch wenn 
die Kolleginnen und Kollegen an den 
ZF-Standorten nicht wachsam sind, 
dann kann es, wie man sieht, schnell 
anders kommen. 

Bisher boomt die ZF am Stammsitz 
in Friedrichshafen. Hier sorgen rund 
9500 Arbeiterinnen und Arbeiter da¬ 
für, dass die Produktion auf Hochtou¬ 
ren läuft. Das lässt sich leicht mit Zah¬ 
len aus der ZF-Bilanz von 2017 belegen: 
Ein Rekordumsatz von 36,4 Milliarden 
Euro und ein Gewinn von 1,167 Milli¬ 
arden Euro. Der Betriebsrat von ZF-F 
rechnet damit, dass im Mai bei vielen 
Beschäftigten 50 Überstunden durch 
Sonderschichten dazu kommen, wäh¬ 
rend eigentlich maximal 35 im Monat 
erlaubt sind. „Wir brauchen weiter Per¬ 
sonal“, sagt Achim Dietrich. 

Für die mehr als 600 Kilometer ent¬ 
fernt von Gelsenkirchen von Entlas¬ 
sung bedrohten Kolleginnen und Kolle¬ 
gen ist das ist kein Trost, selbst wenn sie 
vom Konzern das Angebot bekommen 
würden, erst einmal nach Friedsrichsha- 
fen wechseln zu können. Arbeitsplatzsi¬ 
cherheit gibt es auch dort nicht. 

Manfred Dietenberger 


Aufkäufen und platt machen 

Weltkonzern ZF will Werk in Gelsenkirchen schließen - DKP fordert Erhalt des Standortes 
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Die Lenkung der Wirtschaft ist in den falschen Händen - Das Beispiel ZF beweist es 
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Pflege im Schweinsgalopp 

Eine erfahrene Altenpflegerin berichtet über ihren Berufsalltag 



Zeit, mal rauszukommen, wäre schön. Es gibt sie aber nicht. 


UZ: Meike, seit fast 25 Jahren arbeitest 
du in der Altenpflege. Was sagst du zur 
derzeitigen Situation? 

Meike Siefker: Die Arbeitsverdichtung 
nimmt ständig zu, es gibt aber keine 
klaren Ansagen, was wir bei der Arbeit 
liegen lassen sollen. Die Arbeit ist so 
kaum zu schaffen. Die Menschen wer¬ 
den heute im Schweinsgalopp gepflegt. 

Bei uns in der Einrichtung haben 
wir hochgradig erkrankte Patienten. 
Die ganze Freizeitgestaltung - die frü¬ 
her mit zur Altenpflege gehörte - ist 
ausgelagert worden, dafür gibt es jetzt 
Betreuungskräfte. Die eigentlichen 
Altenpfleger pflegen nur noch im en¬ 
geren Sinne: Waschen, Behandlungen 
durchführen und dokumentieren - das 
waTs. Den eigentlichen Beruf Alten¬ 
pflege wie es ihn einmal gab, den gibt 
es nicht mehr. 

UZ: Wie äußert sich das an deinem Ar¬ 
beitsplatz konkret? 

Meike Siefker: Wir betreuen 35 Be¬ 
wohner, morgens sind wir meistens 
vier Altenpflegerinnen - das bedeu¬ 
tet aber nicht, dass jede Kraft voll zur 
Verfügung steht, manche haben auch 
verkürzte Dienste. Wir pflegen also im 
Durchschnitt acht bis neun Menschen 
komplett. 

UZ: Wie viele müsstet ihr deiner Mei¬ 
nung nach sein, um die Arbeit gut ma¬ 
chen zu können? 

Meike Siefker: Bei uns - da geht es um 
demenzkranke Menschen - brauchen 
wir mindestens sechs bis sieben Pflege¬ 
kräfte, so wie es früher auch war. Dann 
hast du auch eine Chance, auf die mit 
der Krankheit verbundenen Ängste 
und Problematiken einzugehen. 

UZ: Die Gesundheitsversorgung - und 
hier besonders auch die Altenpflege - ist 
ja durchaus zum öffentlichen diskutier¬ 
ten Thema geworden, auch durch Akti¬ 
onen und Kritik der Beschäftigten. Auch 
Gesundheitsminister Spahn will inzwi¬ 
schen mehr Stellen in der Altenpflege - 
13 000 bundesweit sollen es sein ... 

Meike Siefker: Das ist pro Einrichtung 
mit 100 Bewohnern etwa eine 0,6-Voll- 


zeitstelle. Damit hat jeder Wohnbe- 
reich nicht einmal eine 0,2-Stelle. Das 
ist nun wirklich ein Witz. Es werden 
derzeit alle möglichen interessanten 
Vorschläge gemacht. Die „Neue West¬ 
fälische“ berichtet, dass Wiedereinstei¬ 
ger 5 000 Euro Prämie bekommen sol¬ 
len. Auch da frage ich mich, was das 
soll. Was machen die denn mit denen, 
die seit 30 Jahren in der Pflege arbei¬ 
ten? Das sind Vorschläge, die der Be¬ 
völkerung den Eindruck vermitteln 
sollen, hier werde etwas getan. Aber 
an der Grundproblematik ändert das 
gar nichts. 

UZ: Gibt es viele Kolleginnen und Kol¬ 
legen, die aufgrund der hohen Belastung 
aus dem Pflegeberuf aussteigen? 

Meike Siefker: Wir haben Kolleginnen 
und Kollegen, die unter Burnout lei¬ 
den, und viele Abbrecher - im Durch¬ 
schnitt vier Jahre nach der Ausbildung. 


UZ: Ihr habt in Bielefeld eine DKP-Be- 
triebsgruppe Altenpflege gegründet und 
seid Initiatorinnen des NRW-Branchen- 
treffens Altenpflege am 24. Juni in Le¬ 
verkusen. Was plant ihr für dieses Tref- 
fen? 

Meike Siefker: Auf dem 22. Parteitag 
unserer Partei ist der Wunsch nach ei¬ 
nem Austausch und nach gegenseitiger 
Unterstützung geäußert worden. Der¬ 
zeit möchte ver.di zum Thema Alten¬ 
pflege mehr unternehmen und mehr 
Druck in den Altenheimen aufbauen. 
Wir wollen darüber reden, wie wir das 
unterstützen können. 

Erst einmal geht es aber vor al¬ 
lem um einen Austausch und darum 
zu schauen, welche Genossinnen und 
Genossen überhaupt in diesem Bereich 
arbeiten. Bisher ist es so, dass es kaum 
Organisierung - auch gewerkschaftli¬ 
che - in der Altenpflege gibt. Die Si¬ 
tuation unterscheidet sich noch einmal 


deutlich zum Beispiel von der in den 
Krankenhäusern. 

UZ: Was macht eure Betriebs gruppe 
Altenpflege? Zu welchen Themen ar¬ 
beitet ihr? 

Meike Siefker: Wir hatten gerade die 
Auseinandersetzung um die „Ehrener¬ 
klärung“, die nun vom Tisch ist. 

UZ: Worum ging es da? 

Meike Siefker: In der stationären Al¬ 
tenpflege muss jede Führungskraft neu¬ 
erdings regelmäßig ein polizeiliches 
Führungszeugnis vorlegen. Das kos¬ 
tet Geld - und zwar den Arbeitgeber. 
Weil die Leitung unserer Einrichtung 
das nicht bezahlen wollte und das Ge¬ 
setz auch andere Nachweise ermöglicht, 
wurde stattdessen eine „Ehrenerklä¬ 
rung“ aufgesetzt, die die Beschäftigten 
unterschreiben sollten. 


Die ging aber über das hinaus, was 
im polizeilichen Führungszeugnis steht. 
Mit dieser Erklärung verpflichtet man 
sich, dass auch in Zukunft nichts ge¬ 
gen einen vorhegen wird und es wird 
verlangt, dass ich meinem Arbeitgeber 
sofort mitteile, wenn es eine Anzeige 
oder etwas Ähnliches gegen mich ge¬ 
ben könnte. Wir sind damit zu unserer 
Anwältin gegangen und sie hat davor 
gewarnt, eine solche Erklärung zu un¬ 
terschreiben. Auch wenn eine so formu¬ 
lierte Erklärung nicht rechtsgültig wäre, 
könnte bei Verstoß dagegen eine fristlo¬ 
se Kündigung mit einem Bruch des Ver¬ 
trauensverhältnisses begründet werden. 
Wir sind dann öffentlich dagegen vor¬ 
gegangen. 

UZ: Wo seht ihr eure nächsten Aufga¬ 
ben? 

Meike Siefker: Derzeit geht es darum, 
die neuen Mitglieder der Mitarbeiter¬ 
vertretung zu schulen. Dann sammeln 
wir natürlich Unterschriften für „Ab¬ 
rüsten statt Auf rüsten“, wobei wir die 
steigenden Rüstungsausgaben der Un¬ 
terfinanzierung im Gesundheitswesen 
gegenüber stellen. 

Und dann mobilisieren wir zum 
20. Juni nach Düsseldorf, wo die Ge¬ 
sundheitsministerkonferenz stattfinden 
wird. 

UZ: Was erwartet ihr von dieser Kon¬ 
ferenz? 

Meike Siefker: Gar nichts. 

UZ: Warum fahrt ihr dann überhaupt 
hin? 

Meike Siefker: Um unsere Forderun¬ 
gen sichtbar zu machen. 

UZ: Und was könnte auf einem Trans¬ 
parent stehen, dass ihr dort hochhalten 
werdet? 

Meike Siefker: Oh, das gibt es vieles. 
„Mehr Personal“ auf jeden Fall - zum 
Beispiel ein Personalschlüssel von einer 
Pflegekraft für vier Patienten. „Recht 
auf Vollzeit“, am besten bei einer Voll¬ 
zeit von 30 Stunden pro Woche und vol¬ 
lem Personal- und Lohnausgleich. 

Das Interview führte Lars Mörking 


Ohne Bewegung ändert sich nichts Stellenabbau 

Bericht zum Branchentreffen Gesundheit am 26. Mai Sanierung auf Kosten der Beschäftigten 


14 Genossinnen und Genossen aus den 
Bezirken Baden-Württemberg, Hessen, 
Ruhr-Westfalen, Rheinland, Hamburg 
und Berlin fanden sich am Samstag 
in der Hoffnungstraße in Essen zum 
Branchentreffen Gesundheit ein. 

Zur Einleitung erfolgte eine kurze 
Bewertung des durch Gesundheitsmi¬ 
nister Spahn vorgelegten Eckpunkte¬ 
papiers „Sofortprogramm Kranken- 
und Altenpflege“, welches noch hinter 
die schon nicht ausreichenden Verein¬ 
barungen im Koalitionsvertrag von 
CDU und SPD zurückfällt. Ebenfalls 
wurde beleuchtet, wie die zwischen 
Deutscher Krankenhausgesellschaft 
und Krankenkassen zu verhandelnden 
Personaluntergrenzen ausgehöhlt und 
durchlöchert werden und damit selbst 
diesen begrenzten Auftrag der Bundes¬ 
regierung nicht erfüllen. 

Fazit: Weder durch die im Koali¬ 
tionsvertrag benannten Maßnahmen 
noch durch die Kommissionen zu den 
Personaluntergrenzen wird sich irgend 
etwas am Personalnotstand in Kran¬ 
kenhäusern und Pflegeeinrichtungen 
ändern. Die ermittelten Zahlen für 
mehr Personal sind lächerlich niedrig. 
Die Verlagerung der Diskussion, weg 
von einer bedarfsgerechten Personal¬ 
bemessung - wie von der verdi gefor¬ 
dert - hin zu den Personaluntergren¬ 
zen, bedeutet konkret, dass lediglich 
die schlimmsten Auswüchse des Pfle¬ 
genotstands, wo es um gefährliche Pfle¬ 


ge geht, überhaupt betrachtet werden 
sollen. 

Im Anschluss befasste sich das Tref¬ 
fen mit dem Sachstand der Bewegung 
zur Mindestpersonalbemessung. Neben 
dem Austausch über die betrieblichen 
Erfahrungen gab es auch rege Diskus¬ 
sionen zu den Unterstützungsbündnis¬ 
sen und den in Berlin und Hamburg 
gestarteten Volksinitiativen für eine 
(landes-)gesetzliche Mindestpersonal¬ 
bemessung. 

Außerdem erfolgte eine Bestands¬ 
aufnahme zu den bestehenden Sam¬ 
melbetriebsgruppen und Betriebsak¬ 
tiven im Gesundheitsbereich sowie 
den entsprechenden Kleinzeitungen. 
Es wurde verabredet, dass die Klein¬ 


zeitungen in Zukunft untereinander 
ausgetauscht werden sollen. Um ge¬ 
meinsam inhaltliche Fragestellungen 
ausführlicher diskutieren zu können, 
einigte man sich außerdem darauf, 
im Herbst ein Wochenendklausur des 
Branchentreffens durchzuführen. 

Abschließend wurde nochmal für 
die Demonstration „Mehr Personal für 
Krankenhäuser und Altenpflege! Über¬ 
all! Für alle! Und genug!“ zur Gesund¬ 
heitsministerkonferenz am 20. Juni in 
Düsseldorf aufgerufen. Machen wir 
diesen Tag zu einer lautstarken Aktion 
gegen ein katastrophale Gesundheits¬ 
politik, die nur den Interessen der Rei¬ 
chen und der Konzerne dient! 


73 Millionen Euro soll die Sanierung 
des Klinikums in Heidenheim in den 
nächsten Jahren kosten, davon sind 
16 Millionen einem „Kardinalfehler 
bei der Kalkulation der Baukosten“ 
(„Heidenheimer Zeitung“) zuzuschrei¬ 
ben. Fest steht: Das Klinikum macht 
Verluste, wie so viele Krankenhäuser 
in Deutschland. Bundesweit sollen es 
über die Hälfte, in Baden-Württemberg 
40 Prozent aller Krankenhäuser sein. 

In Heidenheim will man nun „spa¬ 
ren“: Mit Ausgliederungen von Ver¬ 
sorgungsbereichen wie der Küche, der 
Wäscherei, Reinigung und Hausmeis¬ 
terei sollen die Kosten gesenkt werden. 
Dazu gehört der Verkauf 
des „Schwesterngebäu¬ 
des“ und die Anhebung 
der Parkgebühren. 

Das Sanierungskon¬ 
zept besteht aus ca. 60 
Einzelmaßnahmen. 

„Eigentlich müss¬ 
te das Land 100 Pro¬ 
zent der Investitionen 
tragen“, sagte Matthi¬ 
as Einwag, Hauptge¬ 
schäftsführer der Ba¬ 
den-Württembergischen 
Krankenhausgeselschaft 
in der „Heidenheimer Zeitung“. Ei¬ 
gentlich. 

DKP-Stadtrat Reinhard Püschel ist 
wichtig, dass nicht die Beschäftigten des 
Klinikums die Leittragenden sind: „Das 


Heidenheimer Klinikum ist mit einer 
hohen Millionenzahl verschuldet. Die 
Klinikleitung will das unter anderem 
mit Personalabbau und Auslagerungen 
regeln. Die Klinikmitarbeiterinnen 
und Klinikmitarbeiter sind bereits bis 
an ihre Grenzen belastet.“ Die Gesund¬ 
heitsversorgung sei ein Grundrecht, 
die Krankenhausfinanzierung entspre¬ 
chend eine Grundaufgabe von Bund 
und Ländern, so Püschel. 

In Heidenheim wurden - unterstützt 
von ver.di - 5 404 Unterschriften gegen 
Stellenabbau und Auslagerung gesam¬ 
melt. 80 Aktive übergaben diese bereits 
im März dem Aufsichtsrat des Klinikums. 

Laut ver.di fehlen 162 000 
Mitarbeiter in deutschen 
Krankenhäusern, im Kli¬ 
nikum Heidenheim sind 
es 197. Trotzdem sollen 45 
Stellen abgebaut werden. 

Püschel hat sich jetzt 
an die Heidenheimer 
Bundes- und Landtags¬ 
abgeordneten gewandt 
und sie aufgefordert, sich 
dafür einzusetzen, dass 
Bund und Land die Kos¬ 
ten der Sanierung des 
Heidenheimer Klinikums 
übernehmen und nicht die Beschäftigten 
und Patienten ausbaden müssen, was die 
Politik der Privatisierung im Gesund¬ 
heitswesen angerichtet hat. 

Im 


ND 

DKP-Branchentreffen Altenpflege NRW 

24. Juni von 15.00 bis ca. 17.00 Uhr 
Karl-Liebknecht-Schule in Leverkusen (Am Stadtpark 68). 

Die Beratung schließt unmittelbar an das Seminar an und endet um ca 17.00 
Uhr. 

Themen: 

★ Wer arbeitet in NRW in der Altenpflege/Behindertenpflege, wie können 
wir uns gegenseitig unterstützen? 

★ Beschaffung und Weitergabe von Informationen 

★ Zusammenarbeit mit ver.di und anderen Gruppen und Organisationen 

Anmeldung unter: bgj@dkp-owl.de 

Auch wer nicht teilnehmen kann, aber Interesse am Branchentreffen Alten¬ 
pflege hat, kann sich gerne melden. 



Reinhard Püschel 
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Verlogene Debatte um das BAMF 

Ausdruck einer wachsenden flüchtlingsfeindlichen Stimmung 


D ie Debatte um die 
Bremer Außenstel¬ 
le des Bundesamtes 
für Migration und Flücht¬ 
linge (BAMF) geht weiter. 

In mindestens 1 200 Fällen 
sollen dort zwischen 2013 
und 2016 ohne ausrei¬ 
chende rechtliche Grund¬ 
lage Asylanträge positiv 
entschieden worden sein. 

„Unregelmäßigkeiten“ 
soll es auch in anderen 
Außenstellen des BAMF 
gegeben haben. Wie viele 
pauschale, unbegründe¬ 
te Ablehnungsbescheide 
es gab, interessiert dabei 
nicht. Gravierende Mängel 
in der Arbeit des BAMF 
sind, wie Pro Asyl hervor¬ 
hebt, schon seit vielen Jah¬ 
ren bekannt, neue Proble¬ 
me sind dazugekommen. 

Geht es in der aktuellen 
Kampagne also tatsäch- Ein Dokument der Willkür 
lieh um Aufklärung? 

Innen- und Heimatschutzminister 
Seehofer (CSU) geriet in der Bundes¬ 
tagsdebatte über den Haushalt seines 
Ministeriums am 17. Mai jedenfalls vor 
allem wegen der in Bremen „ohne aus¬ 
reichende rechtliche Grundlage“ posi¬ 
tiv entschiedenen Asylanträge in die 



Foto: BAMF 
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Kritik. Die kam von der AfD und der 
FDP. Aber auch von den Grünen. De¬ 
ren Redner warf Seehofer jedoch nicht 
nur Vertuschung vor, sondern auch 
Angstmacherei und - wegen seiner Äu¬ 
ßerungen zum Islam - die Spaltung der 
Gesellschaft. Seehofer hatte zuvor Auf¬ 


klärung versprochen und erklärt, dass 
man das Fehlverhalten einzelner Mit¬ 
arbeiter nicht allen BAMF-Beschäftig- 
ten zur Last legen dürfe. Auch habe es 
die Auffälligkeiten und Unregelmäßig¬ 
keiten in Bremen vor „meiner Amts¬ 


zeit, und zwar deutlich 
vor meiner Amtszeit“ ge¬ 
geben. 

Für die Innenpolitische 
Sprecherin der Linkspar¬ 
tei im Bundestag, Ulla 
Jelpke, ist das Ganze eine 
verlogenen Debatte: „In 
der aufgeregten Debatte 
wird nur allzu gerne über¬ 
sehen, dass fehlerhafte 
Ablehnungsbescheide des 
BAMF geradezu am Fließ¬ 
band erstellt werden. 40 
Prozent der Ablehnungen 
werden ja von den Gerich¬ 
ten bei inhaltlicher Prü¬ 
fung wieder kassiert. Wenn 
Flüchtlingen vom BAMF 
Unrecht angetan wird, 
stört das kaum jemanden. 
Aber wenn möglicherwei¬ 
se fehlerhafte Bescheide 
zu Gunsten der Flüchtlin¬ 
ge ausgestellt wurden, ist 
das jetzt der große Auf¬ 
reger.“ Sie kritisierte die 
vorgesehene Pauschalüberprüfung al¬ 
ler Anerkennungen der letzten 18 Jah¬ 
re in Bremen. Das sei Ausdruck einer 
zunehmend flüchtlingsfeindlichen Stim¬ 
mung. „Damit werden 18 000 Menschen 
in Unsicherheit über ihren Aufenthalt 
gestürzt, von denen sich die allermeis¬ 


ten schon längst integriert haben dürf¬ 
ten.“ Und wenn schon alte Asylent¬ 
scheide geprüft werden, dann müsse das 
auch für Ablehnungsbescheide gelten. 
„Denn nicht jeder Flüchtling, dessen 
Antrag abgelehnt wurde, hat die Res¬ 
sourcen, um vor Gericht zu ziehen.“ Sie 
forderte, zu Unrecht abgelehnte und 
abgeschobene Flüchtlinge dann auch 
zurückzuholen. 

Inzwischen verlangt neben der AfD 
auch die FDP wegen der Affäre in der 
Bremer BAMF-Außenstelle einen Un¬ 
tersuchungsausschuss des Bundestages. 
Zunächst tagte am Dienstag dieser Wo¬ 
che aber der Innenausschuss. Geladen 
waren unter anderem Seehofer und 
BAMF-Chefin Jutta Cordt. Die AfD ist 
an Aufklärung jedoch gar nicht interes¬ 
siert. Schon in der Bundestagsdebatte 
bot ihr der Vorgang eine weitere Ge¬ 
legenheit zur Hetze gegen Flüchtlinge 
und der Diffamierung der Arbeit von 
hunderttausenden haupt- und ehren¬ 
amtlichen Unterstützern. Das Schicksal 
der Flüchtlinge interessiert nicht. Die 
AfD präsentierte sich auch danach in 
diesem Zusammenhang als Ordnungs¬ 
macht und als Retterin des Landes. 
Man will - so Gauland auf der AfD- 
Demonstration in Berlin am Sonntag - 
im Land die Verantwortung überneh¬ 
men. Und dann sei endlich Schluss „mit 
offenen Grenzen“. Nina Hager 


Klassikertexte und 
Sonnenschein 


Jürgen Georgies düstere Ahnung 

Auch das sächsische Polizeigesetz wird verschärft 


Die Bildungsarbeit an der 
DKP nimmt Fahrt auf 

Der Einführungskurs „Grundlagen 
kommunistischer Politik“ fand vom 
10. bis 13. Mai an der Karl-Liebknecht- 
Schule (KLS) der DKP in Leverkusen 
statt. Bei strahlendem Sonnenschein 
haben zwölf Teilnehmer und die vier 
Referenten - Hans-Peter Brenner, 
Mark Hadyniak, Richard Höhmann 
und Percy Pflüger - gemeinsam Klas¬ 
sikertexte gelesen und in Kleingrup¬ 
pen im Garten sitzend diskutiert. Die 
Ergebnisse wurden im Plenum gesam¬ 
melt, und es gab viel Zeit für Diskus¬ 
sionen und Gedankenaustausch unter 
Genossen. 

Der viertägige Einführungskurs 
wurde im Rahmen einer verstärkten 
Bildungsarbeit des Parteivorstandes 
auf Initiative der Schulleitung der KLS 
neu konzipiert. In dem auf dem 22. Par¬ 
teitag beschlossenen Antrag zur Partei¬ 
stärkung heißt es: „In der Bildungsar¬ 
beit geht es heute in erster Linie darum, 
Grundlagen unserer Weltanschauung 
in der Breite der Partei zu vermitteln. 
Unsere Mitglieder brauchen ideologi¬ 
sches Rüstzeug, um die Prozesse drau¬ 
ßen zu verstehen, unsere Analysen und 
Erkenntnisse weiter zu vermitteln, Poli¬ 
tik und Praxis zu entwickeln und auch 
in der Entwicklung der Gesamtpartei 
mitzu wirken.“ 

Deswegen wird im neuen Konzept 
der Schwerpunkt auf die selbststän¬ 
dige Lektüre von Klassikertexten ge¬ 
legt - u.a. Lenins „Drei Quellen und 
drei Bestandteile des Marxismus“, oder 
in Auszügen Marx 4 und Engels 4 „Das 
Manifest der kommunistischen Partei“, 
Engels 4 „ Anti-Dühring“ und „Die Ent¬ 
wicklung des Sozialismus von der Uto¬ 


Karl-Liebknecht-Schule der 


pie zur Wissenschaft“, Lenins „Staat 
und Revolution“ und auch die ersten 
Seiten von Marx 4 „Das Kapital“. 

Das Ziel ist, einen Einstieg zu bie¬ 
ten in den Marxismus-Leninismus und 
seine wichtigsten Bestandteile: den Di¬ 
alektischen und Historischen Materi¬ 
alismus, die Politische Ökonomie und 
den Wissenschaftlichen Sozialismus. 
Neben der selbstständigen Lektüre 
wird vor allem darauf Wert gelegt, in 
Kleingruppen Texte zu erarbeiten und 
im Plenum zu diskutieren - um das ei¬ 
gene Verständnis zu vertiefen, rhetori¬ 
schen Fähigkeiten zu verbessern und 
die solidarische Diskussionsweise zu 
üben. 

Insgesamt war der Einführungskurs 
ein voller Erfolg. Die Teilnehmer und 
Referenten waren beeindruckt von der 
kollektiven Leseleistung. In solidari¬ 
scher Atmosphäre konnte konzentriert 
gearbeitet werden, und es hat nebenbei 
noch jede Menge Spaß gemacht. Vor 
allen Dingen wurden Hemmungen ab¬ 
gebaut, sich eigenständig theoretische 
Inhalte zu erarbeiten. Mit dem Semi¬ 
nar wurden Grundlagen geschaffen für 
eine weitergehende, vertiefende Lektü¬ 
re der marxistischen Klassiker. 

Der Einführungskurs „Grundlagen 
kommunistischer Politik“ soll planmä¬ 
ßig zweimal im Jahr stattfinden, um 
möglichst viele Genossen zu erreichen. 
Der nächste Termin ist am 1. bis 4. No¬ 
vember 2018 an der Karl-Liebknecht- 
Schule der DKP. Daran anschließend 
sollen im kommenden Jahr Aufbaukur¬ 
se angeboten werden - u.a. zum Kom¬ 
munistischen Manifest und zur Politi¬ 
schen Ökonomie. Mark Hadyniak 


Die nächsten Seminare an der Karl-Liebknecht-Schule 

2.-3.6.2018: Parteitheorie - Die Grundlagen unserer Organisationspolitik 

23. -24.6.2018: Ran an die Arbeitsklasse! Schnell gesagt, schwer gemacht 
7.-8.7.2018: 50 Jahre DKP - (k)ein Rückblick 

29.-30.9.2018: Marxistische Staatstheorie 
1.-4.11.2018: Grundlagen kommunistischer Politik 

24. -25.11.2018: Wissenschaftlich-technische Revolution, Digitale Revolution, In¬ 
dustrie 4.0 

Anmeldungen und weitere Informationen: 

Karl-Liebknecht-Schule der DKP 
Am Stadtpark 68,51373 Leverkusen 

Website: kls.dkp.de, E-Mail: kls@dkp.de, Tel: 0214 / 45418 



Foto: Rheinmetall 
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Die Polizei in Sachsen rüstet auf: Der„Survivor R“ von Rheinmetall als Sondereinsatzfahrzeug 


Am 17. April hat die Regierung in Dres¬ 
den eine Überarbeitung des sächsischen 
Polizeigesetzes vorgelegt. Im August soll 
der Entwurf im Landtag diskutiert und 
Anfang 2019 verabschiedet werden. 
„Das weitere Verfahren sieht so aus, dass 
der Gesetzesvorschlag an verschiedene 
Verbände und sonstige Stellen [...] zur 
Stellungnahme übersandt wurde“, heißt 
es in einer Pressemitteilung. Veröffent¬ 
licht wurde der Entwurf erst, nachdem 
die Internetplattform BuzzFeed News 
das Dokument verbreitet hatte. 

Die Pläne, die darin zutage treten, 
sind haarsträubend und entlarven auch 
den Autor dieses Artikels als Naivling. 
Noch im Januar habe ich den Landes¬ 
polizeipräsidenten Jürgen Georgie über 
die Nutzung des Panzerwagens „Survi- 
vor R“ mit der Aussage zitiert: „Ein Ma¬ 
schinengewehr kommt nicht drauf, das 
gibt das Polizeigesetz nicht her.“ Nun ist 
kein halbes Jahr vergangen, und der Zi¬ 
tierte erweist sich als Prophet, der den 
Berg auf sich zukommen sieht. Treten 
die neuen Inhalte in Kraft, werden Spe¬ 
zialeinheiten bald mit Handgranaten 
und Maschinengewehren ausgerüstet. 

Außerdem erhält die Polizei umfas¬ 
sende Zugriffs- und Überwachungsrech¬ 
te, wie Videoaufzeichnung, Gesichtser¬ 
kennung, die Einrichtung öffentlicher 
Kontrollbereiche, die Verhängung von 
Hausarresten, den Einsatz von Fußfes¬ 
seln, das Unterbrechen und Überwa¬ 


chen von Telefongesprächen, das Orten 
und Auslesen der Daten von Handys, die 
Entnahme von Blut- und DNA-Proben 
oder die Überwachung von Journalis¬ 
ten und Beratungsstellen. Das Ausspä¬ 
hen von Computern und verschlüsselter 
Internetkommunikation sind, obwohl 
von der CDU gefordert, nicht vorgese¬ 
hen, weil die SPD einer Einschränkung 
der Ausweispflicht von Polizisten zuge¬ 
stimmt und auf eine Kennzeichnungs¬ 
pflicht verzichtet hat. Gänzlich neu ist 
die Aufteilung des sächsischen Polizei¬ 
gesetzes in ein Polizeivollzugs- und ein 
Polizeibehördengesetz, was nach Buzz¬ 
Feed News bedeutet, dass „auch Mitar¬ 
beiter des Ordnungsamtes Menschen, 
Wohnungen und Gegenstände durch¬ 
suchen dürfen“. Eingeschränkt wird mit 
dem Entwurf dagegen der Einsatz von 
Minderjährigen und ungeeigneten Per¬ 
sonen als V-Leute, das Festhalten von 
Jugendlichen in Gewahrsamsräumen 
und die Identitätsfeststellung von Per¬ 
sonen, die sich in der Nähe von Prosti¬ 
tuierten aufhalten. 

Auf World Socialist Website schreibt 
Christopher Lehmann: „In Paragraph 
10 des Dokuments zählt [die Regie¬ 
rung] völlig ungeniert auf, welche 
[Grundrechte] ,auf Grund dieses Ge¬ 
setzes eingeschränkt werden 4 können: 
die Grundrechte auf ,Leben und kör¬ 
perliche Unversehrtheit 4 , ,Freiheit der 
Person 4 , ,Wahrung des Brief-, Post-, 


Fernmeldegeheimnisses 4 , Freizügig¬ 
keit 4 , Versammlungsfreiheit 4 , ,die Un¬ 
verletzlichkeit der Wohnung 4 und ,das 
Grundrecht auf informationeile Selbst¬ 
bestimmung“ 4 

Der Entwurf in Sachsen reiht sich 
in die Verschärfung der Polizeigesetze 
verschiedener, besonders CDU-geführ- 
ter Bundesländer. Er macht offensicht¬ 
lich, dass die Mächtigen wissen, dass es 
gute Gründe gibt, Widerstand gegen 
ihre Politik zu leisten; und was sie be¬ 
reit sind, dagegen zu tun. Szenarien, die 
man uns sonst nur in Nachrichten aus 
despotischen Monarchien zeigt, werden 
hier in „demokratische“ Gesetze gegos¬ 
sen - und man findet gar nichts dabei, 
dass bald Maschinengewehre auf De¬ 
monstranten gerichtet und Journalisten 
überwacht werden! 

Vor dem Hintergrund der hohen 
Wahlzustimmung der AfD in Sachsen 
ist die Entwicklung besonders gefähr¬ 
lich. Sollte es der rechten Partei ge¬ 
lingen, 2019 die Landesregierung zu 
stellen, würde sie den neuen Überwa- 
chungs- und Vollzugsapparat überneh¬ 
men. Aber schon jetzt folgt die Politik 
in Sachsen ihrem Geist: Erkennbar ist 
die Nervosität, die sich bei den regieren¬ 
den Parteien angesichts der Konkurrenz 
von rechts verbreitet. Aber auch sie wis¬ 
sen: „Es ist ein langer Weg zum vierten 
Reich ...“ 


Roman Stelzig 
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Sandstein klingt hohl 

Klassengegensatz hinter historisierender Kulisse: Ein Besuch in der Frankfurter Neu-Altstadt 



U m den Friedrich-Stoltze-Brun- 
nen stehen noch die Sperrgit¬ 
ter, das Wasser fließt schon. Bis 
1944 stand der Brunnen hier, später 
holte man ihn aus den Trümmern, bis 
vor kurzem stand er an einer anderen 
Stelle. Ein Reiseführer erklärt einer 
Gruppe von Bildungsbürgern, wie die 
Fassaden des Barock gestaltet waren. 
Um sich herum zeigt er Beispiele an 
den „schöpferischen Neubauten“ die 
hier am Hühnermarkt in der Frank¬ 
furter Altstadt stehen. Seit Mai kön¬ 
nen Besucher die gesamte, völlig neu 
gebaute Altstadt zwischen Dom und 
Römerberg besichtigen. 

Im 19. Jahrhundert waren die Fach¬ 
werkhäuser der Altstadt, die das auf¬ 
steigende Bürgertum in den Jahrhun¬ 
derten zuvor hatte bauen lassen, zu 
Wohnungen des Proletariats geworden. 
Die Bürger klagten über Kriminalität 
und Sittenverfall in den engen Gassen, 
die Arbeiterfamilien versuchten, trotz 
nasser Wände und schlechter Abwas¬ 
serleitungen ihre Gesundheit zu schüt¬ 
zen; die Kommunisten hatten 
hier eine ihrer Hochburgen. 1944 
warfen britische und US-Flug- 
zeuge Tonnen von Bomben ab, 
der Feuersturm ließ wenig mehr 
als den mittelalterlichen Dom 
stehen. Nach dem Krieg stand 
die Frage: Die Ruinen einreißen 
und ein ganz neues Zentrum bau¬ 
en oder zumindest die alte Stra¬ 
ßenstruktur und die kleinteilige 
Bebauung erhalten? Der Magis¬ 
trat entschied sich für Neubau¬ 
ten und eine autogerechte Glie¬ 
derung. Die heutige Frankfurter 
Innenstadt ist das Ergebnis. 

Vor einigen Jahren beschlos¬ 
sen die Stadtverordneten, einen 
kleinen Teil der Altstadt zwi¬ 
schen Dom und Römerberg neu 
bebauen zu lassen. Dort stehen 
nun 35 neue Häuser, 15 davon 
von der Stadt errichtete Rekons¬ 
truktionen historischer Gebäude, 

20 Neubauten, die sich nach Vor¬ 
gaben der Stadt in das Ensemble 
einfügen sollten. 200 Millionen 
Euro gab die Stadt dafür aus. 

An den rekonstruierten Ge¬ 
bäuden konnten Handwerker 
beweisen, dass sie traditionelle 
Techniken beherrschen. Hinter 
den historisierenden Fassaden 
stehen moderne Häuser. Hin¬ 
ter den Schaufenstern läuft der 
Innenausbau, in den künftigen 


Geschäften liegen Lüftungsrohre unter 
Betondecken. Was aussieht wie Sand¬ 
steinblöcke, klingt hohl, wenn man da¬ 
gegenklopft. 

Diese neue Altstadt greift den histo¬ 
rischen Zuschnitt der Straßen und die 
kleinteilige Aufteilung der Grundstü¬ 
cke wieder auf. Neben rekonstruierten 
Häusern stehen Gebäude, die traditio¬ 
nelle Formen variieren: Die Satteldä¬ 
cher laufen spitz zu; wie bei mittelal¬ 
terlichen Häusern, die so mehr Platz in 
den oberen Stockwerken gewinnen soll¬ 
ten, ragt jedes Geschoss als Auskragung 
ein wenig weiter vor. Trotzdem stehen 
hier offensichtlich moderne Gebäude, 
erkennbar zum Beispiel, weil die Fas¬ 
sade auf jeden Schmuck verzichtet und 
nur die klaren Formen des schmalen 
Hauses zeigt, oder weil die oberen Ge¬ 
schosse nicht nur hervorragen, sondern 
auch leicht schräg gegeneinander ver¬ 
setzt sind. Das ist zumindest bei einigen 
Häusern sehr gelungen, den Passanten 
scheint es zu gefallen. Sie laufen über 
neu verlegtes Kopfsteinpflasterimitat, 


das so glatt ist, dass weder Rollstühle 
noch hohe Schuhe Probleme machen, 
und auf dem kaum ein Schnipsel liegt. 
Die neue Altstadt hat die Ausstrahlung 
einer frisch polierten Filmkulisse. 

Diese Architektur ist Ausdruck des 
Klassenkampfes, weil sie eine bestimm¬ 
te Haltung zur Geschichte ausdrückt. 
Im Feuilleton der FAZ verweist der Ar¬ 
chitekturprofessor Stephan Trüby da¬ 
rauf, dass einer der ersten Vorschläge 
für ein rekonstruiertes Altstadtviertel 
von dem ultrareaktionären Lokalpoli¬ 
tiker Wolfgang Hübner kam. Hübner 
war eine Zeitlang AfD-Mitglied, im ver¬ 
gangenen Jahr verteidigte er Björn Ho¬ 
cke gegen Kritik des Petry-Flügels. Die 
neue Altstadt, schreibt Trüby, habe „die 
Initiative eines Rechtsradikalen“ aufge¬ 
griffen und ein „aalglattes Stadtviertel“ 
aus „unterkomplexem Heile-Welt-Ge- 
baue“ hervorgebracht. Im Geschichts¬ 
bild dahinter kämen „der Nationalso¬ 
zialismus, die deutschen Angriffskriege 
und der Holocaust allenfalls noch als 
Anekdoten einer ansonsten bruchlosen 


Nationalgeschichte“ daher. Die heutige 
„Rekonstruktionsarchitektur“ in unse¬ 
rem Land sei ein „Schlüsselmedium der 
geschichtsrevisionistischen Rechten“. 

Nur: Betonklötze abzureißen und 
stattdessen eine kleinteiliges Viertel mit 
belebten Plätzen zu bauen ist nicht un¬ 
bedingt reaktionär. Gerade rechte Kräf¬ 
te hatten sich in der Planung dafür aus¬ 
gesprochen, hier ausschließlich histori¬ 
sierend zu bauen und keine modernen 
Gebäude zuzulassen. Die neue Altstadt 
ist weniger Ausdruck von Geschichtsre¬ 
visionismus als von kommerzorientier¬ 
tem Stadtmarketing: Die Stadt kann da¬ 
mit rechnen, dass das neue Viertel Tou¬ 
risten anzieht. Der Klassenkampf im 
Städtebau dreht sich natürlich um Ideo¬ 
logie - aber vor allem um die Frage, wer 
in den neuen Häusern wie leben kann. 

Die Wohnungen in der neuen Alt¬ 
stadt sind für bis zu 7 000 Euro pro 
Quadratmeter verkauft worden. Ein 
Aushang der Prime Estates GmbH sucht 
Mieter für eine Maisonette-Wohnung 
mit 97 Quadratmetern, Mietpreis nur auf 
Anfrage. Alle Wohnungen sind 
verkauft, an den mattglänzen¬ 
den Briefkästen stehen noch kei¬ 
ne Namen der neuen Bewohner. 
Mitarbeiter einer Baufirma sitzen 
auf Stühlen vor den Häusern, mit 
großen Schlüsselbunden in der 
Hand warten sie darauf, dass ei¬ 
ner der neuen Eigentümer hinein 
will. Ein hipper Unternehmertyp 
im aufgeknöpften Hemd trom¬ 
melt mit den Fingern in der Ho¬ 
sentasche und wartet darauf, dass 
ihm aufgeschlossen werde; durch 
das Schaufenster schaut er in das 
Haus, dessen Luxuswohnungen er 
vielleicht vermieten wird. 

Bis die wohlsituierten Mieter 
und Eigentümer eingezogen sein 
werden, laufen vor allem Touris¬ 
ten durch die Gassen. Ein Leier¬ 
kastenmann spielt dazu. Ein jun¬ 
ger, schlanker Turnschuhträger 
klappt seinen Geigenkasten auf, 
nimmt die Geige aus dem Kasten 
und legt die Basecap darauf. Er 
schaut den Leierkastenmann an, 
bis der aufhört. Der Geiger spielt 
aus Vivaldis „Vier Jahreszeiten“, 
eine Gruppe Passanten bleibt 
um ihn stehen. Der Leierkas¬ 
tenmann packt den klapprigen 
Hocker auf seinen Wagen und 
hinkt, auf den Wagen gestützt, in 
die nächste der neu-alten Gas¬ 
sen. Olaf Matthes 


Die Ausstrahlung einer frisch polierten Filmkulisse: Der Hühnermarkt in der Frankfurter Altstadt 
kann seit dem io. Mai besichtigt werden. 


Spiel mit Menschenleben Strike back! 

Experten fordern Legalisierung von Cannabis und die 50 Jahre SDAJ - auf drei Pfingstcamps wurde der 
ärztliche Abgabe chemischer Drogen Geburtstag gefeiert 


Dass die bisherige Drogenpolitik der 
etablierten Parteien vollends geschei¬ 
tert ist, beweist der Ende letzter Woche 
bekanntgewordene Anstieg der Dro¬ 
gendelikte im siebten Jahr in Folge. Für 
die Bundesregierung von CDU/CSU 
und SPD ist dies jedoch kein Grund, 
ihre Politik zu verändern. Sie setzt wei¬ 
terhin maßgeblich auf Repression. In 
der vergangenen Woche veröffentlich¬ 
te das Bundeskriminalamt (BKA) das 
„Bundeslagebild Rauschgiftkriminali¬ 
tät 2017“. Insgesamt wurden laut BKA 
im vergangenen Jahr 330 580 Rausch¬ 
giftdelikte registriert. 

Die meisten Fälle gab es mit 198 782 
Straftaten im Bereich Cannabis, was ei¬ 
nem Anstieg gegenüber dem Vorjahr 
von 11,8 Prozent entspricht. Vor allem 
CDU und CSU halten an den beste¬ 
henden Gesetzen fest, obwohl diese 
einzig Heerscharen von Beamten im 
Polizei- und Justizapparat Beschäfti¬ 
gung bringen, aber nicht dazu führen, 
dass der Cannabiskonsum zurück geht. 

Jedoch nicht nur in Sachen Canna¬ 
bis ist ein Anstieg der Delikte zu beob¬ 
achten. Die Kokaindelikte stiegen 2017 
um rund 18 Prozent. Alleine im vergan¬ 
genen Jahr starben 1 272 Personen an 
verbotenen Drogen. 


„Bei allem Respekt für Polizeiar¬ 
beit: Drogenprobleme löst man nicht 
mit strafrechtlicher Verfolgung von 
Konsumierenden. Der fortgesetzte 
Anstieg der Delikte spiegelt einen 
teuren Kampf gegen Windmühlen, 
der Unsummen verschlingt, ohne das 
Problem zu lösen: Illegale Substanzen 
sind heute so leicht und billig zu be¬ 
kommen wie nie. Es ist Zeit für neue, 
wissenschaftlich abgesicherte Wege“, 
forderte Prof. Dr. Heino Stöver, Vor¬ 
standsvorsitzender des Bundesver¬ 
bandes akzept e.V., als Konsequenz 
aus den neuen Zahlen des Bundes¬ 
kriminalamtes. 

„Wer Schäden durch Drogen be¬ 
grenzen will, muss zunächst akzeptie¬ 
ren, dass manche Menschen Drogen 
konsumieren. Sie brauchen Unter¬ 
stützung, um ihre Gesundheit zu er¬ 
halten. Damit wird nicht Drogenkon¬ 
sum gefördert, sondern Gesundheit. 
Die massenhafte Strafverfolgung von 
Konsumierenden verschärft gesund¬ 
heitliche Probleme und schneidet 
Menschen von Prävention und Be¬ 
ratung ab“, warnte Marco Jesse vom 
Vorstand des Selbsthilfe-Netzwerkes 
JES. 

Markus Bernhardt 


Mehrere hundert Jugendliche aus dem 
ganzen Bundesgebiet pilgerten zu 
Pfingsten zu drei Tagen Diskussionen, 
Workshops und Konzerte. Die SDAJ 
feierte ihr 50-jähriges Bestehen mit 
drei Pfingstcamps, die vom 18. bis 21. 
Mai im Odenwald, in Münster und am 
Ostseestrand bei Kiel stattfanden. Da¬ 
bei ging es nicht nur ums Feiern. Denn 
„angesichts der politischen Situation, 
in der wir uns befinden, ist ein Ort des 
Austausches dringend notwendig!“. Die 
Pfingstcamps sind der richtige Ort, um 
sich „über aktuelle Geschehnisse und 
Kämpfe an unseren Schulen, auf der 
Straße und im Betrieb auszutauschen“. 

Bei strahlendem Sonnenschein 
ging es dann darum, wie man sich ge¬ 
gen Bundeswehroffiziere und Nazis 
in der Schule wehrt, wie bessere Bil¬ 
dung für alle aussehen könnte oder 
wie es mit dem derzeitigen Kampf 
um Arbeitszeitverkürzung und in den 
Gewerkschaften aussieht. Internati¬ 
onales wie die aktuelle Situation in 
Lateinamerika und Örtliches wie die 
rechten Frauenmärsche kamen auch 
zur Sprache. Zeitzeugengespräche mit 
Genossinnen und Genossen, die schon 
in der KPD gekämpft haben und die 
Vorstellung des Buches „Eine Welt 


zu gewinnen - Karl Marx, der heutige 
Kapitalismus und wir“, das der SDAJ- 
Bundesvorstand zum 50sten Jahrestag 
der Gründung des Jugendverbandes 
herausgibt, rundeten den inhaltlichen 
Rahmen ab. Daneben konnte man 
sich die Zeit mit Jutebeutel-sprayen, 
Speed-Dating oder Wikingerschach 
vertreiben. Klassiker wie der Ham¬ 
burger Fünfkampf oder der Arbeiter¬ 
liederabend neben anderen mit Achim 
Bigus fehlten natürlich auch nicht. 
Musikalisch beglückten „Slap Tree“, 
„Ducks in the Pools“ und „Main Hip¬ 
Hop“ das tanzwütige Publikum. Cuba 
Libre, Moijito und Lagerfeuer runde¬ 
ten die Abende ab. 

Die regionalen Pfingstcamps fin¬ 
den alle zwei Jahre statt. Sie wechseln 
sich mit dem zentralen „Festival der Ju¬ 
gend“ ab, das 2019 an Pfingsten (7. bis 
10. Juni) stattfinden wird. Davor gibt es 
aber die Möglichkeit, auf dem 20. UZ- 
Pressefest der DKP vom 7. bis 9. Sep¬ 
tember im Revierpark Wischlingen in 
Dortmund mit der SDAJ zu diskutie¬ 
ren und zu feiern. Der Jugendverband 
wird einen eigenen Bereich mit Diskus¬ 
sionsrunden, Workshops und Konzer¬ 
ten veranstalten. 

CH 


AfD-Bundesparteitag 

Nach ihrem Aufmarsch in Berlin, 
als mehrere Zehntausend Gegende¬ 
monstranten (die Polizei sprach von 
25 000) gegen die AfD protestier¬ 
ten, erwartet die AfD offenbar auch 
in Augsburg ein heißer Empfang. 

Rund 2000 Polizeibeamte aus 
ganz Deutschland werden wegen 
des Parteitages der AfD am 30. 
Juni und 1. Juli im Einsatz sein. Es 
wurden bereits mehrere Gegende¬ 
monstrationen angemeldet, zu de¬ 
nen jeweils mehrere Tausend Teil¬ 
nehmer erwartet werden. 

Ankerzentren bis zum 
Herbst 

Sechs „Ankerzentren“, will Seeho¬ 
fer bis September als Pilotprojek¬ 
te eröffnen. Dort sollen jeweils bis 
zu 1500 Geflüchtete, darunter auch 
Familien mit Kindern, bis zum Ab¬ 
schluss ihres Asylverfahrens und 
einer möglichen Abschiebung un¬ 
tergebracht werden. Trotz massiver 
Kritik, auch vom Koalitionspartner 
SPD, hält Innenminister Seehofer 
an seinem Projekt fest. Auch viele 
Bundesländer - mit Ausnahme von 
Bayern und Sachsen -, die Polizei 
und Verbände sind strikt dagegen, 
sie mahnen konkretere Projekte an. 

Niedersachsens Innenminister 
Boris Pistorius (SPD) hält Geset¬ 
zesänderungen zunächst „sogar auf 
Ebene des Grundgesetzes“ für nö¬ 
tig. Seehofer hatte erklärt, Geset¬ 
zesänderungen seien für die geplan¬ 
ten Pilotprojekte nicht erforderlich. 

SPD streitet über 
Russlandkurs 

Bei seinem Amtsantritt hatte Bun¬ 
desaußenminister Heiko Maas ei¬ 
nen harten Kurs gegen Russland 
angekündigt und auch entspre¬ 
chende Schritte unternommen. In¬ 
nerhalb der SPD gibt es darüber zu¬ 
nehmend Streit. Vor der SPD-Vor- 
standssitzung zur außenpolitischen 
Linie der Partei haben führende 
Sozialdemokraten einen intensi¬ 
veren Dialog mit Russland gefor¬ 
dert. Sie drängen darauf, die gegen 
Russland verhängten Sanktionen 
zu überprüfen oder von Seiten der 
EU zu lockern, um das angespannte 
Verhältnis wieder zu entkrampfen. 
„Deutschland und Russland haben 
ein gemeinsames Interesse, wieder 
zu einer engeren Partnerschaft zu¬ 
rückzufinden“, sagte Mecklenburg- 
Vorpommerns Ministerpräsiden¬ 
tin Manuela Schwesig der „Welt“. 
Bundestagsvizepräsident Thomas 
Oppermann (SPD) erklärte gegen¬ 
über der Zeitung, permanenter Di¬ 
alog sei das wichtigste Mittel beim 
Umgang mit schwierigen Partnern. 

Auch Brandenburgs Minister¬ 
präsident Dietmar Woidke (SPD) 
mahnte zu mehr Kooperation statt 
Konfrontation mit Moskau: „Wir 
müssen raus aus der Spirale der Es¬ 
kalation. Das ist der einzige Weg, 
der zum Erfolg führen kann.“ 

Sammlung vertagt 

Sahra Wagenknecht, die Kovorsit- 
zende der Bundestagsfraktion, ver¬ 
schiebt die Gründung ihrer neuen 
Sammlungsbewegung auf die Zeit 
nach der Fußballweltmeisterschaft. 
Die auch in der eigenen Partei sehr 
umstrittene Initiative soll nun im 
September starten. Die von ihr und 
ihrem Ehemann, Oskar Lafontaine, 
geplante Bewegung soll generell 
auch Mitgliedern anderer Parteien 
offenstehen. Sie begründen dies da¬ 
mit, dass die klassischen linken Par¬ 
teien keine Mehrheit mehr hätten. 

Inzwischen ist der Entwurf ei¬ 
nes Gründungsaufrufs bekannt. In 
elf Punkten werden Ziele wie die 
Rückkehr zur Friedenspolitik Willy 
Brandts, sichere Arbeitsplätze und 
gute Löhne, exzellente Bildung 
usw., aber auch „ein europäisches 
Deutschland in einem geeinten Eu¬ 
ropa souveräner Demokratien, bei 
Wahrung kultureller Eigenständig¬ 
keit und mit Respekt vor Tradition 
und Identität“ aufgeführt. Konkre¬ 
ter wird man darin nicht. Wachsen¬ 
de Ungleichheit sieht man lediglich 
als Folge politischen Versagens. 
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Großer Erfolg für Kolumbiens Linke 

Gustavo Petro sucht Bündnispartner für die Stichwahl 



Revolutionärer Journalismus - Carlos Lozano war als Chefredakteur von „Voz 1 
Nachfolger des 1994 ermordeten Manuel Cepeda. 


D ie erste Runde der Präsident¬ 
schaftswahlen in Kolumbien hat 
wie erwartet keine Entscheidung 
gebracht. Gustavo Petro und seine Vi¬ 
zepräsidentschaftskandidatin Angela 
Maria Robledo haben mit 25,1 Prozent 
das beste Ergebnis eines nichtoligarchi- 
schen Kandidaten seit Jahrzehnten er¬ 
reicht; er wurde von den radikaleren lin¬ 
ken Kräften, darunter die Kolumbiani¬ 
sche KP, unterstützt. Der Kandidat des 
rechtsextremen Ex-Präsidente Uribe, 
Ivan Duque, gewann mit 39,1 Prozent. 

Knapp hinter Petro schaffte der als 
Mitte-Links gehandelte Nelson Fajardo 
23,7 Prozent, weit vor dem rechtskon¬ 
servativen German Vargas Lleras, der 
seine Anhänger mit 7,3 Prozent ent¬ 
täuschte. Mit 2,1 Prozent kam der ehe¬ 
malige Chefunterhändler der Regierung 
bei den Friedensgesprächen mit den 
FARC, Humberto de la Calle, als Letz¬ 
ter der bekannteren Kandidierenden ins 
Ziel; drei weitere Kandidaturen blieben 
zusammen unter einem Prozent. 1,7 Pro¬ 
zent der Stimmzettel blieben leer; die 
Beteiligung war mit 53,4 Prozent für 
kolumbianische Verhältnisse hoch. 

Deren Anstieg war einer Situati¬ 
on geschuldet, wonach es in den letz¬ 
ten Wochen immer deutlicher danach 
aussah, dass nicht zwei rechte Kandida¬ 
ten in die Stichwahl kommen würden 
und dass jede Art von Mobilisierung 
erfolgversprechend war. Während sich 
die Wahlentscheidung bei der Rechten 
am Ende wesentlich auf Duque konzen¬ 


trierte, lag Gustavo Petro am Ende mit 
4,85 Millionen nur 260 000 Stimmen vor 
Nelson Fajardo. 

Beide stehen für eine Fortführung 
des Friedensprozesses im Land, wäh¬ 
rend Duque und zum Teil auch Var¬ 
gas die Ergebnisse der Verhandlungen 


mit den FARC revidieren wollen. Pet¬ 
ro ist also gut beraten, wenn er neben 
einer kostenfreien Bildung und der so¬ 
zialen Frage das Friedensthema fort¬ 
führt, um die Wählerschaft Fajardos 
für sich zu gewinnen. Duque wird mit 
dem in Kolumbien durchaus wirksa¬ 


men Schreckgespenst einer „Venezo- 
lanisierung“ dagegen halten: Petro ste¬ 
he für Verstaatlichung und Verarmung 
der Mittelschichten. Gustavo Petro hat 
sich in einer ersten Stellungnahme auf 
jene Mittelschichten bezogen und will 
das Kunststück vollbringen, dass „die 
Armen reicher werden, ohne dass die 
Reichen ärmer werden“. 

Ohne sich an anderen zu berei¬ 
chern, ist das schlicht und ergreifend 
nicht möglich. Da eine Ausbeutung an¬ 
derer Länder mangels Multis nicht in¬ 
frage kommt, bleibt also eine massive 
Nutzung von Bodenschätzen, im Falle 
Kolumbiens also Steinkohle und Metal¬ 
le. Das wäre kein Unterschied zur Wirt¬ 
schaftspolitik der Rechtsregierungen 

Carlos Lozano ist gestorben 


der letzten Jahrzehnte, aber mit anderer 
Gewinnverteilung - das Modell Vene¬ 
zuelas. Und genau davor warnt Duque. 

Die Chancen von Gustavo Petro, ei¬ 
nem Aktivisten der früheren linkspatri¬ 
otischen Guerilla M-19, stehen für die 
Stichwahl am 17. Juni rechnerisch gar 
nicht schlecht, denn die Rechte sum¬ 
miert formal zur Zeit weniger als 50 
Prozent. Eine Akzentsetzung auf sozi¬ 
ale Sicherheit und die Gewissheit, dass 
nur ein Mindestmaß an Gerechtigkeit 
den inneren Frieden absichern kann, 
könnte dafür sorgen, dass der Löwen¬ 
anteil von Fajardos und De la Calles 
Wählerschaft sich für Petro entscheidet. 
Oder mindestens gegen Duque. 

Günter Pohl 


Carlos Lozano, stellvertretender Vorsitzender der Kolumbianischen KP und 
Chefredakteur von deren Wochenzeitung „Voz“, ist am 23. Mai nach langer 
Krankheit im Alter von fast 69 Jahren in Bogota verstorben. Er war mit seinen 
verschiedenen verdeckten Initiativen einer der ganz entscheidenden Wegbe¬ 
reiter des Friedensprozesses zwischen Regierung und FARC. Carlos Lozano war 
Autor von einem Dutzend Büchern über Konflikt und Lösungsmöglichkeiten 
in Kolumbien und wurde so immer wieder zur Zielscheibe rechter Gruppen. 
Inmitten widrigster Umstände hat er das Erscheinen von „Voz“ als Sprachrohr 
der demokratischen Kräfte im Land ohne Rücksicht auf die eigene Gesundheit 
abgesichert. Die DKP kondolierte der Partei und seiner Familie:„Dass in Kolum¬ 
bien der Wille zum Frieden so stark verankert ist, ist das Werk von vielen. Aber 
dass es letztlich zu einer Situation kam, in der eine Kandidatur für den Frieden 
tatsächlich eine reale Chance auf den Sieg bei der Präsidentschaftswahl hat, 
ist Werk derer, die so lange dafür gekämpft haben.“ Carlos Lozano wurde unter 
großer Anteilnahme am 25. Mai eingeäschert. 


Gemeinsam für ein Ja 

Irinnen und Iren stimmen für die Abschaffung des Verfassungszusatzes, 
der Abtreibungen verbietet 



In Irland feiern Frauen und Männer die Abschaffung des verhassten Verfassungszusatzes. Hier bei der Verkündung des 
Wahlergebnisses vor Dublin Castle. 


Stillstand im Dialog 

Nicaraguanische Regierung weist Putschplan der 
Opposition zurück 


Am 25. Mai 2018 haben die Irinnen und 
Iren eine historische Entscheidung ge¬ 
troffen: Der 8. Zusatz, der Abtreibun¬ 
gen generell für illegal erklärt, wird aus 
der Verfassung gestrichen. Eine über¬ 
wältigende Mehrheit von 66,4 Prozent 
stimmte im Referendum am vergange¬ 
nen Freitag mit „Yes“. 

Bisher hatte der 8. Zusatz zur Ver¬ 
fassung Schwangerschaftsabbrüche 
selbst nach Vergewaltigung und tödli¬ 
chen Fehlbildungen des Fötus verboten. 
Abtreibungen durften in bestimmten 
Situationen zur Rettung des Lebens der 
Mutter vorgenommen werden, aller¬ 
dings scheuten Ärzte oft davor zurück, 
diese auch durchzuführen. Kein Wun¬ 
der, wenn einen dafür bis zu 14 Jahren 
Gefängnis erwarten. In den letzten Jah¬ 
ren wurden viele Tragödien publik, die 
sicherlich auch zum Wandel der öffent¬ 
lichen Meinung beigetragen haben. So 
starb die 31-jährige Savita Halappana- 
var bei einer Fehlgeburt, weil Ärzte die 
lebensrettende Abtreibung verweiger¬ 


ten. Ihre Eltern hatten vor dem Refe¬ 
rendum dazu aufgerufen, an sie zu den¬ 
ken, wenn man sein Kreuz bei Ja oder 
Nein setzt. Amanda Mellet war gezwun¬ 
gen nach England zu reisen, um dort die 
Abtreibung eines Fötus vornehmen zu 
lassen, der außerhalb des Mutterleibes 
nicht lebensfähig gewesen wäre - in Ir¬ 
land hätte sie dem Kind beim Sterben 
Zusehen müssen. Die 38-jährige Sarah 
H. reiste nach Britannien, als sie wäh¬ 
rend ihrer Krebserkrankung schwanger 
wurde. In Irland war ihr die Abtreibung 
verweigert worden, ihre Lebenserwar¬ 
tung betrage schließlich noch 10 Mona¬ 
te - genug Zeit, um ein Kind auszutra¬ 
gen. Den Triumph des Referendums hat 
sie nicht mehr erlebt. 

Der Ausgang des Referendums ist 
auch Zeichen für den Machtverlust der 
katholischen Kirche. Nach unzähligen 
Missbrauchsskandalen und den Enthül¬ 
lungen über die zwei Jahrhunderte Aus¬ 
beutung von Müttern unehelicher Kin¬ 
der in den „Magdalena Laundries“ ge¬ 


nannten Wäschereien der katholischen 
Kirche taugt sie für wenige Irinnen und 
Iren noch als moralische Instanz. 

Die Kommunistische Partei Irlands 
begrüßte die Entscheidung des irischen 
Volkes gegen den „frauenfeindlichen 8. 
Zusatz“ und nannte die aktiven Teile 
der Nein-Kampagne einen „Teil der iri¬ 
schen Geschichte, der zurückgeht und 
verschwinden wird“. Die Wahl sei auch 
eine „signifikante Niederlage der reak¬ 
tionären Kräfte in den USA, Britanni¬ 
en, Deutschland und anderen europäi¬ 
schen Ländern, die sich durch Finanzie¬ 
rung, Materialien und Propagandisten 
direkt in die Referendumskampagne 
eingemischt haben“. 

Ein Gesetzentwurf der neoliberalen 
Regierungspartei „Fine Gael“, der bis 
zum Jahresende verabschiedet werden 
soll, sieht vor, dass Schwangerschafts¬ 
abbrüche bis zur 12. Woche ohne Anga¬ 
be von Gründen legal sind. Damit hätte 
Irland ein liberaleres Abtreibungsrecht 
als Deutschland. Melina Deymann 


Die innenpolitische Krise in Nicaragua 
verschärft sich, weil die Opposition auf 
der Absetzung aller Regierungs- und 
Staatsorgane besteht. „Alle ihre Forde¬ 
rungen laufen auf einen Putsch hinaus“, 
erklärte der Vertreter der FSLN-Regie- 
rung, Außenminister Dennis Moncada, 
beim Nationalen Dialog mit der Op¬ 
position. Zu ihr gehören Vertreter des 
Unternehmerverbands COSEP, die von 
ihm protegierte Studentenorganisation 
„19. April“, die (angeblich) Sandinisti- 
sche Erneuerungsbewegung MRS, Un¬ 
ternehmerverbände, ethnische Interes¬ 
sengruppen, Rechtsliberale, Konserva¬ 
tive, eine Anti-Kanal-Organisation und 
eine autonome Frauen-Organisation. 

Die als Vermittler angerufene Bi¬ 
schofskonferenz setzte den Dialog aus, 
nachdem in der vorletzten Maiwoche 
kein Konsens zwischen Regierung und 
Opposition erreicht worden war. Es 
wurde eine Sechser-Kommission beider 
Seiten zur Überwindung des Stillstands 
eingesetzt. Straßenblockaden verursa¬ 
chen Versorgungsengpässe, mehr Ar¬ 
beitslosigkeit und den Bankrott von 
kleinen Gewerbetreibenden. 

Die Menschenrechtskommission 
CIDH der Organisation der Amerika¬ 
nischen Staaten (OAS) übte in einem 
Untersuchungsbericht harte Kritik an 
der Regierung wegen der Gewaltan¬ 
wendung gegen Demonstranten und 
verlangte Aufklärung. Es seien seit 
dem 18. April in fünf Wochen 78 Men¬ 
schen getötet und 868 verletzt worden. 
438 Personen seien verhaftet und viele 
misshandelt worden. Der CIDH-Be- 
richt sagt allerdings nicht, zu welcher 
Konfliktseite die Opfer gehörten und 
erwähnt auch nicht die Gewaltanwen¬ 
dung der oppositionellen Kräfte, denen 
Menschen zum Opfer fielen, was den 
Bischöfen ebenfalls keine Erwähnung 
wert war. Beide sind als Hardliner und 
Demagogen bekannt. Auf Seiten der 
FSLN werden inszenierte Selbst-Atten¬ 
tate der Opposition befürchtet, die zum 
Bürgerkrieg führen könnten. 

Der OAS-Generalsekretär Almagro 
kritisierte in einer Video-Botschaft die 
„Lügen der politischen Opposition in 
Nicaragua“, die der OAS Nachgiebig¬ 
keit gegenüber der Regierung Ortega 
vorwarf. Aber „eine Lösung kann es 
nur durch verfassungsgemäße allgemei¬ 


ne Wahlen ohne Ausgrenzung geben“, 
so Almagro. 

Patricia ist im ersten Jahr FSLN- 
Stadtverordnete in Managua. Seit 24 Jah¬ 
ren macht sie ehrenamtliche kommunal¬ 
politische Arbeit in ihrem Wohngebiet. 
„Ich habe mich um jugendliche Banden¬ 
mitglieder gekümmert, um sie aus der 
Kriminalität zu holen. Ihre Zahl hatte 
unter den rechten Regierungen seit 1990 
stark zugenommen“, sagte sie gegenüber 
der UZ. „Unsere FSLN-Regierung hat 
ab 2007 freie Berufsbildungskurse ein¬ 
gerichtet und ich habe Jugendliche ohne 
Schulabschluss dafür geworben und mit 
Essen unterstützt. Deshalb respektieren 
mich einige Bandenmitglieder. Aber nun 
bekomme ich Morddrohungen. Vorher 
blieben die Banden in ihren Wohnvier¬ 
teln unter sich, jetzt vereinen sie sich mit 
anderen.“ Die Besetzer der privaten Uni¬ 
versität UPOLI in Patricias Wohngebiet 
erlaubten nicht einmal sympathisieren¬ 
den Journalisten eine Besichtigung. In 
diesem Hauptquartier der Bewegung 
„19. April“ werden Waffenarsenale und 
Anführer krimineller Banden vermutet. 
Von dort ging u.a. die Entführung von 
sieben Bussen sowie die wiederholte 
Brandstiftung am Bezirksbüro der FSLN 
und dem kommunalen Bezirksamt aus. 

Der drogenabhängige Gelegen¬ 
heitsdieb Jorge berichtete der UZ be¬ 
geistert von seiner Unterstützung der 
UPOLI-Besetzer: „Ich wechsle mich 
mit denen beim Mörserschießen ab und 
sie geben mir was zu essen. Allerdings 
haben die Anführer bessere Sachen, 
Marihuana, und trinken Rum.“ Jor¬ 
ge genoss offenbar seine unerwartete 
neue Wichtigkeit. Ein Kumpan freute 
sich: „Es kommt keine Polizei ins Vier¬ 
tel, toll! Wir können koksen so viel wir 
wollen!“ Bisher galt Nicaragua als ein 
Damm gegen die Ausdehnung von Ju¬ 
gendbanden in Honduras, El Salvador 
und Guatemala in den Süden Zentral¬ 
amerikas. Sie sind Teil des organisierten 
Verbrechens und Drogenhandels. „Wir 
sehen uns bekannte Bandenmitglieder 
an den Straßensperren“, berichtet Pat¬ 
ricia. „Manchmal bekommen sie dafür 
Geld von Leuten im Hintergrund. Bei 
einem Sturz der FSLN-Regierung wür¬ 
den die Jugendbanden und der Drogen¬ 
handel massiv zunehmen.“ 

Enrique Herrera, Managua 
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Für eine neue Volksfront 

280 000 demonstrieren in Frankreich gegen Macron und seine Politik 



„Vereint für Gleichheit, soziale Gerechtigkeit, die Solidarität und den Frieden“ - Demonstration in Lille 


A m 26. Mai demonstrierten in 
mehr als 200 Städten Frankreichs 
über 280 000 Menschen. 80 000 
meldete die CGT für Paris. Das seit 
Jahrzehnten nicht dagewesene Ereig¬ 
nis wurde seit dem 17. Mai nach einem 
Treffen mit sozialen und politischen 
Organisationen im Hauptsitz der CGT 
vorbereitet. Sie riefen zum „Erhalt der 
Sozialversicherung und des öffentli¬ 
chen Dienstes auf, da die demütigen¬ 
de Politik der Regierung im Zuge ist, 
eine ganze Zivilisation zunichte zu ma¬ 
chen“ Kaum zu zählen sind die durch¬ 
gepeitschten „Reformen“ der Macron- 
Regierung: Abbau gewerkschaftlicher 
Rechte, Kürzungen bei sozialen Hilfen 
und im Rentenbereich, beabsichtig¬ 
te Stellenstreichungen im öffentlichen 
Dienst, aber auch eine institutionelle 
Reform. Zu letzterer ist bisher durchge¬ 
sickert: Zurechtstutzen des Parlaments 
von derzeit 577 Abgeordneten auf 404 
und des Senats von 348 auf 244 Abge¬ 
ordnete. Hinzu kommen Kürzungen der 
Antragszeiten. Zusammensetzung der 
Strafgerichte nur noch aus beamteten 
Richtern (also keine zivilen Beisitzer). 
Das bedarf einer Verfassungsänderung. 

Die CGT appellierte an alle sozialen 
Kräfte, sich zu einer „Flut des Volkes für 
Gleichheit, soziale Gerechtigkeit und 
Solidarität“ zusammenzuschließen „mit 
dem Ziel einer anderen Verteilung des 
Reichtums in unserem Land“. Unter¬ 
schiedliche politische Orientierungen 
seien kein Hindernis für den Demonst¬ 
rationszug, erklärte die Sprecherin der 
CGT, Catherine Perret: „Außer, dass 
man nie mit Organisationen der extre¬ 
men Rechten spricht.“ Der Erfolg des 
Tages, so das Kommunique der CGT, sei 
ein neuer Höhepunkt, um Schlägen der 
Bosse, des Präsidenten und seiner Par¬ 
lamentsmehrheit zu begegnen. 

Den Appell nahmen mehr als 60 
Parteien sowie soziale und politische 


Am 10. Mai griffen israelische Flug¬ 
zeuge in den schwersten Angriffen 
seit Jahrzehnten Ziele in Syrien an. 
Vorausgegangen waren Angriffe auf 
dem Golan. Syrische Medien berich¬ 
teten von Angriffen aus dem israelisch 
besetzten Golan auf syrische Armee¬ 
einheiten, die mit syrischen Angriffen 
beantwortet wurden. Das israelische 
Militär sprach von unprovozierten 
„iranischen“ Angriffen. 

Es geht vor allem um Wasser.Für 
die israelische Landwirtschaft, ist vom 
Staat geliefertes Wasser ein wesentli¬ 
cher Produktionsfaktor. Auf Entsal¬ 
zung von Meerwasser zu setzen, wür¬ 
de die Rentabilität des Agrarsektors 
deutlich verringern. Mit der Besetzung 
der syrischen Golan-Höhen war Isra¬ 
el entgegen internationalem Recht in 
der Lage, die Entnahme von Wasser 
aus dem Tiberias-See zu steigern. Mit 
Hilfe dieses Wassers konnte Israel 
auch die schlimmste Dürre „seit 900 
Jahren“, wie die NASA es nannte, in 
den ersten Jahren des Jahrtausends 
überstehen. 

1967 hatte das israelische Militär 
zwei Drittel der Golanhöhen besetzt, 
Siedler folgten und 1981 annektierte 
Israel per Gesetz das besetzte Gebiet 
auf dem Golan. Die UN-Resolution 
497 erklärte die Annexion für null und 
nichtig, doch Netanjahu erklärte 2016: 
„Die Golan-Höhen werden für immer 
in den Händen Israels bleiben ...“ 

Die syrische Regierung hat die An¬ 
nexion ebenso wenig anerkannt wie 
die UN, die zumindest in ihren offi¬ 
ziellen Erklärungen die Golanhöhen 
als syrisches Staatsgebiet anerkennen. 
Verhandlungen zwischen beiden Sei¬ 
ten führten nie zu einem Ergebnis. Auf 
syrischer Seite bestand der Eindruck, 
Israel wollte die Verhandlungen im¬ 
mer weiter in die Länge ziehen, um in 
der Zwischenzeit Fakten vor Ort zu 
schaffen. 


Organisationen auf, unter ihnen Attac, 
mehrere Verbündete von und „France 
Insoumise“ selbst, der PCF, kommunis¬ 
tische Gruppierungen, Umweltschützer 
und die Friedensbewegung. 

Die Demonstrationszüge riefen die 
Regierungstreuen auf den Plan. Der 
Innenminister drohte am 26. Mai mit 
Demonstrationsverbot, denn die De¬ 
monstranten seien Komplizen von Ran¬ 
dalierern. „Wenn man morgen noch das 
Recht zu demonstrieren ausüben will, 
(...) müssen sich die Personen, die ihre 
Meinung ausdrücken wollen, gegen die 
Randalierer wehren“, ignorierte er die 
Verantwortung staatlicher Ordnungs- 


Zu Beginn des Krieges gab es Spe¬ 
kulationen, ob israelischen Sicher¬ 
heitsinteressen durch eine stabile Re¬ 
gierung in Damaskus mehr gedient 
wäre als durch die Herrschaft sunni¬ 
tischer Extremisten. Auf dem Golan 
gab das israelische Militär die Antwort 
auf die Spekulationen - und sie war 
eindeutig. Die Dschihadisten erhielten 
logistische und medizinische Unter¬ 
stützung durch die israelische Armee. 
Bis zu 2 000 Kämpfer wurden in Is¬ 
rael medizinisch betreut und nach ih¬ 
rer Genesung wieder nach Syrien ge¬ 
schickt, wie das u. a. das „Wall Street 
Journal“ berichtete. Gelegentlich griff 
die israelische Luftwaffe auch direkt 
in den Krieg auf dem Golan ein. So 
sind neben al-Tanf und Daraa, wo sie 
die USA unterstützen, auch Gebiete 
um den Golan noch unter Kontrolle 
der Dschihadisten - mit Hilfe Israels. 

2009 hatte Netanjahu den Iran als 
Begründung für die Annexion des Go¬ 
lan ins Spiel gebracht: „Die Rückgabe 
der Golan-Höhen würde sie zur Front¬ 
linie des Iran machen und damit den 
ganzen Staat Israel bedrohen.“ Da war 
es nur noch ein kleiner Schritt, einen 
angeblichen Angriff iranischer Ein¬ 
heiten auf israelische Stützpunkte 
auf dem Golan als Vorwand für einen 
großen Angriff auf Syrien zu nehmen. 
Nach dem Muster der USA erweitert 
mittlerweile auch Israel eine „Sicher¬ 
heitszone“ bis weit nach Syrien hin¬ 
ein, um die syrische Armee und ihre 
Verbündeten von der eigenen Grenze 
fernzuhalten. 

Die syrische Armee bereitet den¬ 
noch eine Offensive vor, um die Dschi¬ 
hadisten von der syrischen Seite des 
Golan zu vertreiben. Wenn es dazu 
kommt, wird das israelische Mili¬ 
tär vermutlich erneut auf Seiten der 
Dschihadisten eingreifen - gegen vor¬ 
geblich iranische Angriffe. 

Manfred Ziegler 


kräfte. „Diejenigen, die demonstrieren 
wollen um das Land zu blockieren“, 
so Macron am Vortage der Demo im 
BFM-TV, „werden es nicht schaffen. 
(...) Keine Unordnung hält mich auf, 
und die Ruhe wird wieder einkehren.“ 
Niemand habe Grund zu demons¬ 
trieren oder ändere etwas damit, so 
Benjamin Griveaux, rechte Hand von 
Macron, am 27. Mai im „Parisien“. „Die 
beste soziale Politik ist, jedem erlau¬ 
ben zu arbeiten. [...] Im Land der Men¬ 
schenrechte stehen im Mittelpunkt un¬ 
seres Kampfes die Rechte des armen 
Menschen.“ Grund des Versagens des 
sozialen Modells vergangener Jahrzehn¬ 


te seien Subventionen für Arbeitslose, 
für sozial-kulturelle Vereine u.a. statt 
Hilfe zur Selbsthilfe. Die in Frankreich 
erkämpften sozialen Fortschritte be- 
zeichnete er als „Almosen der Repub¬ 
lik“. Seine Regierung werde mit diesem 
kontraproduktiven Verhalten brechen. 

Jean-Luc Melenchon von den „Auf¬ 
rechten Frankreichs“ unterstrich, dass 
am 26. Mai die Bewegung auf eine brei¬ 
te Basis gestellt wurde. Es gehe nicht 
darum, dass die Gewerkschaften ir¬ 
gendeinem politischen Kurs folgten. 
„Eine Volksfront zu wollen ist eine an¬ 
dere Art, von der Einheit des Volkes zu 
sprechen“. Alexandra Liebig 


Seesperre 
zum Gazastreifen 

Israel will im Meer eine Sperranlage 
zum Gazastreifen bauen. Kriegsmi¬ 
nister Lieberman teilte am Sonntag 
mit, der Bau eines „weltweit einzig¬ 
artigen Hindernisses“ habe begon¬ 
nen. Es handelt sich um eine Art 
Wellenbrecher, der bis Jahresende 
fertig gebaut sein soll. Laut Lieber- 
mans Büro sei die Anlage undurch- 
dringbar. 

Die Veranstalter von Protesten im 
Gazastreifen, die am 30. März be¬ 
gonnen hatten, kündigten am Sonn¬ 
tag eine Aktion auf See an. Am 
Dienstag solle von Gaza aus ein 
Schiff in See stechen, um die Blo¬ 
ckade des Palästinensergebiets zu 
brechen. Gaza sei heute „das größ¬ 
te Gefängnis der Welt“. 

Bei einem israelischen Angriff 
auf Gaza sind am Sonntag drei Pa¬ 
lästinenser getötet worden. Ziel des 
Angriffs war nach Angaben der is¬ 
raelischen Armee ein militärischer 
Aussichtsposten. Es habe sich um 
„eine Reaktion“ auf die Explosion 
eines von Palästinensern gelegten 
Sprengsatzes gehandelt. Dabei war 
allerdings niemand verletzt worden. 

Die israelische Luftwaffe hatte 
bereits in der Nacht Stellungen der 
Hamas angegriffen. Als Rechtfer¬ 
tigung brachte ein Armeesprecher 
vor, man habe damit auf „das Vor¬ 
dringen mehrerer Palästinenser auf 
israelisches Gebiet“ reagiert. UZ 

Terror im Donbass 

Seit etwa zwei Monaten gilt im 
Donbass ein weiterer Waffenstill¬ 
stand. Anders als bei den vorheri¬ 
gen ist es diesmal nicht einmal zu 
einem Rückgang des ukrainischen 
Beschusses auf Wohngebiete ge¬ 
kommen. In den letzten zwei Wo¬ 
chen wurden drei Zivilisten getötet, 
dreizehn verletzt, mehr als 50 Häu¬ 
ser wurden zerstört oder beschädigt. 
In Gorlowka wurde eine Schule 
beschossen, in einigen Stadtteilen 
mussten die Schulen deswegen ge¬ 
schlossen werden.Die Donezker Fil¬ 
terstation, wichtig für die Trinkwas¬ 
serversorgung von fast einer halben 
Million Menschen auf beiden Sei¬ 
ten der Frontlinie, wird regelmäßig 
von ukrainischer Seite beschossen, 
ebenso die Busse, die das Personal 
dorthin bringen. Auch hier gab es 
mehrere Verletzte. 

In den letzten zwei Wochen gab 
es im Norden der Donezker Volks¬ 
republik (DVR) bei Gorlowka Ver¬ 
suche der ukrainischen Streitkräfte, 
die Verteidigungslinie der DVR zu 
durchbrechen, was nach Aussage der 
Streitkräfte der DVR für die ukraini¬ 
sche Armee mit erheblichen Verlus¬ 
ten und der Aufgabe günstiger Stel¬ 
lungen endete. Die Streitkräfte der 
DVR sind dazu übergegangen, offen 
Positionen der ukrainischen Streit¬ 
kräfte zu liquidieren, um Angriffe auf 
die Zivilbevölkerung einzudämmen. 

Wie bereits zuvor ist die ukrai¬ 
nische Armee auch in einige Gebie¬ 
te der Pufferzone an der Frontlinie 
vorgedrungen. Ganz offensichtlich 
mit westlicher Billigung, denn der 
besondere Vertreter des US-Außen¬ 
ministeriums für die Ukraine, Kurt 
Volker, hat dies - völlig an diesem 
internationalen Abkommen vor¬ 
bei - als mit den Minsker Verein¬ 
barungen im Einklang stehend be¬ 
zeichnet. 

Ob und wann eine direkte Of¬ 
fensive der Ukraine zu erwarten ist, 
ist offen. Hinweise und Ankündi¬ 
gungen von ukrainischer Seite hat es 
schon mehrfach gegeben; die jetzige 
Situation ist durchaus alarmierend. 
Möglicherweise will die ukrainische 
Führung jedoch nur ihre Forderung 
nach einem Blauhelmeinsatz durch 
eine bewusste Eskalation unter¬ 
mauern - was gut funktioniert, weil 
die OSZE-Mission regelmäßig An¬ 
greifer und Verteidiger gleichsetzt. 
Ein weiteres Ziel ist es, die Situation 
innerhalb der DVR zu destabilisie¬ 
ren, indem die Lage in den Frontge¬ 
bieten, trotz aller Bemühungen der 
DVR-Behörden, dem entgegen zu 
wirken, unerträglich gemacht wird. 

Renate Koppe 


Verurteilung der Sanktionen 

Zum Rückzug der USA aus dem JCPoA-Abkommen 
und der daraus folgenden Gefahr für den Weltfrieden 

Die unterzeichnenden kommunistischen und Arbeiterparteien, die am 20. Mai 
2018 an der Sitzung der Arbeitsgruppe des IMCWP in Athen teilnahmen, ver¬ 
urteilen die Entscheidung der Trump-Regierung, die Vereinigten Staaten - un¬ 
ter völliger Missachtung der Weltöffentlichkeit - aus dem Abkommen mit dem 
Iran über den „Gemeinsamen umfassenden Aktionsplan“ (JCPoA) von 2015 
herauszunehmen mit allen gefährlichen Folgen, die dies jetzt nach sich zieht. 

Der Rückzug der Vereinigten Staaten aus dem JCPoA-Abkommen zwi¬ 
schen den fünf ständigen Sicherheitsratsmitgliedern sowie Deutschland (P5 + 
1) und dem Iran am 8. Mai 2018 hat die Spannungen in der Region erheblich 
verschärft und die Gefahr eines neuen verheerenden Krieges im Nahen Osten 
anwachsen lassen. 

Wir verurteilen ebenfalls die Wiederaufnahme von Wirtschafts- und Ban- 
ken-/Währungssanktionen gegen den Iran, die eine rechtswidrige Verletzung 
eines vom UN-Sicherheitsrat ratifizierten internationalen Abkommens darstel¬ 
len würden. Sowohl die UNO als auch die IAEA haben das Ausscheiden der 
USA kritisiert und bestätigt, dass die iranische Seite alle ihre Verpflichtungen 
aus dem JCPoA erfüllt hat. 

Die Handlungen und die Politik der US-Regierung in Bezug auf den Iran 
sind - und werden weiterhin - mit denen der Regierungen Israels und Saudi- 
Arabiens koordiniert. Die jüngste militärische Aggression gegen Syrien, ein¬ 
schließlich der Luftangriffe der israelischen Streitkräfte, hat die Möglichkeit 
eines umfassenden Krieges verstärkt. 

Die unterzeichnenden Parteien sind besorgt, dass, wenn die gegenwärtige 
Eskalation der Aggression durch die USA und ihre Verbündeten im Nahen 
Osten nicht sofort eingedämmt und umgekehrt wird, die reale Möglichkeit 
eines neuen katastrophalen Krieges mit unvorhersehbaren Konsequenzen für 
Frieden und Stabilität in die Region sehr groß ist. 

Unsere Parteien verurteilen jeden militärischen Angriff auf den Iran und/ 
oder die Anwendung von Wirtschaftssanktionen als Mittel, die Bevölkerung 
dieses Landes auszuhungern. Weiter sind wir der Meinung, dass diese Handlun¬ 
gen einen katastrophalen Einfluss auf den andauernden Kampf des iranischen 
Volkes um Frieden, Souveränität, soziale Gerechtigkeit sowie demokratische 
und Menschenrechte haben werden. 

Die Zukunft des Iran und seines politischen Systems ist ganz allein eine Sa¬ 
che des iranischen Volkes, das eine ausländische Intervention in seinem Land, 
gleichgültig unter welchem Vorwand, ablehnt. 

Die unterzeichnenden Parteien rufen weltweit alle Kräfte auf, die sich für 
Frieden und Abrüstung einsetzen, die der UN-Charta widersprechende Kon¬ 
frontationspolitik der US-Regierung und ihrer israelischen Verbündeten zu 
verurteilen. Sie müssen sich dafür einsetzen, dass keine Regierung der Welt 
jegliche Sanktionen gegen den Iran unterstützt und sich dem Druck der USA 
nicht unterwirft. 

Athen, 20. Mai 2018 

Unterzeichnet von 42 kommunistischen und Arbeiterparteien 


Es geht um Wasser 

Israel wird die Golan-Höhen nicht zurückgeben 
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Ganz 
Berlin 
hasst die 
AfD! 

Zehntausende protestierten am 
Sonntag in Berlin gegen die AfD 

Z wölftausend ihrer Anhänger hatte die AfD-Führung erwartet. Aus dem ge¬ 
samten Bundesgebiet. Zum Aufmarsch der Partei in Berlin kamen am Sonn¬ 
tag weitaus weniger. Es fehlte wohl der mobilisierende Anlass. Die Polizei 
sprach von 5 000 Teilnehmern, die AfD korrigierte diese Zahl später nach oben. 

Mit diesem Aufmarsch, als „Großdemonstration“ deklariert, und einer Ab¬ 
schlusskundgebung wollte man in Berlin ein Zeichen setzen. Mit Deutschland¬ 
fahnen, „Stauffenberg“-Flaggen, Hetzparolen gegen Flüchtlinge, „Merkel-muss- 
weg“-Rufen. Doch überall, beim Auftakt am Hauptbahnhof, auf dem Weg, am 
Rande der Abschlusskundgebung gab es massive Proteste. 

Insgesamt waren 13 Gegenveranstaltungen in der Innenstadt angemeldet. Sie 
standen unter anderem unter dem Motto „Stoppt den Hass! Stoppt die AfD“. Auf 
dem „Platz der Republik“ vor dem Reichstagsgebäude herrschte ein Kommen und 
Gehen, fand eine Kundgebung statt, spielten Bands. Auch die UZ kam hier gut an. 
Es gab einen lautstarken Demonstrationszug von Berliner Clubbetreibern auf der 
Straße des 17. Juni, einen Bootskorso auf der Spree und viele andere Aktionen. 
Künstlerinnen und Künstler hatten eine „glänzende“ Demo organisiert. Junge 
Antifaschistinnen und Antifaschisten versuchten, den Aufmarsch der Rechten 
zu blockieren. Da aber die Polizei für großräumige Absperrungen gesorgt hatte, 
gelangten nur wenige Gegendemonstranten an den Zug der AfD. Über 2 000 Po¬ 
lizisten aus dem gesamten Bundesgebiet waren im Einsatz. 

Vor allem während der kurzen Abschlusskundgebung der AfD auf dem Pa¬ 
riser Platz am Brandenburger Tor gab es - von fast allen Seiten - massive und 
lautstarke Proteste. Mit Pfiffen und Rufen wie „Nazis raus“ oder „Ganz Berlin 
hasst die AfD!“ sowie Trommeln und Technobeats störten viele Tausende die 
Kundgebung der Rechten. 

Nicht die AfD, sondern diejenigen - die Polizei sprach von 25 000, doch es 
waren weitaus mehr -, die am 27. Mai in Berlin gegen sie auf die Straße gingen, 
setzten an diesem Tag gemeinsam ein eindeutiges Zeichen. 


Nina Hager 
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Positionen 
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Uli Brockmeyer zur Erweiterung des Kriegspakts 

NATO ohne Grenzen 


P ünktlich zu den ohnehin kom¬ 
plizierten Wahlen hat die NATO 
vor der staunenden Öffentlichkeit 
bekanntgegeben, dass Kolumbien als 
„Globaler Partner“ in das aggressivs¬ 
te Kriegsbündnis unserer Zeit einge- 
gliedert werden soll. Ausgerechnet das 
Land, das trotz eines Friedensvertrages 
mit der bisherigen Guerrilla-Organisa- 
tion FARC immer noch nicht zur Ruhe 
gekommen ist, in dem frühere Ange¬ 
hörige der FARC und deren Familien 
vom kolumbianischen Militär und von 
diversen Milizen weiterhin bedroht und 
bekämpft werden und wo es nicht ge¬ 
lingt, Friedensgespräche mit der Guer- 
rilla ELN zu einem erfolgreichen Ab¬ 
schluss zu bringen. 

Die Präsidentschaftswahlen in Ko¬ 
lumbien waren und sind vor allem von 
der Frage geprägt, ob das Friedensab¬ 
kommen mit den FARC Gültigkeit be¬ 
halten oder schlicht gekündigt wird, wie 
es sich der Kandidat der Rechten auf 
die Fahnen geschrieben hat. Der bis¬ 


herige Präsident Santos, der - im Un¬ 
terschied zu den Unterhändlern der 
FARC und zum vermittelnden kuba¬ 
nischen Präsidenten Raul Castro - für 
den Abschluss der Friedensgespräche 
einen Friedensnobelpreis eingeheimst 
hat, war ganz offenbar nicht willens, den 
Friedensgedanken der Gespräche von 
Havanna in seinem Land ausreichend 
Verbreitung ünden zu lassen. So konnte 
es dann passieren, dass die Aktivisten 
der FARC trotz völliger Entwaffnung 
und Rückkehr ins zivile Leben von vie¬ 
len Kolumbianern weiterhin als Feinde 
gesehen werden und deren Kandida¬ 
ten für die Präsidentschaft und für das 


künftige Parlament sogar von staatli¬ 
chen Einrichtungen an einem fairen 
Wahlkampf gehindert werden. 

Im Fall von Venezuela führt allein 
der Vorwurf eines „unfairen Wahl¬ 
kampfes“ dazu, dass sich die Reakti¬ 
onäre dieser Welt zu einer Heiligen 
Allianz zusammenschließen und das 
gottlose Regime von Präsident Maduro 
mit Sanktionen überhäufen. Das hegt 
- einfach formuliert - daran, dass sich 
Maduro und die ihn unterstützenden 
politischen Kräfte partout nicht dem 
Diktat des Westens unterwerfen wol¬ 
len. Kolumbien gehört zu den Ländern 
der sogenannten Lima-Gruppe, die auf¬ 


grund erfundener Wahlbetrugsvorwür¬ 
fe ihre Botschafter aus Caracas abgezo¬ 
gen und die diplomatischen Beziehun¬ 
gen zu Venezuela herabgestuft haben. 

In Kolumbien zeichnete sich seit 
einiger Zeit ab, dass der Kandidat der 
Rechten diese Präsidentschaftswahl 
für sich entscheiden wird, und er geht 
auch mit dem entsprechenden Vor¬ 
sprung in die Stichwahl. Somit kann 
man in Washington und im Brüsseler 
NATO-Hauptquartier damit rechnen, 
dass aus der anfänglichen Annäherung 
zwischen Regierung und Ex-Rebellen 
keine wirkliche Zusammenarbeit wird, 
dass also das Land wieder vollständig 


auf USA- und NATO-Kurs gebracht 
werden kann. Und da erschien es den 
Chefs der NATO wohl überaus pas¬ 
send, Kolumbien im zeitlichen Zusam¬ 
menhang mit den Wahlen offiziell in 
die Riege der „Globalen Partner“ auf¬ 
zunehmen - auch als Hinweis an alle 
Wähler in Kolumbien, nicht vom rech¬ 
ten Weg abzukommen, im doppelten 
Sinne des Wortes. 

Bisherige „Globale Partner“ sind 
übrigens solche Musterdemokratien 
wie Afghanistan und der Irak, oder 
auch Südkorea, wo ohne das Okay aus 
Washington keine Entscheidung ge¬ 
troffen wird. Aus Gründen der effekti¬ 
veren weltweiten Präsenz des Kriegs¬ 
paktes gehören dazu auch Australi¬ 
en, Japan, die Mongolei, Neuseeland 
und Pakistan. Auch deshalb sollen die 
Mitgliedstaaten des Paktes auf Kos¬ 
ten der Steuerzahler ihre Militäraus- 
gaben erhöhen - irgendjemand muss 
die Grenzenlosigkeit der NATO ja 
bezahlen. 



Es gilt, auf einen Mann aufmerksam zu 
machen, der zu den großen Denkern der 
europäischen Aufklärung zählt: Voltaire, 
eigentlich Francois-Marie Arouet, starb 
vor 240 Jahren, am 30. Mai 1778 in Paris. Er 
wurde 84 Jahre alt, lebte viele Jahre in Paris, 
veröffentlichte Dramen und viele literarische 
und philosophische Texte. Mit einem Zitat 
sei er hier genannt: „Dieses Leben ist ein fort¬ 
gesetzter Kampf, und die Philosophie ist das 
einzige Heilpflaster, das man auf die Wunden 
legen kann, die man von allen Seiten emp¬ 
fängt: es heilt nicht, aber es lindert; und das 
ist viel.“ Die französischen Revolutionsführer 
von 1789 griffen auf seine Vorstellungen von 
politischer Gleichheit vor dem Gesetz zurück. 
Wenn von den drei Quellen und den drei 
Bestandteilen des Marxismus die Rede ist, so 
nimmt Lenin ausdrücklich die französische 
Aufklärung in seine Betrachtungen auf, der - 
wenn auch inkonsequente - Materialismus 
Voltaires und anderer als Stufe philosophi¬ 
scher Erkenntnis ist ihm wichtig. 

Karl Marx hatte bekanntlich eine kritische 
Haltung zur Philosophie, als Heilmittel sei sie 
ungeeignet, weil heilen nicht ihre Aufgabe 
sei, sondern zur Veränderung der Verhältnisse 
habe sie beizutragen. HB 


Werte 

Kolumne von Georg Fülberth 


Die deutschen Fußball-Nationalspieler 
Ilkay Gündogan und Mesut Özil haben 
in London den türkischen Präsidenten 
Recep Tayyip Erdogan getroffen, sich 
mit ihm fotografieren lassen und ihm je 
ein Trikot ihrer britischen Clubs über¬ 
reicht, eines davon mit einer vereh¬ 
rungsvollen Widmung. Sofort wurden 
die Bilder für den Wahlkampf des um¬ 
strittenen Staatschefs genutzt. 

Erdogan ist ein Autokrat, der einen 
Krieg in den kurdischen Gebieten der 
Türkei und Syriens führt. Am 11. Janu¬ 
ar 2016 veröffentlichten 1128 Intellek¬ 
tuelle einen Appell „Wir werden nicht 
Teil dieses Verbrechens sein“. Sie folg¬ 
ten einer Initiative der seit 2012 beste¬ 
henden Bewegung „Akademiker für 
den Frieden“. Rasch erhöhte sich die 
Zahl der Unterschriften auf 2 212. Ca. 
500 Unterzeichnerinnen und Unter¬ 
zeichner wurden von ihren Universitä¬ 
ten entlassen. Nach dem Putschversuch 
vom Juli 2016 und der Verhängung des 
Ausnahmezustandes verloren weitere 
130 000 Menschen ihre Arbeit im Öf¬ 
fentlichen Dienst. 

Zu den Berufsverboten kommt die 
Verfolgung durch die Justiz. Mittlerwei¬ 
le gibt es mindestens 263 Verfahren und 
27 Festnahmen allein wegen des Frie¬ 
densappells. 

Wer Erdogans Politik ablehnt, wird 
sich über seine Unterstützung durch 
Gündogan und Özil nicht freuen. Sevim 
Dagdelen hat dazu das Nötige gesagt. 

Aber wenn zwei das Gleiche tadeln, 
meinen sie nicht immer dasselbe. Da 
gibt es ja auch noch Alice Weidel von 
der AfD. Die sieht sich in ihrer anti-is¬ 
lamischen Haltung bestätigt. Özil habe 


ja noch nie die deutsche Nationalhym¬ 
ne mitgesungen. Klarer Fall: Muslime 
gehören für sie nicht zu Deutschland. 

Mit der obszönen Beschimpfung 
Gündogans und Özils durch einen 
SPD-Stadtrat von Bebra wird sich kein 
Mensch von Geschmack gemein ma¬ 
chen wollen. Der Mann hat sich jetzt 
entschuldigt: seine Bemerkung sei 
„scheiße“ gewesen. Kann er auch an¬ 
dere Wörter? 



Georg Fülberth 


Der Präsident des Deutschen Fuß¬ 
ball-Bundes, Reinhard Grindel (CDU), 
befand, Gündogan und Özil hätten 
übersehen, dass Erdogan die Werte, für 
die sein Verband stehe, nicht respektie¬ 
re. Was mag er gemeint haben? 

Der DFB ist eine Massenorganisa¬ 
tion. Seine Mitglieder haben Spaß am 
Sport. Das muss reichen. Die FIFA und 
die Spitze des Deutschen Fußball-Bun¬ 
des stecken gerade in einem Skandal¬ 
sumpf. Wenn Grindel von Werten des 
DFB spricht, könnten etwas einfacher 
gestrickte Fans mutmaßen, diese hätten 
etwas mit Korruption zu tun. 


2015 besuchte Kanzlerin Merkel vor 
einer Wahl Erdogan und ließ sich mit 
ihm knipsen. Bald danach handelte sie 
ein Abkommen aus, wonach die Türkei 
Geflüchtete von der EU fernhält und 
dafür Millionen bekommt. Die Bundes¬ 
republik liefert Waffen an dieses NA¬ 
TO-Land, mit denen kurdische Men¬ 
schen ermordet werden. 

Im Vergleich dazu sind Gündogan 
und Özil, obwohl Millionäre, kleine Fi¬ 
sche. Dies mag erklären, dass Bundes¬ 
präsident Steinmeier ihnen eine Audi¬ 
enz gewährte und Joachim Löw sowie 
schließlich auch Grindel ihnen Absoluti¬ 
on erteilten. Fortsetzung des Tadels hätte 
auf Beurteilung des Regierungshandels 
überschwappen können. Dem wurde 
jetzt vorgebeugt, auch einer Diskussion 
über Belange der Rüstungsindustrie. 

Verschwiegen wird ein anderer Wert 
des Profi-Fußballs: der Kommerz. FIFA, 
Olympia und Bundesliga sind Unter¬ 
abteilungen der Werbebranche. Hier 
ist Kapital angelegt, das den Waren¬ 
umschlag fördern und somit die Rea¬ 
lisierung des in der Produktion erwirt¬ 
schafteten Mehrwerts erleichtern soll. 
Denkbar ist durchaus, dass die Mana¬ 
ger von Gündogan und Özil den Termin 
bei Steinmeier angeregt haben, um ihre 
Klienten - sie gelten als „Marken“ - 
weiterhin gut im Geschäft zu halten. Sie 
hätten sich dann in Übereinstimmung 
mit gesamtkapitalistischen Interessen 
befunden: die Nachfrage muss am Lau¬ 
fen gehalten werden. 

Wenn von Werten die Rede ist, soll¬ 
te man sicherheitshalber in Deckung 
gehen. Seit Gauck darf für sie geschos¬ 
sen werden. 


Markus Bernhardt über den BAMF-Skandal 


Der Fehler liegt 

Der Aufschrei der etablierten Politik 


bezüglich der Unregelmäßigkeiten in 
Sachen Anerkennung von Asylbewer¬ 
bern beim Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) ist heuchle¬ 
risch. Das BAMF ist direkt dem Bun¬ 
desinnenministerium unterstellt. Die 
Personalprobleme des Amtes sind dort 
seit Jahren bekannt. Im Rahmen der so¬ 
genannten Flüchtlingskrise der letzten 
Jahre wurde die Behörde mit berufs¬ 
fremden Arbeitskräften besetzt, von de¬ 
nen die Mehrheit nicht einmal eine fach¬ 
gerechte juristische Ausbildung besitzt. 
In Crash-Kursen, die meist nur wenige 
Wochen dauerten, wurden die Berufs¬ 
anfänger in Sachen Asylrecht geschult. 
Der Schutz von Verfolgten, immerhin ein 
Grundrecht, kann jedoch nicht von einer 
mangelhaften Ausbildung der Entschei¬ 
derinnen und Entscheider im BAMF ab- 
hängen. Die Vorgaben der etablierten 
Politik waren außerdem glasklar: Ent¬ 
scheidungsschnelligkeit vor Genauigkeit. 

Bundesinnen- und Heimatminister 
Horst Seehofer (CSU) erklärte dieser 
Tage: „Das Vertrauen in die Qualität 
der Asylverfahren und die Integrität 
des Ankunftszentrums Bremen ist mas¬ 
siv geschädigt worden. (...) Im Asyl¬ 
verfahren wird nach Recht und Gesetz 
entschieden. Die Qualität der Asylent¬ 
scheidungen steht für mich an erster 


im System 

Stelle.“ Dass es seine Amtsvorgänger 
und auch er selbst waren, die die frag¬ 
würdigen Zustände und die noch wei¬ 
ter sinkende Qualität im BAMF mas¬ 
siv befördert haben, davon will er nichts 
wissen. Doch neben Seehofer, seiner 
CSU und den anderen rechten Schrei¬ 
hälsen aus der Union tragen auch die 
völkisch-nationalistische AfD und die 
zunehmend zu deren Abziehbild ver¬ 
kommende FDP um Partei- und Frak¬ 
tionschef Christian Lindner, die Verant¬ 
wortung für die Zustände im BAMF. 
Von der SPD, die um des Machterhalts 
willen nicht nur in Sachen Flüchtlings¬ 
politik bereit ist, jedes dreckige und in¬ 
humane Spielchen mitzuspielen, ganz 
zu schweigen. 

Klar ist, die Verfehlungen im BAMF 
müssen rückhaltlos aufgeklärt werden. 
Jedoch: Flüchtlingen, denen nunmehr - 
sei es zu Recht oder nach herrschen¬ 
den Gesetzen auch zu Unrecht - ein 
Bleiberecht zugesprochen wurde, muss 
dieses jetzt auch gewährt werden. Wem 
fälschlicherweise ein Recht auf Asyl ab¬ 
gesprochen wurde, muss nun sein ge¬ 
setzlich garantiertes Grundrecht zuer¬ 
kannt bekommen. Ein Untersuchungs¬ 
ausschuss wird die Zustände im BAMF 
nicht beheben. Er ist einzig Wasser auf 
die Mühlen der Rassisten, Hetzer und 
Menschenfeinde. 


Herbert Becker zu Südostasien 


Absicherung der Interessen 


In der ganzen Debatte um Frieden und 
Stabilität gibt es zwei Kernpunkte: Die 
„Denuklearisierung“ der koreanischen 
Halbinsel und verbindliche Garantien 
für die Demokratische Volksrepublik 
Korea, die ihre Souveränität sichern. Es 
gibt Gründe für die DVRK, in beiden 
Fragen eindeutige Klärungen zu ver¬ 
langen. 

Erinnert sei daran, dass Ende Au¬ 
gust 2017 der US-Verteidigungsminis¬ 
ter James Mattis mit seinem südkore¬ 
anischen Kollegen Song Young-moo 
eine mögliche Rückkehr von taktischen 
Atomwaffen nach Südkorea bespro¬ 
chen hat. Offiziell heißt es, Mattis habe 
die Idee einer solchen Stationierung 
nicht abgelehnt, sein südkoreanischer 
Kollege bezeichnete die Idee als eine 
„Alternative, die einer allseitigen Ana¬ 
lyse wert“ sei. Die US-amerikanischen 
Atomwaffen in Südkorea wurden nach 
der Unterzeichnung einer Anti-Atom- 
Erklärung der beiden koreanischen 
Staaten im Jahr 1991 zurückgezogen. 

Seitdem gibt es die alljährlichen 
Großmanöver der US-Armee mit ih¬ 
rem Verbündeten im gesamten Raum 
rund um die koreanische Halbinsel, 
dabei sind selbstverständlich atomge¬ 
triebene US-Flugzeugträger und bal¬ 
listische Träger im Einsatz. Eine atom¬ 
waffenfreie Halbinsel ist eben nicht nur 
der Abbau nordkoreanischer Potentia¬ 


le, sondern auch der Rückzug der US- 
Armee aus dem gesamten Gebiet. Und 
wenn ständig mit der „libyschen Vari¬ 
ante“ eines Regimewechsels gedroht 
wird, sind nur Absichtserklärungen bei 
dem möglichen Gipfel bestimmt nichts, 
was als völkerrechtlich verbindliche 
Garantien angenommen werden kann. 

Die Bundesregierung ruft die inter¬ 
nationale Gemeinschaft auf, den Druck 
auf Nordkorea nach dem Hin und Her 
des Gipfeltreffens von US-Präsident 
Donald Trump mit Staatschef Kim Jong- 
un aufrechtzuerhalten. Die Bundesre¬ 
gierung bedauere, wenn die Zusammen¬ 
kunft nicht zustande komme, ist vor¬ 
sichtig optimistisch, dass es doch noch 
klappe, hieß es. Die Schuld liegt nach 
Berliner Lesart eindeutig bei Nordko¬ 
rea. Die völlige Einseitigkeit dieser Be¬ 
trachtung ist dem Prozess nicht förder¬ 
lich, mit Vasallentreue gegenüber der 
US-Regierung ist diese Haltung nicht 
ausreichend beschrieben. 

Das Interesse der deutschen Indus¬ 
trie, die große Wirtschaftsregion Süd¬ 
ostasien nicht allein der Volksrepublik 
China zu überlassen, auch nicht Japan 
und den USA, steht im Mittelpunkt der 
Politik der Bundesregierung. Wenn sie 
es schafft, im EU-Konzert die VR China 
einzubinden und Plätze zu sichern, die 
den gewünschten Auftrag der Konzerne 
verwirklichen, hat sie ihren Job getan. 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Die Geburtsstunde der proletarischen Presse 

Am i. Juni 1848 erschien die erste Nummer der „Neuen Rheinischen Zeitung“ 


I n der Revolution von 1848/49 schu¬ 
fen Marx und Engels die erste pro¬ 
letarische Zeitung. Wie später Le¬ 
nin, erkannten sie frühzeitig, dass für 
den revolutionären Kampf eine ent¬ 
sprechende Agitation nötig war. Es 
war kurz nach den Volksaufständen 
in Wien und Berlin, als Ende März 
1848 in Paris in einem Flugblatt the¬ 
senartig die „Forderungen der Kom¬ 
munistischen Partei in Deutschland“ 
verbreitet wurden. Damit begann die 
Agitation des Bundes der Kommu¬ 
nisten. 

Aber von Paris aus konnte man 
nicht aktiv auf die Revolution in 
Deutschland einwirken. Deshalb be¬ 
gaben sich Marx und Engels wenig 
später aus dem Exil nach Köln, dem 
Zentrum der rheinischen Industrie, 
um dort die Gründung einer revolu¬ 
tionären Zeitung, der „Neuen Rheini¬ 
schen Zeitung“ vorzubereiten. 

Geleitet von Karl Marx als Chef¬ 
redakteur und Friedrich Engels er¬ 
schien sie ab 1. Juni 1848 als „Or¬ 
gan der Demokratie“ und einziges in 
Deutschland verbreitetes Blatt, das 
eine konsequent revolutionär- demo¬ 
kratische Position bezog. 

Mit der „Neuen Rheinische Zei¬ 
tung“ entstand ein zur Organisierung 
des Proletariats und seiner revolutio¬ 
nären Partei sowie der Orientierung 
der demokratischen Kräfte in der 
Revolution dringend erforderliches 
Publikationsorgan. Es wurde Sprach¬ 
rohr aller fortschrittlichen Kräfte, 
in erster Linie des konsequentesten 
Repräsentanten der revolutionären 
Demokratie, der Arbeiterklasse, de¬ 
ren einzige Zeitung sie war. Mit der 
„Neuen Rheinische Zeitung“ schlug 
die Geburtsstunde der proletarischen 
Presse. 

Die Artikel der „Neuen Rhei¬ 
nische Zeitung“, die fast die ganzen 
Bände 5 und 6 der Marx-Engels-Wer¬ 
ke (MEW) füllen , 1 zeigen eine Viel¬ 
falt von Themen. Publiziert wurden 
die von Marx und Engels erarbeiteten 
philosophischen Grundlagen des wis¬ 
senschaftlichen Kommunismus, Leit¬ 
sätze über die Rolle des Proletariats 
und seiner Diktatur, Prinzipien der 
Taktik des revolutionären Kampfes 
der Arbeiterklasse in der Revolution. 
Als historische Hauptaufgabe stellten 
Marx und Engels die Beseitigung der 
ökonomischen und politischen Zer¬ 
splitterung durch die Schaffung einer 
einigen, unteilbaren deutschen de¬ 
mokratischen Republik, um den Weg 
für eine fortschrittliche Entwicklung 
in Deutschland frei zu machen. Das 
schloss ein, die Feudalordnung zu be¬ 
seitigen. 

Sie legten ein konkretes Pro¬ 
gramm der bürgerlich-demokrati¬ 


schen Revolution vor, in deren sieg¬ 
reichem Verlauf sie den Prolog zu ei¬ 
ner folgenden proletarischen sahen. 

Eingehend analysierten Marx und 
Engels die revolutionären Kämpfe in 
Frankreich, Österreich, Ungarn, Ita¬ 
lien, Polen und Böhmen. So unter¬ 
suchten sie die Ursachen der Nie¬ 


derlage des Pariser Proletariats im 
Juni-Aufstand, des Falls des revolu¬ 
tionären Wien am 1. November und 
des Staatsstreichs der preußischen 
Reaktion. Marx rief die revolutionä¬ 
ren Kräfte auf, daraus die richtigen 
Lehren zu ziehen und sie furchtlos 
bei den noch bevorstehenden Kämp¬ 
fen anzuwenden. 

Mit den führenden Mitgliedern 
des Bundes der Kommunisten auf 
dem äußersten linken Flügel der Re¬ 
volution stehend, traten Marx und 
Engels für ein enges Bündnis mit den 
Demokraten ein, zeigten gleichzeitig 


die Fehler und Illusionen der klein¬ 
bürgerlich-demokratischen Führer 
auf. Scharf kritisierten sie das Zu¬ 
rückweichen der Frankfurter Natio¬ 
nalversammlung vor der preußischen 
Reaktion. Als im Frühjahr 1849 in der 
Rheinprovinz und anderen Gebieten 
Westdeutschlands Volksaufstände 


zur Verteidigung der Reichsverfassung 
ausbrachen, unterstützten sie diese Be¬ 
wegung trotz der begrenzten Ziele und 
Möglichkeiten. Engels nahm am Auf¬ 
stand in Elberfeld teil und begab sich 
danach zur badisch-pfälzischen Revo¬ 
lutionsarmee, wo er als Adjutant und 
Stabschef im legendären Freikorps Wil- 
lich kämpfte. Marx begab sich nach Pa¬ 
ris, um vor Ort die Analysen zu vertie¬ 
fen. 

In der „Neuen Rheinische Zeitung“ 
zeigte sich Marx 4 großartige Begabung 
als Journalist und Redakteur, sein bril¬ 
lanter Stil, seine glänzenden Analysen, 


aber auch sein Talent als Chefredak¬ 
teur und Organisator der Zeitung. „Es 
war in erster Linie sein klarer Blick 
und seine sichere Haltung“, hielt Engels 
fest, „die das Blatt zur berühmtesten 
deutschen Zeitung der Revolutionsjah¬ 
re gemacht haben.“ 

Hervorzuheben sind die bestechen¬ 
den Analysen, die Engels zu militäri¬ 
schen Fragen verfasste. Wie in Elberfeld 
und danach im Freikorps von Oberst 
Willich kamen ihm dabei die militäri¬ 
schen Kenntnisse, die er sich als Ein¬ 
jährig-Freiwilliger in der preußischen 
Garnison in Berlin angeeignet hatte, 
zugute. In den Beiträgen über den Ju¬ 
niaufstand zog er „wichtige Schlussfol¬ 
gerungen über Charakter, Bedeutung 
und Methoden des Straßen- und Bar¬ 
rikadenkampfes unter den konkreten 
historischen Bedingungen jener Zeit 
und legte das Fundament für die mar¬ 
xistische Lehre über den bewaffneten 
Aufstand“. Marx hob zur Junirevoluti¬ 
on deren prinzipiellen Unterschied zu 
allen vorangegangenen Revolutionen 
hervor und hielt fest, dass sie „eine 
Revolution des Proletariats gegen die 
Bourgeoisie“, ein „Kampf der Arbeiter 
gegen das Kapital“, eine „selbstständi¬ 
ge Aktion des Proletariats zur Vertei¬ 
digung seiner Klasseninteressen“ war. 

In seinen Beiträgen über die ita¬ 
lienischen Unabhängigkeitskriege 
entlarvte Engels die Feigheit des pi- 
emontesischen Königs Carlo Alber¬ 
to, der sich aus Furcht, ein Sieg würde 
die Positionen des revolutionär-demo¬ 
kratischen Flügels stärken, sich lieber 
von dem österreichischen Marschall 
Radetzky schlagen ließ, vor ihm kapi¬ 
tulierte und nach Portugal floh. „Die 
italienische Unabhängigkeit geht ver¬ 
loren - nicht an der Unbesiegbarkeit 
der österreichischen Waffen, sondern 
an der Feigheit des piemontesischen 
Königtums“, schrieb er in der Ausga¬ 
be vom 1. April 1849. Viele von Engels 
inkognito veröffentlichte Schriften 
brachten ihm „die Anerkennung von 
Fachmilitärs ersten Ranges ein, die 
keine Ahnung davon hatten, dass der 
namenlose Broschürenschreiber einen 
der anrüchigsten Rebellennamen trug 
und ein plebejischer Fabrikantensohn 
aus Barmen war 44 . So wurden zum Bei¬ 
spiel die Analysen, die Engels in der 
„Neuen Rheinischen Zeitung“ über 
den revolutionären Krieg in Ungarn 
veröffentlichte und die sich als richtig 
erwiesen, einem hohen Militär in der 
ungarischen Armee zugeschrieben . 2 

Angesichts der sich ständig ver¬ 
schärfenden Verfolgung durch die 
preußische Regierung, die Marx nach 
dem Scheitern der Aufstände in der 
Rheinprovinz des Landes verwies, 
musste die „Neue Rheinische Zei¬ 
tung“ am 19. Mai 1849 ihr Erschei¬ 


nen einstellen. In ihrer letzten Num¬ 
mer, deren erste Seite in rotem Druck 
erschien, betonten Marx und Engels 
vor allem den proletarischen Interna¬ 
tionalismus, indem sie vom Juniauf¬ 
stand der Pariser Arbeiter ausgehend 
schrieben, „die Seele der Junirevolu¬ 
tion“ war „die Seele unserer Zeitung“. 
Die Redakteure, die sich zusammen 
mit den Setzern und Arbeitern an¬ 
schließend zur Teilnahme an den 
Kämpfen zur Badisch-Pfälzischen 
Revolutionsarmee begaben, richte¬ 
ten eine Abschiedsbotschaft „an die 
Kölner Arbeiter“, in der es hieß, das 



Bild des Dichters und Revolutionärs 
Ferdinand von Freiligrath, der neben 
Karl Marx und Friedrich Engels sowie 
Heinrich Bürger, Ernst Drohnke, Georg 
Weerth, Ferdinand und Wilhelm Wolff 
zu den Redakteuren der NRhZ gehörte 
( 1859 ). 

„letzte Wort wird überall und immer 
sein: Emanzipation der arbeitenden 
Klasse!“. In einem aufrüttelnden Ab¬ 
schied nannte Ferdinand Freiligrath 
die „Neue Rheinische Zeitung“ „eine 
stolze Rebellenleiche“; nicht „in offe¬ 
ner Schlacht“, sondern „aus dem Hin¬ 
terhalt“, durch „schleichende Nieder¬ 
tracht“ zu Fall gebracht. Zum Schluss 
hieß es: „Nun ade - doch nicht für im¬ 
mer ade!/Denn sie töten den Geist 
nicht, ihr Brüder! / Bald rieht ich mich 
rasselnd in die Höhe,/bald kehr ich 
reisiger wieder!“ 

Gerhard Feldbauer 

Anmerkungen: 

1 Die Marx-Engels-Werke (MEW) er¬ 
schienen abi956 in 44 Bänden im Dietz 
Verlag Berlin/DDR. 

2 Wilhelm Liebknecht in:„Mohr und Ge¬ 
neral. Erinnerungen an Marx und En¬ 
gels“, Berlin (DDR) 1964). 
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„Industriepolitik und Kapitalinteressen“ 

Z. Zeitschrift Marxistische Erneuerung, Nr. 114 (Juni 2018) 


Anfang Juni erscheint die neue Nummer der 
Zeitschrift Z. mit dem Schwerpunkt „Klimakri¬ 
se: Industriepolitik und Kapitalinteressen“. 

Im Editorial des neuen Heftes heißt es zum 
Schwerpunkt unter anderem: „Die Weltwirt¬ 
schaftskrise und die internationalen Konflikte 
des letzten Jahrzehnts haben die globale Um¬ 
weltkrise völlig in den Hintergrund treten las¬ 
sen. Im Koalitionsvertrag spielen die Klimakrise 
und die notwendige Umsteuerung der Energie¬ 
politik keine besondere Rolle. Einzelne Bewe¬ 
gungen in der Bundesrepublik - so gegen den 
weiteren Kohleabbau im Rheinland und der 
Lausitz - bringen große Protestbewegungen 
auf die Beine, aber deren Ausstrahlung bleibt 
regional und es gelingt ihnen nicht, Koalitionen 
zu formen, die notwendig sind, um die sozialen 
Folgen der notwendigen Strukturbrüche aufzu¬ 
fangen. Gerade hört man, dass entsprechende 
Anträge für den DGB-Bundeskongress ,mit Er¬ 
folg entschärft' worden sind. Dabei brennt es 
umweltpolitisch an allen Ecken und Enden. Die 


im letzten Jahr bekannt gewordenen Langzeit¬ 
studien zum Rückgang der Insektenbestände 
in der Bundesrepublik müssten ähnlich ernst 
genommen werden wie Rachel Carsons,Silent 
spring' von 1962. Aber keine Spur von Reaktion. 
In allen Bereichen der Umweltpolitik zeigt sich 
die Stärke dominierender Kapitalverwertungs¬ 
interessen. Sie werden im Schwerpunkt dieses 
Heftes mit Blick auf Energiewende und Klimak¬ 
rise in den Focus gestellt. Eine linke, progressive 
Umweltpolitik muss diese ,harten' Interessen 
zum Gegenstand der Kritik machen und wird 
sich nicht auf eine Thematisierung von Kon¬ 
sum- und Lebensstilen - wie in der Debatte um 
,imperiale Lebensweise'- beschränken dürfen.“ 

Beiträge zum Schwerpunkt von 

• John Bellamy Fosterzu den Grenzen eines „grü¬ 
nen Kapitalismus“, 

• Richard Heede über den Anteil der 90 weltweit 
größten Kohle-, Öl- und Gas- sowie Zement¬ 


konzerne am Treibhauseffekt seit Mitte des 
19. Jahrhunderts, 

• Uwe Witt zum Stand der Energiewende und 
der Blockadehaltung der Energiekonzerne, 

• Franz Garnreiter zu den Möglichkeiten eines 
raschen Kohleausstiegs, 

• Heiko Baismeyer und Michael Knierim zu 
den Ursachen für steigende Treibhausgas¬ 
emissionen im Verkehrssektor, 

• Wolo Lohbeck zu den profitorientierten und 
klimazerstörerischen Strategien der Autoin¬ 
dustrie und 

• Michael Reckordt zu Industrieinteressen an 
„Tiefsee roh stoffen“. 

Marx-Engels-Forschung: 

Carl-Erich Vollgraf über die neue Edition von 
Band I des „Kapitals“, die der Wirtschafts¬ 
historiker Thomas Kuczynski auf Gundlage 
der MEGA zusammengestellt hat; Zhang Gu- 
angming zu Auseinandersetzungen über die 
„Kapital“-lnterpretation in China 


Streiks und Gewerkschaften: 

Lea Schneidemesser u.a. untersuchen im 
„Streikmonitor“ Streiks, betriebliche Aktionen 
und deren Ursachen im Jahr 2017 

Weitere Beiträge: 

Goldberg/Leisewitz/Reusch/Wiegel zur Lin¬ 
ken nach Bundestagswahlen und Regierungs¬ 
bildung; Joachim Hösler über die sowjetische/ 
russische Geschichtsschreibung der russischen 
Revolutionen 1917; Gert Meyer über den Zeit¬ 
budget-Forscher Strumilin; Jörg Zimmer zur 
Auseinandersetzung mit Thomas Metscher 
über philosophische Ästhetik 

Sowie Zuschriften; Zeitschriftenschau/Ta¬ 
gungsberichte zu Marx200 (Veranstaltungen 
in Frankfurt am Main sowie in Köln); 

Buchbesprechungen (unter anderem von Georg 
Fülberth zu den im Rahmen der MEGA heraus¬ 
gegebenen Krisenheften von Marx 1857/1858) 
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Eine amerikanische Stimme 

Philip Roth, einer der bekanntesten 
US-Schriftsteller, ist gestorben. Eine 
Menge Romane und Erzählungen hat 
er im Laufe seines langen Lebens ge¬ 
schrieben, erwähnt sei „Der mensch¬ 
liche Makel“ oder „Amerikanisches 
Idyll“. Als der scheue Mann 85 Jahre 
alt wurde, im März dieses Jahres, brach 
er sein Schweigen und bezeichnete 
den amtierenden Präsidenten Donald 
Trump als die Katastrophe des 21. Jahr¬ 
hunderts, die entwürdigendste Katas¬ 
trophe der USA. Trump sei, so Roth, 
ein großer Betrüger, die üble Summe all 
seiner Unzulänglichkeiten. Es war das 
schneidende Urteil eines Literaten, der 
Zeit seines Lebens niemals Rücksicht 
genommen hatte. Nicht auf sich, nicht 
auf die Charaktere seiner Bücher. Sei¬ 
ne Interpretation der eigenen Arbeit ist 
die eines Künstlers: „Ich plane meine 
Geschichten nicht, sondern lasse mich 
beim Schreiben Zeile für Zeile von der 
Story überraschen. Sagen wir es so: Ich 
,entdecke 4 schreibend die Geschichte. 
Natürlich kann ein Schriftsteller das 
reale Leben als Steinbruch benutzen, 
und den kann man wirklich unendlich 
ausbeuten. Aber wenn man dann eine 
Geschichte erzählt, ist sie nicht die Ko¬ 
pie der Realität.“ Soviel zur manchmal 
lächerlichen Debatte über Widerspie¬ 
gelung und Realismus. 

Rassismus als Dauerthema 

Ausgerechnet das Hygiene-Museum in 
Dresden widmet dem Thema „Rassis¬ 
mus“ eine Ausstellung. Das hat mit der 
Geschichte des Hauses zu tun. Die Ras¬ 
sentheorie Felix von Luschans und an¬ 
derer Wissenschaftler legte den Grund¬ 
stein für diesen Teil der Ideologie der 
deutschen Faschisten. Und bei deren 
Verbreitung spielte das Hygiene-Mu¬ 
seum eine unrühmliche Rolle. Dessen 
Wurzeln verortet die Ausstellung in der 
Gegenaufklärung. Damals entstand ein 
ganzer Forschungszweig, der sich mit 
der menschenverachtenden Theorie 
der Rassen beschäftigte. Leider wird 
die politische und ökonomische Inte¬ 
ressenlage des Kolonialismus, der mo¬ 
dernen Sklaverei und Unterdrückung, 
nicht oder höchstens unzureichend mit 
dem Rassismus dargestellt. Auch wenn 
die Schau vor allem in die Vergangen¬ 
heit schaut, blickt sie dank kleiner In¬ 
stallationen auch in die Gegenwart. 
Für die Ausstellungsmacher war die 
Entstehung der Ausstellung ein wich¬ 
tiger Lernprozess. An dessen Ende eine 
schlichte Erkenntnis steht: „Auch ich 
habe eine Hautfarbe. Ich bin weiß“. Die 
Beschreibung trifft auch auf die meis¬ 
ten Dresdner und Sachsen zu, die im 
Hygiene-Museum die Mehrheit der 
fast 285 000 jährlichen Besucher aus¬ 
machen. Selbst nach dem Zuzug von 
Flüchtlingen ist der Migrationsanteil 
in Dresden gering, die Ängste dafür 
umso größer. 

Immer viel Geld wert 

Ein Manuskript von Franz Kafka 
(1883-1924) ist am Samstag in Ham¬ 
burg für 150 000 Euro versteigert wor¬ 
den. Es ist die handgeschriebene Ein¬ 
leitung zu einem Romanprojekt von 
Kafka und seinem Freund Max Brod. 
Die beiden Autoren hätten im Jahr 
1911 gemeinsam einen Roman mit dem 
Titel „Richard und Samuel“ schreiben 
wollen. Inhalt sollte eine gemeinsame 
Reise der beiden Hauptfiguren, die 
autobiographische Züge haben soll¬ 
ten, durch die Schweiz und Nordita¬ 
lien sein. Das Projekt sei an unseren 
„unterschiedlichen Arbeitsweisen“ 
gescheitert, so die spätere Erkenntnis 
der beiden. Es ist die erste Versteige¬ 
rung einer Kafka-Handschrift seit 1988 
gewesen, als das Manuskript des Ro¬ 
mans „Der Prozess“ unter den Ham¬ 
mer kam. Das Mindestgebot für die 
sechs beschriebenen Seiten war mit 
90 000 Euro angegeben worden. Den 
Zuschlag erhielt nach Informationen 
des NDR-“Hamburg Journals“ eine 
private Sammlung. Der Nachlass von 
Kafka liegt in Israel, nach jahrelangen 
Rechtsstreitigkeiten. Für Literaturwis¬ 
senschaftler aus aller Welt, die von den 
Handschriften ausgehen wollen, wei¬ 
terhin mit Bürokratie und Bevormun¬ 
dung verbunden. Herbert Becke 


Schillernd unscharf 

Unter Dichtern und solchen, die Enzensberger dafür hält 



Der „Mandarin“ der Münchener Schickeria 


H ans-Magnus Enzensberger war 
eine Institution der öffentlichen 
Diskussion, anregend, provo¬ 
zierend und wechselhaft. Mit diesem 
Buch möchte der 88-jährige literari¬ 
sche Beispiele vermitteln, die für ihn 
„Überlebenskampf 44 repräsentieren. 
Mancher der Texte kommt aus frühe¬ 
rer Zeit, manches wohl aus Wikipedia. 
Möglicherweise wollte Enzensberger 
auf den äußerst spekulativen, schil¬ 
lernden amerikanischen Literaturwis¬ 
senschaftlers Harold Bloom reagieren, 
der behauptete, dass seit Beginn des 21. 
Jahrhunderts keine Literatur mehr her¬ 
vorgebracht werde. Sein Abgesang war 
„Genius. Die hundert bedeutendsten 
Autoren der Weltliteratur“ (dt. 2004). 
Enzensbergers Beispiele stammen aus 
dem 20. Jahrhundert, es sind 99 an der 
Zahl. Der Hundertste möchte Enzens¬ 
berger wohl selbst sein. Es sind Zeitge¬ 
nossen des 1929 Geborenen, von Knut 
Hamsun (1859-1952) bis zu dem noch 
lebenden Ismail Kadare (geb. 1936). 

Man erwartet bei der Vielzahl von 
Haltungen, die Enzensberger einge¬ 
nommen hat, eine Darstellung seiner 
Erfahrung und in der Auswahl der Na¬ 
men ein Bekenntnis zu gültiger Litera¬ 
tur, die aus dem Kampf gegen Bedro¬ 
hungen aller Art hervorgegangen ist. 
Im Vorwort deutet Enzensberger Ver¬ 
luste an; entstanden im Angesicht der 
Gefahren, vor allem der des europäi¬ 
schen Faschismus, viele Autoren nah¬ 
men sich das Leben. 

Enzensbergers Auswahl ist eine an¬ 
greifbare Auswahl mit oft fragwürdigen 
Wertungen. Der von ihm ins Vergessen 
geschickte Bernhard Kellermann (19) 
erfreut sich einer beständigen Leser¬ 
schaft. Die Autoren wurden „passend“ 
gemacht, Lebensläufe aufgelöst, um die 
geeigneten Abläufe zu erhalten: Ger- 
hart Hauptmanns Leben scheint fast ge¬ 
laufen zu sein, seine literarischen Am¬ 
bitionen durch „wunderliche“ Romane 
gescheitert, ehe er „erst als Dramati¬ 
ker“ „seine Klaue“ gezeigt habe. Da¬ 
bei hatte er als Dramatiker begonnen. 
Nebenbei wird der Naturalismus, eine 
gestalterische Methode und eine Welt¬ 
anschauung von internationaler Be¬ 
deutung, als „Etikett“ abgetan. Klitte¬ 
rungen wie bei Ricarda Huch, die habe 
es in der „sowjetischen Zone ... nicht 
lange ausgehalten“ (31), dabei war ihr 
Umzug von Jena nach Frankfurt a.M. 
ausschließlich eine Frage, bei der Ver¬ 
wandtschaft Hilfe zu finden, und Karl 
Corinos „Demontage“ Hermlins, die 


über wenig Substanz verfügte, gehören 
zu Enzensbergers Methode. Sie arbei¬ 
tet mit radikalen Vereinfachungen, die 
zu falschen Schlussfolgerungen führen: 
Heiner Müller sei „der einzige Schüler, 
der sich von Brechts Übermacht... be¬ 
freit“ habe. Peter Hacks, der als Antipo¬ 
de von Müller ebenfalls einen solchen 
Platz beanspruchte, wird nicht und Vol¬ 
ker Braun, neben Müller der genialste 
Schüler Brechts, wird einmal beiläufig 
erwähnt. Kein Autor sei in einem KZ 
„ums Leben gebracht worden“ (16), ein 
unverzeihlicher Missgriff. Erich Müh¬ 
sam ist eines der Gegenbeispiele, Ro¬ 
bert Desnos, Anne Frank, Georg Her¬ 
mann, Adam Kuckhoff ebenfalls, die 
Liste ist lang. 

Schlimm ergeht es Johannes R. Be¬ 
cher, der „gern ein Dichter geworden 
(sei), doch das hat nie richtig geklappt“. 
Immerhin sei er als „ein Minister, der so 
viel liest“ eine Ausnahme. Enzensberger 
weiß von Bechers Kollegen Alexander 
Abusch, Klaus Gysi und anderen nichts. 
Der Schreiber kennt wohl Bechers Ge¬ 
dichte zu wenig und seine Essayistik 
gar nicht. Selbst Bechers Anthologie 
„Tränen des Vaterlandes“, an der nichts 
zu mäkeln ist, muss sich ironisierende 
Überheblichkeit gefallen lassen: „In 
seinem Vorwort musste er natürlich ein 
bisschen Gorki und ein bisschen Lenin 
zitieren, aber das macht nichts.“ Als wä¬ 
ren Gorki und Lenin nicht verwendbar, 


dazu dumm. Allerdings geht seine Gor¬ 
ki-Vignette von ähnlichen Dummheiten 
aus, „Zwangsarbeit hielt er für eine Er¬ 
rungenschaft“ (37). 

Durch Zuspitzung und Verknap¬ 
pung fallen die Fehler auf: Der zum 
Materiallieferanten für Heiner Müller 
degradierte Erik Neutsch (343) heißt 
hier Erich; Gerhart Hauptmann zog 
sich im Sommer nicht „in ein Klos¬ 
ter auf der Insel Hiddensee zurück“ 
(24), sondern er lebte in seinem Som¬ 
merhaus Seedorn im Ort Kloster auf 
Hiddensee. Gorkis „Die Mutter“ war 
kein Theaterstück (36), das „nicht tot¬ 
zukriegen“ ist - das wurde der Roman 
erst 1932 durch Brecht -, dafür 1907 
ein herausragender Roman. Die Verfil¬ 
mung kam erst 1926. Brecht hat keines¬ 
wegs alle Schüler „plattgedrückt“; sei¬ 
ne Lehrstücke versteht Enzensberger 
nicht („Zeigefinger wie ein Schulmeis¬ 
ter“). Selbst der Inhalt vom „Siebten 
Kreuz“ der Anna Seghers wird falsch 
wiedergegeben und Pablo Neruda wird 
wegen „hemmungsloser Parteilyrik“ 
als „politisch nicht ganz zurechnungs¬ 
fähig“ erklärt, über seinen adäquaten 
Übersetzer Erich Arendt fällt kein 
Wort, dafür werden Kübel ironischer 
Brühe über Neruda ausgegossen. Der 
Geburtsort Heiner Müllers ist „Eppen¬ 
dorf“ und nicht „irgendwo“ und schrei¬ 
ben durfte er immer, nicht „auf einmal“, 
und mehr solcher Fehler. 


Nicht aufgenommen hat Enzens¬ 
berger Meister der Überlebenskunst 
wie Heinrich und Thomas Mann, Her¬ 
mann Hesse, Günter Grass, Christa 
Wolf und Hermann Kant, Majakows¬ 
ki, Zola und viele andere. Dafür Ale¬ 
xander von Gleichen-Rußwurm, Tho¬ 
mas Edward Lawrence („Lawrence von 
Arabien“) und viele Unbekannte, die 
auch durch die Nennung hier nicht be¬ 
kannter werden, dazu aber auch meh¬ 
rere richtige Faschisten wie Celine, den 
Barden Hans Baumann („Es zittern 
die morschen Knochen“), Curzio Ma¬ 
laparte und andere; Ohrfeigen für die 
Vernachlässigten. Fallada wird in den 
dreißiger Jahren auf „harmlose The¬ 
men“ reduziert; sein „Eiserner Gustav“ 
(1938) nicht erwähnt. 

Diese Literaturwelt ist einseitig, 
mit Büchern, die nicht oder nur teils 
gelesen wurden. Was heute noch mar¬ 
xistisch erscheint, ist ihm mindestens 
verdächtig, oft auch Gegenstand von 
Ironie und Hohn. Solche Autoren ver¬ 
schwanden in Enzensbergers Literatur¬ 
geschichte oder werden nur beiläufig 
erwähnt, die zum sozialen Gewissen 
revolutionärer Veränderungen wur¬ 
den: So fehlen Scholochow und Hein¬ 
rich Böll und andere sozialkritische 
und linke Autoren. 

Das Buch ist salopp geschrie¬ 
ben, gut lesbar und in Zuspitzungen 
manchmal anregend, manchmal auch 
abstoßend (so bezeichnet er Anna 
Seghers nach Hans Sahl als „There¬ 
se von Konnersreuth der KP“). Dem 
Buch kann man zwei Absichten un¬ 
terstellen. Es könnte einmal eine Art 
Vermächtnis sein, der Nachwelt be¬ 
deutende Autoren anzubieten, wie 
Enzensberger sie versteht. Oder aber, 
es ist der Ausweis der eigenen litera¬ 
rischen Wertvorstellungen. Die erste 
Absicht scheidet im Angesicht der 
heterogenen Auswahl aus, die zwei¬ 
te Absicht lässt das Bild des kämp¬ 
ferischen sozial engagierten Dichters 
schillernd und unscharf werden. Man 
sieht sich enttäuscht. Aufgefordert, so 
von Peter Weiss, sich einmal zu ent¬ 
scheiden, lehnte Enzensberger ab. Er 
wechselte die Positionen schneller als 
mancher das Hemd. Ein Ergebnis da¬ 
von hat man nun vor Augen. 

Rüdiger Bernhardt 

Hans-Magnus Enzensberger: Überle¬ 
benskünstler. 99 literarische Vignetten 
aus dem 20. Jahrhundert. Berlin: Suhr- 
kamp-Verlag 2018,367 Seiten, 24,- Euro 


Mareijke liest Krimis 


Falscher Freund 

Norbert Horst schildert in seinem neuen Roman ein „Kaltes Land“ 


August 2010, irgendwo in der iraki¬ 
schen Wüste. Dzhamal verfolgen die 
Bilder seines Vaters, der im ersten 
Tschetschenienkrieg (1994 - 1996) ge¬ 
gen die Russen kämpfte, tötete und ge¬ 
tötet wurde. Jetzt wird er selbst einen 
alten Kameraden töten. 

April 2016, irgendwo zwischen Af¬ 
ghanistan und der Türkei. Arjun ist 
noch nicht lange unterwegs. Seinen On¬ 
kel, mit dem er losgegangen ist, hat er 
verloren. Bald wird er Samira treffen, 
sich in sie verlieben und mit ihr zusam¬ 
men bis nach Dortmund kommen. 

August 2016, Dortmund. Ein herun¬ 
tergekommenes, verwahrlostes Haus, 
Zuflucht von Obdachlosen, Junkies, 
Flüchtlingen. Kommissar Steiger und 
seine Kollegin Jana finden dort einen 
Toten. Ausgenommen wie geschosse¬ 
nes Wild. Ein Drogenkurier, ein Body- 
packer, den seine Ware umgebracht hat. 
Und die jemand in seinen Gedärmen 
gesucht und gefunden hat. 

Es ist ein „Kaltes Land“, in dem 
Kommissar Thomas Adam, von sei¬ 
nen Kollegen nur „Steiger“ genannt, 
und seine Kollegen im Dortmunder 
Revier ermitteln. Kalt für die sozi¬ 
al Ausgegrenzten. Junge unbegleitete 
Geflüchtete, die sich hier im gelobten 
Land eine bessere Zukunft erhoffen, 


sind die idealen Opfer für kriminelle 
Banden. Häufig werden sie nicht sofort 
registriert, daher auch nicht vermisst, 
wenn sie von der Bildfläche verschwin¬ 
den. Sie werden in die Prostitution ge¬ 
zwungen, als unfreiwillige Organspen¬ 
der oder eben als Mulis benutzt, die mit 
Drogen gefüllte Kondome im Körper 
transportieren. Steiger und Jana set¬ 
zen alles daran, die Drahtzieher dieses 
kriminellen Netzwerks zu finden, was 
manchmal einen kreativen Umgang 
mit Vorschriften bedeutet. Sie wollen 
Gerechtigkeit auch für diese Opfer, 
die auf der Prioritätenliste der Polizei¬ 
arbeit nicht gerade ganz oben stehen. 
Der Autor erzählt seine Geschichte 
zeitlich versetzt in zwei Strängen. Mit 
Arjun und Samira gehen wir den Weg 
von Afghanistan nach Deutschland. 
Erfahren von Ängsten, Gefahren, den 
Widrigkeiten, die auf diesem Weg lau¬ 
ern. Steiger und Jana begleiten wir bei 
ihrer Ermittlungsarbeit. Norbert Horst 
ist selbst Kripobeamter. Nach acht Jah¬ 
ren Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
beim Polizeipräsidenten Bielefeld, ist 
er dort jetzt wieder als Ermittler tätig. 
Er weiß also, worüber er schreibt. Und 
seine Version der Polizeiarbeit hat so 
gar nichts mit der von „Tatort“ und 
anderen Krimiformaten zu tun. „Kal¬ 


tes Land“ ist, wie seine bisherigen Ro¬ 
mane, um einiges realistischer und au¬ 
thentischer. Aus der Mordkommission 
wird alsbald eine Abwicklungstruppe. 
Der Tote wird nicht als Mordopfer 
behandelt. Ein geplatztes Drogenpa¬ 
ket war die Todesursache. Steiger und 
Jana finden dennoch Wege weiter zu 
graben, einer vagen Spur zu folgen. 
Im Zuge der Ermittlungen stoßen sie 
auf Drogenhandel, Zwangsprostituti¬ 
on und Organhandel. Eine effiziente 
Verwertungskette. Sie führt zunächst 
ins Münsterland, dann nach Kroatien, 
Madrid, London, Litauen und schließ¬ 
lich Rumänien. Lose Fäden lassen sich 
mehr und mehr miteinander verknüp¬ 
fen. Die Erzählstränge laufen aufeinan¬ 
der zu und treffen sich in einem drama¬ 
tischen Finale. 

Wer gerne Krimis liest, in denen 
nicht einsame Wölfe mit überirdi¬ 
schen Kräften - wahlweise teamunfä¬ 
hige Heldinnen mit ebensolchen Fä¬ 
higkeiten - die Täter erlegen, Körper¬ 
flüssigkeiten und -teile ohne Sinn und 
Zweck herumspritzen oder -fliegen, ist 
bei Norbert Horst richtig. Seine Ge¬ 
schichten weisen unverblümt auf die 
Risse in unserer Gesellschaft hin. Er 
wertet nicht, lässt aber keinen Zweifel 
daran, wo die Sympathien seines Pro¬ 


tagonisten liegen. Und man spürt die 
Empathie des Autors für die Opfer die¬ 
ses Systems. Absolut integer. Und ne¬ 
benbei eine sehr genaue, vielschichtige 
Skizze des Ruhrpotts, exemplarisch für 
die bundesdeutsche Wirklichkeit. 

Sein Stil ist professionell, nüchtern, 
anschaulich. Seine hohe Glaubwür¬ 
digkeit macht „Kaltes Land“ auch so 
enorm spannend. Einziger Wermuts¬ 
tropfen für UZ-Leser: die doch fast 
durchgehend positive Darstellung 
deutscher Kripobeamter. Engagiert 
und kompetent arbeiten da alle im 
Dienst an der Gemeinschaft. Das dürf¬ 
te bei allem sonstigen Realismus doch 
ein wenig idealistisch sein. Sehen wir 4 s 
ihm nach. bee 



Horst, Norbert; Kaltes Land, Goldmann 
Taschenbuch Verlag, 2017, 400 S. 9,99 
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Was geht ab? 

Die Marx-Engels-Stiftung hat zur Diskussion über China eingeladen • Von Olaf Matthes 


D ie Marx-Engels-Stiftung hat sich 
mit einer Konferenz in die Dis¬ 
kussion der Linken über die Ent¬ 
wicklung in China eingebracht. Die An¬ 
kündigung hatte den Eindruck erweckt, 
dass hier eher die großen Linien als 
kleinschrittige Analyse im Vordergrund 
stehen würden: „Volksrepublik China - 
die neue Weltmacht?“ Drei Referenten 
und gut 30 Teilnehmerinnen und Teil¬ 
nehmer diskutierten am vergangenen 
Samstag in Marburg darüber, wie deut¬ 
sche Linke die Entwicklung Chinas ein¬ 
schätzen. Die Referate hielten der Bre¬ 
mer Wirtschaftswissenschaftler Wolfram 
Elsner, der in den vergangenen Jahren 
als Gast chinesischer Forschungsein¬ 
richtungen intensive Diskussionen ge¬ 


führt hat, der Arbeitsrechtler Rolf Geff- 
ken, der zu chinesischem Arbeitsrecht 
gearbeitet und zur Organisation eines 
deutsch-chinesischen Gewerkschafts¬ 
dialogs beigetragen hat, sowie Geor¬ 
ges Hallermayer, der als UZ-Autor die 
Entwicklung der afrikanischen Länder 
und die Rolle Chinas dort begleitet. Die 
ursprünglich angekündigte vierte Refe¬ 
rentin, Su Ping von der chinesischen 
Botschaft, ließ sich entschuldigen, weil 
Angela Merkels China-Besuch die Bot¬ 
schaftsmitarbeiter in Atem hielt. 

Tiger-Rodeo 

„Was geht ab in China?“ Das war der 
Titel der Präsentation Wolfram Els- 
ners. Die Themenliste, die er abarbei¬ 
ten wollte, reichte vom zentralisierten 
Management der E-Mobilität in Chi¬ 
na, dem 19. Parteitag der Kommunis¬ 
tischen Partei Chinas (KPCh), von der 
Einkommensverteilung über Städtebau 
und internationale Beziehungen bis zu 
„Sozialismusansätzen im Alltag“. Els¬ 
ner erzählt, dass er vor sechs Jahren 
noch „keinen Pfifferling auf China ge¬ 
wettet“ hätte. Damals war sein Gefühl: 
Die versuchen, den Kapitalismus zu rei¬ 
ten, der aber lässt sich nicht reiten. In 
den letzten vier Jahren aber war Elsner 
fünf mal in China, hat an verschiedenen 
Universitäten Vorträge gehalten und an 
verschiedenen Konferenzen teilgenom¬ 
men. „Nachdem ich mich eingearbeitet 
habe, nachdem ich gefragt, gesehen und 
gelesen habe, bin ich der Meinung: Sie 
haben es geschafft. Sie reiten den Tiger.“ 
In die China-Diskussion der deutschen 
Linken hat Elsner sich bisher mit Vor¬ 
trägen bei der MASCH in Bremen und 
Hamburg und mit einem längeren Bei¬ 
trag auf weltnetz.tv eingemischt. 

Elsner beschreibt die Angst, die 
die Mainstream-Medien vor der Über¬ 
nahme deutscher Technologieunter¬ 
nehmen durch Chinesen schüren, und 
schätzt ein, dass dahinter die Angst ste¬ 
he, „dass das bessere System den Leu¬ 
ten bewusst wird“. Während in Deutsch¬ 
land Großprojekte wie der BER schei¬ 
tern und nie eine Transrapid-Strecke 
gebaut wurde, fragen ihn seine chine¬ 
sischen Gesprächspartner im Scherz: 
„Sollen wir euch ein paar Hochge¬ 
schwindigkeitsstrecken bauen?“ Die 


Effektivitätsfrage, die sich darin zeige, 
sei eine Systemfrage. Allerdings seien 
die Eliten in Deutschland nicht einig: 
Es gebe einen „innerimperialistischen 
Konflikt“ zwischen den „Ideologen“ in 
Handelskammern und Regierung, die 
auf Konfrontation mit China orientier¬ 
ten; dem gegenüber stünden die „Prag¬ 
matiker“ in deutschen Unternehmen, 
die auf Geschäfte mit China setzten. 

In seiner Beschreibung der chine¬ 
sischen Entwicklung stützt Elsner sich 
im Wesentlichen auf das, was die chi¬ 
nesische Regierung und die KPCh als 
Zielstellung angeben. Dazu gehöre ein 
neues Entwicklungsmodell, mit dem die 
Führung sich vom Wirtschaftswachstum 
als Maßstab der Entwicklung abwen¬ 


den wolle hin zu einem „mehrdimen¬ 
sionalen Maßstab für ein besseres Le¬ 
ben“. Das schließe auch eine Abkehr 
von der Exportorientierung der chinesi¬ 
schen Wirtschaft hin zu einer Stärkung 
des Binnenmarktes ein. Bis 2049 wolle 
die KPCh China zu einem wohlhaben¬ 
den, modernen, sozialistischen Land 
machen. Xi Jinping spreche dabei auch 
von Harmonie - „damit meint er, dass 
die Klassengegensätze abgebaut wer¬ 
den, vermute ich“. 

Marxismus und Umverteilung 

Elsner schätzt ein, dass es in der KPCh 
auch eine ideologische Umorientierung 
gegeben habe: Während Deng Xiaoping 
als Architekt der 1978 begonnenen Re¬ 
form und Öffnung für einen „marktwirt¬ 
schaftlichen Pragmatismus“ gestanden 
habe, bescheinigt Elsner dem seit 2012 
bzw. 2013 amtierenden Generalsekre¬ 
tär der KPCh und Präsidenten Xi Jin¬ 
ping ein „stärker marxistisches Profil“. 
Dieses äußere sich unter anderem darin, 
dass Xi die marxistische Bildung stärken 
wolle und seit kurzem für Studierende 
aller Fächer die verpflichtenden Kurse 
zu den ideologischen Grundlagen der 
KPCh ausgeweitet worden seien, außer¬ 
dem in der erfolgreichen Korruptions¬ 
bekämpfung. In der folgenden Debatte 
schätzt ein Diskussionsteilnehmer ein, 
dass die Rede Xi Jinpings zu Marx 4 200. 
Geburtstag eher eine weitere Abkehr 
vom Marxismus und eine Revision der 
Geschichte der chinesischen Revoluti¬ 
on bedeute. Elsner antwortet, dass der 
Klassenkampf schließlich nicht davon 
abhänge, ob Xi Marxist sei oder nicht. 

Elsner geht davon aus, dass die so¬ 
ziale Ungleichheit in China zurück¬ 
geht. Zum einen seien in den letzten 
vierzig Jahren 800 Millionen Menschen 
aus der absoluten Armut geführt wor¬ 
den - damit gebe es eine „gleichere 
Einkommensverteilung von unten her“. 
Auf Grundlage des Vortrags eines chi¬ 
nesischen Kollegen konstatiert er auch 
eine „gleichere Einkommensverteilung 
von oben her“, eine „neue Rückvertei¬ 
lungspolitik“. Der Kollege hatte in sei¬ 
nem Vortrag gesagt, dass die Regierung 
die Spitzeneinkommen um 20 Prozent 
senken wolle - wie, hatte er nicht ge¬ 
sagt. Allerdings habe die Regierung das 


Ziel ausgegeben, den Gini-Koeffizien- 
ten, nach dem die Einkommen in China 
sehr ungleich verteilt sind, zu senken. 

Nicht kolonial 

Georges Hallermayer, regelmäßiger 
Autor dieser Zeitung, stellt dar, wie 
sich die wirtschaftlichen Beziehungen 
zwischen China und Afrika entwickelt 
haben. Er zieht die Linie vom Enga¬ 
gement Chinas in der Bewegung der 
Blockfreien - noch vor Beginn der 
Reform und Öffnung - zur heutigen 
Afrika-Politik Chinas. 1996 reiste Ji- 
ang Zemin (Generalsekretär der KPCh 
von 1989 bis 2002) nach Afrika und Um¬ 
riss dort in einer Rede die Prinzipien 
der Zusammenarbeit: Gleichberechti¬ 


gung, gegenseitiger Nutzen, Nichtein¬ 
mischung. Diese Prinzipien seien auch 
heute die Grundlage des chinesischen 
Engagements in Afrika. Dessen Be¬ 
deutung wächst: Im Jahr 2000 hatte der 
Außenhandel Chinas mit den Ländern 
Afrikas ein Volumen von 10 Milliarden 
Dollar, 2013 waren es 200 Milliarden 
Dollar. 

China helfe den Ländern Afrikas 
bei ihrer wirtschaftlichen Entwicklung, 
indem es zinslose Kredite bereitstelle, 
Schulden streiche und inzwischen die 
Importzölle auf Güter aus diesen Län¬ 
dern weitgehend abgeschafft hat. Au¬ 
ßerdem hätten eine Reihe afrikanischer 
Länder mit chinesischer Beratung Frei¬ 
handelszonen eingerichtet - nach dem 
Vorbild der Sonderwirtschaftszonen, mit 
denen China in den 80er Jahren begon¬ 
nen hatte, ausländisches Kapital anzu¬ 
locken. 

Von 2010 bis 2012 habe China ins¬ 
gesamt 13,4 Milliarden Euro Hilfe für 
Afrika geleistet. Hallermayer stellt die 
Zusammensetzung dieser Hilfe dar: 36 
Prozent wurden als Hilfe ohne jede Ge¬ 
genleistung gezahlt, 8 Prozent als zins¬ 
lose Kredite, 56 Prozent als Kredite mit 
Vorzugszinsen, zum Beispiel für Infra¬ 
strukturprojekte. Er schätzt ein, dass es 
ab 2015 einen Wandel in der Zusam¬ 
menarbeit gegeben habe: China sei von 
fragmentierten Hilfsprojekten zu einer 
systematischen Industrieförderung in 
Afrika übergegangen. 

Er stellt die Rolle Chinas der Rolle 
der imperialistischen Länder und den 
gängigen Vorwürfen an China gegen¬ 
über und blickt zurück: Die alte, klas¬ 
sisch-koloniale Form der Unterdrü¬ 
ckung habe darin bestanden, dass die 
Imperialisten ihre Macht nutzten, um 
Rohstoffe zu beziehen. Die neokoloni¬ 
alen Strukturen seien darauf angelegt 
gewesen, Afrika unter anderem durch 
finanzielle Abhängigkeit an der Indus¬ 
trialisierung zu hindern. 

Den chinesischen Unternehmen 
wird vorgeworfen, dass sie chinesische 
Arbeiter ins Land bringen und damit 
Arbeitsplätze für Einheimische neh¬ 
men. Hallermayer stellt fest, dass 89 
Prozent der Mitarbeiter chinesischer 
Unternehmen in Afrika lokale Kräfte 
seien. Heute seien 10 000 chinesische 


Unternehmen in Afrika aktiv, die einen 
Umsatz von über 60 Milliarden Euro 
im Jahr machen. 90 Prozent davon sei¬ 
en Privatunternehmen. 

Die USA haben in Afrika einen Be¬ 
stand von Direktinvestitionen, der etwa 
doppelt so groß ist wie der Chinas. Ein 
großer Teil der US-Investitionen sei in 
den Bergbau geflossen. Das zeige die 
Doppelmoral der USA: Sie werfen Chi¬ 
na vor, Afrika als Rohstofflieferanten 
auszunutzen, machen genau das aber 
selbst. Die chinesische Rolle unterschei¬ 
de sich grundlegend davon: China hole 
nicht nur Rohstoffe heraus, sondern för¬ 
dere mit Industriezonen auch die ver¬ 
arbeitende Industrie und den Handel. 

Neues Selbstbewusstsein 

Rolf Geffken stellt sich für seine Präsen¬ 
tation im Gegensatz zu Elsner nicht die 
Aufgabe, eine Fülle von Themenberei¬ 
chen zu streifen, sondern konzentriert 
sich auf die ausreichend komplexe Ent¬ 
wicklung der Arbeitsbeziehungen und 
des Arbeitsrechts. Der Jurist arbeitet seit 
15 Jahren zu China, unter anderem hat er 
eine deutsche Übersetzung des chinesi¬ 
schen Arbeitsvertragsgesetzes von 2008 
vorgelegt. Dieses Gesetz war nicht nur 
deshalb ein Einschnitt, weil es für vie¬ 
le Wanderarbeiter zum ersten Mal ein¬ 
klagbare Arbeitsrechte festschrieb. Die 
KPCh propagierte dieses Gesetz in einer 
Kampagne, die Geffkens Einschätzung 
nach viel zum neuen Selbstbewusstsein 
der chinesischen Arbeiterklasse beige¬ 
tragen hat: Mit Comics, die an Orten 
ausgehängt waren, wo Ausländer und 
chinesische Akademiker sie meist über¬ 
sehen hätten, erklärte diese Kampagne, 
welche Rechte die Arbeiter haben. Er 
beschreibt die Überlegung dahinter: Die 
KPCh habe das Ziel verfolgt, die Zahl 
der spontanen, wilden Streiks zu redu¬ 
zieren, indem Arbeitskonflikte in ge¬ 
regelte Bahnen gelenkt werden. Aber 
für die Umsetzung des Gesetzes waren 
die Provinzen zuständig, den Arbeitern 
wurden die festgeschriebenen und pro¬ 
pagierten Rechte oft trotzdem verwei¬ 
gert - in der Folge sei die Streikbereit¬ 
schaft eher gestiegen. Inzwischen seien 
Streiks in China eine relativ normale Er¬ 
scheinung. Die Behörden würden ihre 
Haltung dazu zwischen Duldung und 
Repression austarieren. 

Einwohnerrecht für alle? 

Geffken beschreibt, wie fragmentiert die 
chinesische Arbeiterklasse ist. Er un¬ 
terscheidet drei Gruppen: Erstens die 
Arbeiter der Staatsbetriebe oder ehe¬ 
maligen Staatsbetriebe, in denen noch 
ein Teil der alten Absicherung der Be¬ 
legschaften vorhanden ist. Zweitens die 
qualifizierten Arbeiter in Dienstleistun¬ 
gen und Hochtechnologie - deren Anteil 
nehme zu. Drittens die Wanderarbeiter, 
eine Gruppe von insgesamt 250 Millio¬ 
nen Menschen. Dieser Teil der Klasse 
habe sich aber stark verändert: Die zwei¬ 
te Generation der Wanderarbeiter habe 
nie selbst in der Landwirtschaft gear¬ 
beitet, sie zeigen keine Bereitschaft, ins 
Dorf zurückzukehren. Diese Arbeiter 
seien vor allem in lohnintensiven Berei¬ 
chen zu finden - in der Textilindustrie in 
Guangdong, aber auch in den Hightech- 
Fabriken von Foxconn, wo 700 000 Men¬ 
schen I-Phones und andere IT-Produkte 



„Die Chinesen haben es geschafft“: 
Wolfram Elsner spricht bei der Marx- 
Engels-Stiftung. 


für ausländische Auftraggeber herstel- 
len. Die Diskriminierung und Kontrol¬ 
le der Wanderarbeiter sei heute, bei der 
zweiten Generation, weniger offensicht¬ 
lich und direkt als früher. 

Geffken vergleicht das Verhältnis 
zwischen den qualifizierten Arbeitern 
mit Einwohnerrechten (Hukou) in den 
Städten und den Wanderarbeitern mit 
dem Verhältnis zwischen Eingesessenen 
und Flüchtlingen in Deutschland - die 
Ähnlichkeit äußere sich zum Beispiel 
daran, dass Wanderarbeiter auch heu¬ 
te noch kein Recht auf Sozialversiche¬ 
rung und Schulbesuch ihrer Kinder ha¬ 
ben, aber auch daran, dass zum Beispiel 
Schanghai sich um eine Begrenzung der 
Zuwanderung vom Land bemüht. 

Neben den Gewerkschaften 

Von besonderer Bedeutung war der 
Streik der Honda-Belegschaft 2010 
in Nanhai im südchinesischen Guang¬ 
dong. Die Beschäftigten des japani¬ 
schen Autobauers hatten sich spontan 
und jenseits der offiziellen Gewerk¬ 
schaften zusammengeschlossen, eine 
19-jährige Praktikantin leitete die Ak¬ 
tionen. Durch geschickte Bündnisar¬ 
beit - die Streikenden holten einen 
Arbeitsrechtsprofessor als Berater - 
erhielt dieser Streik ungewöhnlich star¬ 
ke Medienaufmerksamkeit. Sie fanden 
ein Arrangement mit dem offiziellen 
Allchinesischen Gewerkschaftsbund 
(ACFTU) und konnten einen Tarif¬ 
vertrag abschließen. 

Die heutigen Gewerkschaften hätten 
sich nicht aus Arbeitskonflikten heraus 
entwickelt. Sie waren im Wesentlichen 
nach Gründung der Volksrepublik als 
Organisationen im Rahmen des Sozia¬ 
lismus aufgebaut worden. Geffken nennt 
Fälle, in denen der Chef des Betriebes 
nicht nur Vorsitzender des Parteikomi¬ 
tees, sondern außerdem auch der Ge¬ 
werkschaft sei - das sei zwar illegal, aber 
nicht so ungewöhnlich. Über die neuen 
Streiks sagt Geffken: „Es entsteht eine 
kollektive Bewegung, die neben den Ge¬ 
werkschaften steht.“ Nur: Ein solches 
Nebeneinander von spontanen Streiks 
und Gewerkschaften könne auf Dauer 
keinen Bestand haben, schätzt Geffken 
ein. Er zitiert, was ein VW-Manager mit 
Chinaerfahrungen seinen Partnern mit 
auf den Weg gegeben hat: „Meine Her¬ 
ren, ich kann nur sagen, arbeiten Sie mit 
den chinesischen Gewerkschaften zu¬ 
sammen. Die machen die Personalpoli¬ 
tik, sie haben Ruhe.“ 

Die Kämpfe der Beschäftigten ha¬ 
ben teilweise Folgen: Zum einen gibt 
es inzwischen auch im ACFTU teilwei¬ 
se gewerkschaftliche Basiskomitees. 
Nach dem vollständigen Übergang zur 
Marktwirtschaft in den 90er Jahren hät¬ 
ten die Beschäftigten eine „totale Fle¬ 
xibilisierung“ der Arbeitsverhältnisse 
erlebt, zum Beispiel seien Befristungen 
der Normalfall gewesen. Inzwischen 
habe sich die Lage der Beschäftigten 
teilweise verbessert. 

Kommunistisch dominiert 

Ist das, was wir in China sehen, nicht 
viel mehr „organisierter Kapitalismus“ 
als Sozialismus, fragt ein Diskussions¬ 
teilnehmer. Staatskapitalistische Regu¬ 
lierung, wie sie sich in Deutschland am 
stärksten in den Weltkriegen gezeigt 
habe? Elsner widerspricht: „Wenn ich 
mir die Liste der politischen Orientie¬ 
rungen anschaue, dann kann ich sagen: 
Wir sehen in China ein organisiertes 
System unter Dominanz kommunisti¬ 
scher Politik. Ein sozialistisches System, 
in dem der Markt zur Entwicklung der 
Produktivkräfte instrumenteil genutzt 
wird.“ Geffken zieht dagegen das Fazit, 
dass China ein Land extremer Wider¬ 
sprüche sei. Zum Beispiel seien auch 
führende Kader der KPCh Teil der Ka¬ 
pitalistenklasse. Sein Bezugspunkt ist 
weniger die Politik der Führung und 
mehr die Aktivität der Arbeiterklasse: 
„Ob wir aus den chinesischen Erfahrun¬ 
gen lernen können, wie wir den Sozia¬ 
lismus aufbauen, lasse ich dahingestellt. 
Aber wie man über soziale Medien ganz 
schnell einen Streik organisiert, das kön¬ 
nen wir von den Chinesen lernen.“ 



Der Chef schaut über die Schulter: In der Foxconn-Fabrik in Shenzhen produzieren überwiegend gering qualifizierte 
Arbeiter für Konzerne wie Apple. 
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Sie werden weiter herrschen 

James Connolly und die nationale Befreiung • Von Melina Deymann 



„Die Sache der Arbeit ist die Sache Irlands - die Sache Irlands ist die Sache der Arbeit.“ 
James-Connolly-Denkmal am Gewerkschaftshaus in Dublin. 


W enn du morgen die engli¬ 
sche Armee vertreibst und 
die grüne Fahne über Dub¬ 
lin Castle hisst, werden deine Bemü¬ 
hungen umsonst sein, wenn du nicht 
auf den Aufbau einer sozialistischen 
Gesellschaft setzt. England wird dich 
immer noch beherrschen. Es wird dich 
beherrschen durch seine Kapitalisten, 
durch seine Grundbesitzer, durch sei¬ 
ne Finanziers, durch die ganze Reihe 
kommerzieller und industrieller Ins¬ 
titutionen, die es in diesem Land ge¬ 
pflanzt und gewässert hat mit den Trä¬ 
nen unserer Mütter und dem Blut un¬ 
serer Märtyrer.“ 

So beschrieb James Connolly 1897 
unter dem Titel „Nationalismus und 
Sozialismus“ die Unmöglichkeit, al¬ 
lein auf Nationalismus und Tradition 
gestützt die Kolonialisierung Irlands 
zu überwinden, ohne dabei gleichzei¬ 
tig an den Grundfesten des kapitalis¬ 
tischen Systems zu rütteln. Er erteilte 
damit denen unter den nationalisti¬ 
schen Kräften Irlands eine Absage, die 
hofften, durch die im „Homerule“-Ge- 
setz vorgesehene Selbstregierung unter 
britischer Krone mehr (ökonomische) 
Freiheit zu erhalten. Britannien hatte 
sich immer auf seine Grundbesitzer in 
Irland verlassen, um die Kontrolle zu 
behalten. Wenn sie diese nun im Zuge 
der Selbstregierung der irischen Bour¬ 
geoisie überlassen würden, würde sich 
nichts ändern. Für die Ausgebeuteten 
Irlands machte es keinen Unterschied, 
ob der Ausbeuter einen englischen oder 
einen irischen Akzent hat. Der einzige 
Weg zur Befreiung sei eine Revoluti¬ 
on, die die Kolonialherren aus Irland 
vertreibt und gleichzeitig die Kontrol¬ 
le über die Produktionsmittel erlangte, 
eine sozialistische Revolution. 

14 Jahre später, am 12. Mai 1916 
wurde James Connolly, schon verletzt 
an einen Stuhl gefesselt, von einem Ex¬ 
ekutionskommando erschossen. 

Der in Schottland geborene Con¬ 
nolly, der für die Freiheit Irlands sein 
Leben lassen sollte, war seit frühes¬ 
ter Jugend mit den Auswirkungen von 
Ausbeutung und Armut konfrontiert. 

Er kam am 5. Juni 1868 als Sohn iri¬ 
scher Auswanderer im Stadtteil Cow- 
gate in Edinburgh zur Welt. Keine 20 
Jahre nach der „Großen Hungersnot“ 
(oder, korrekter gesagt, dem Genozid 
an irischen Bauern durch den briti¬ 
schen Kolonialismus) und der damit 
verbundenen massenhaften Emigrati¬ 
on, war Cowgate, auch als „Little Ire- 
land“ bekannt, das ärmste Viertel Edin¬ 
burghs, mehr als 14 000 Iren lebten hier 
in überfüllten Häusern und absoluter 
Armut. Connolly selbst musste im Al¬ 
ter von acht Jahren die Schule verlas¬ 
sen, um zum Lebensunterhalt der Fa¬ 
milie beizutragen, unter anderem durch 
Arbeit in einer Bäckerei. Mit 14 trat er 
mit gefälschten Papieren in die briti¬ 
sche Armee ein und war ab 1882 im 
King‘s Liverpool Regiment in Irland. 
Er desertierte 1888 oder 1889, vermut¬ 
lich weil sein Regiment nach Indien 
verlegt werden sollte. In Irland hatte er 
seine große Liebe und lebenslange Ge¬ 
nossin, Lillie Reynolds, kennen gelernt. 

Gemeinsam kehrten sie nach Schott¬ 
land zurück. Im Zuge der Entwicklung 
der Produktivkräfte gab es in dieser 
Zeit einen massiven Zuzug in die Städ¬ 
te, Landarbeiter wurden Industriearbei¬ 
ter. Die Fabriken im Norden Englands 
waren voll von irischen Bauern, die un¬ 
ter fürchterlichen Bedingungen leben 
und arbeiten mussten. Von 24 Millio¬ 
nen Menschen, die in Britannien lebten, 
waren in den 1870er Jahren drei Vier¬ 
tel Arbeiter, doch nur eine halbe Milli¬ 
on war in Gewerkschaften organisiert. 
Connollys frühe politische Entwicklung 
war geprägt durch den Kampf um die 
Organisierung der Arbeiter in Gewerk¬ 
schaften und die Schaffung von politi¬ 
schen Organisationen, die die Arbeiter¬ 
klasse vertreten können. James Connolly 
wurde Mitglied in der „Socialist League“ 
gegründet von William Morris und Elea- 
nor Marx, einer revolutionären Abspal¬ 
tung der Sozialdemokratischen Födera¬ 
tion. Hier lernte Connolly den Marxis¬ 


mus kennen und lernte autodidaktisch 
Französisch und Deutsch, um das „Kom¬ 
munistische Manifest“ und das „Kapital“ 
lesen zu können, die auf Englisch nicht 
erhältlich waren. Neben der der Socia¬ 
list League widmete Connolly sich vor 
allem der Arbeit im Edinburgh Trades 
Council, dem örtlichen Gewerkschafts¬ 
verband, und begann, sich intensiv mit 
den Vorgängen in Irland zu beschäftigen. 

Auf Einladung des Dubliner „Soci¬ 
alist Club“, der Connolly eine Stelle als 
Sekretär anbot, kehrte Connolly 1896 
mit Lillie und den drei Töchtern nach 
Irland zurück. 

Er gründete die Irish Socialist Re- 
publican Party (ISRP) und wurde ihr 
Organisationsverantwortlicher. Im 
Manifest der ISRP heißt es, „der pri¬ 
vate Besitz an Land und der Mittel der 
Produktion, Distribution und des Aus- 
tauschs durch eine Klasse ist die fun¬ 
damentale Basis jeglicher Unterdrü¬ 
ckung, national, politisch und sozial. 
Die Unterwerfung eines Landes unter 
ein anderes, wie die Irlands unter die 
Autorität der britischen Krone, ist ein 
Hindernis der freien politischen und 
ökonomischen Entwicklung des un¬ 
terworfenen Landes und kann nur den 
Interessen der ausbeutenden Klassen 
beider Länder dienen“. 

Dies war die erste öffentliche Dar¬ 
stellung von Connollys Idee, dass der 
nationale Befreiungskampf untrenn¬ 
bar ist vom Kampf um den Sozialis¬ 
mus. Er überführte damit das Konzept 


des (irischen) Republikanismus in die 
Ära das Imperialismus: Die Arbeiter¬ 
klasse muss den Kampf um nationale 
Unabhängigkeit und Sozialismus füh¬ 
ren. Zu dieser Zeit wurden die meisten 
Sozialisten unterdrückter Nationen in¬ 
nerhalb der internationalen Arbeiter¬ 
bewegung für ihren „Nationalismus“ 
verurteilt, während Sozialisten aus 
den imperialistischen Ländern ihre ei¬ 
genen chauvinistische, pro-imperialisti¬ 
sche Haltung oft nicht erkannten. Die 
Standortlogik lässt grüßen. 

Die Erkenntnis Connollys, dass die 
Kapitalistenklasse unterdrückter Län¬ 
der zur Wahrung ihrer Profitinteressen 
gegen die eigene Nation mit der Kapita¬ 
listenklasse des unterdrückenden Lan¬ 
des zusammenarbeitet, stellte ihn in di¬ 
rekte Opposition zu den Teilen der iri¬ 
schen Unabhängigkeitsbewegung, die 
auf Selbstverwaltung unter der briti¬ 
schen Krone setzten. Die ISRP erregte 
aber nicht nur durch ihre Theorie Auf¬ 
sehen, sondern auch durch spektakulä¬ 
re Aktionen, wie zum Beispiel zum di¬ 
amantenen Krönungsjubiläum Königin 
Victorias, das in Irland pompös began¬ 
gen werden sollte. Connolly organisier¬ 
te einen Trauermarsch mit Särgen und 
schwarzen Fahnen, auf denen Fakten 
zur Hungersnot standen. Die Iren hat¬ 
ten nicht vergessen, was ihnen unter der 
Herrschaft Victorias widerfahren war, 
hunderte reihten sich in den Marsch 
ein. Connolly wurde verhaftet und ver¬ 
brachte die Nacht im Gefängnis. 


Um 1900 hatte die ISRP zwar Zu¬ 
lauf, kämpfte aber darum, die Heraus¬ 
gabe der von Connolly gegründeten 
Zeitung „Worker‘s Republic“ bezah¬ 
len zu können - ein Gehalt für Con¬ 
nolly war nicht in Sicht. Der Lohn von 
1 Pfund pro Woche, der ihm vor seiner 
Rückkehr nach Irland zugesagt worden 
war, kam niemals zustande, so dass die 
Familie Connolly in Armut lebte. 

1902 begab sich Connolly auf eine 
Vortragsreise in die USA, 1903 siedelte 
er dorthin über und arbeitet als Orga¬ 
nisationsverantwortlicher für die Sozi¬ 
alistische Arbeiterpartei und die Inter¬ 
national Workers of the World (IWW). 
Lillie und die fünf Kinder folgten 1904, 
das Wiedersehen wurde überschattet 
durch den Tod der 13jährigen Tochter 
Mona, die am Vorabend der Abreise 
an schweren Verbrennungen, die sie 
sich in einer Wäscherei zugezogen hat¬ 
te, starb. 

Die Familie kehrte 1910 nach Irland 
zurück, wo Connolly sein Hauptwerk 
„Labour in Irish History“ veröffentlich¬ 
te. Als Gewerkschaftssekretär in Belfast 
setzte er sich mit dem konfessionellen 
Sektierertum innerhalb der Arbeiter¬ 
klasse auseinander und wurde zu einem 
Unterstützer der Suffragettenbewegung 
in Irland und Britannien. In der Bro¬ 
schüre „The Re-Conquest of Ireland“ 
schrieb er: „Der Arbeiter ist der Sklave 
der kapitalistischen Gesellschaft. Die 
Arbeiterin ist die Sklavin dieses Skla¬ 
ven.“ Die Gleichberechtigung der Frau 
blieb lebenslang ein Anliegen Connol¬ 
lys, was sich auch in der Proklamation 
der Irischen Republik 1916 wiederfand, 
die Frauen die gleichen Rechte wie 
Männern zusicherte. 

Währenddessen gab es in ganz Irland 
soziale Auseinandersetzungen. 1908 gab 
es eine Aussperrung in Cork, 1912 eine 
Aussperrung der Gießerei-Arbeiter in 
Waxford und mehrere Streiks. Connol¬ 
ly war zu diesem Zeitpunkt gemeinsam 
mit dem Gewerkschaftsführer James 
Larkin für die Irish Transport and Ge¬ 
neral Workers Union (ITGWU) tätig, 
die im Zuge der Auseinandersetzungen 
einen großen Zulauf hatte und zehntau¬ 
sende ungelernte Arbeiter aus ganz Ir¬ 
land organisierte. Während des Arbeits¬ 
kampfes in Waxford gründeten Arbeiter 
die „Workers 4 Police“ (Arbeiterpolizei) 
um sich während der Aussperrung zu 
verteidigen. Dies war die erste Vertei- 
digungsorgaisation von Arbeitern in Ir¬ 
land. Connolly gründete 1913 die „Irish 
Citizen Army“ um Streikende zu schüt¬ 
zen, Vertreibungen zu verhindern und 
bezahlte Schlägertrupps daran zu hin¬ 
dern, Gewerkschaftstreffen zu sprengen. 



„Last uns uns erheben!“ Connollys Geburtshaus in Edinburgh. 


Für die große Aussperrung von Dublin 
1913 spielte die Irish Citizen Army kei¬ 
ne große Rolle, aber sie brachte Con¬ 
nolly an den Tisch derer, die später den 
Osteraufstand planten. 

Nach der verherenden Niederlage 
bei der Aussperrung 1913 (James Larkin 
musste das Land verlassen, um einer lan¬ 
gen Haftstrafe zu entgehen.) schien die 
Arbeiterklassse Irlands am Boden. Die 
„Workers 4 Republic“ wurde verboten. 

Doch Connolly sah mit dem Welt¬ 
krieg die Zeit zum Handeln gekom¬ 
men. Wie Lenin, mit dem er in Korres¬ 
pondenz stand, (und im Gegensatz zu 
Rosa Luxemburg, die die nationale Fra¬ 
ge völlig falsch einschätzte) war er der 
Ansicht, dass dies die Gelegenheit war, 
sich in ganz Europa gegen die herr¬ 
schende Klasse zu erheben und dem 
Sozialismus den Weg zu ebnen. 1916 
sollte es soweit sein. Connolly kon¬ 
frontierte die „Irish Volunteers“ (eine 
bürgerliche Grupper irischer Republi¬ 
kaner) mit zwei Möglichkeiten: Entwe¬ 
der sie würden sich einem Aufstand an¬ 
schließen oder die Citizen Army würde 
allein losschlagen. Dies alamierte die 
„Irish Republican Brotherhood“ die 
die Volunteers infiltriert hatte, um auf 
eine spätere bewaffnete Aktion hinzu¬ 
arbeiten. Connolly erreichte eine Ei¬ 
nigung mit der Brotherhood unter Pa- 
draig Pearse und sie legten den Zeit¬ 
punkt des Aufstands auf Ostern fest. 

Am 24. April 1916 wurde die Pro¬ 
klamation der Irischen Republik auf 
den Stufen des Hauptpostamtes in der 
O'Connel-Street in Dublin verlesen, 
Connolly war einer ihrer sieben Unter¬ 
zeichner und Kommandeur der Dub¬ 
liner Brigade während des Aufstands. 



James Connolly 


Schwer verwundet wurde er nach 
der Niederschlagung des Aufstands von 
einem Kriegsgericht zum Tode verur¬ 
teilt. Als der Arzt bestätigte, dass Con¬ 
nolly seinen Verletzungen innerhalb 
der nächsten zwei Tage erliegen wer¬ 
de, brachte man ihn aus dem Militär¬ 
krankenhaus ins Gefängnis Kilmain- 
ham Goal, band ihn dort, da er nicht 
mehr stehen oder aufrecht sitzen konn¬ 
te, an einen Stuhl und exekutierte ihn 
im Morgengrauen. Seine Leiche wurde 
mit denen der anderen Unterzeichner 
der Proklamation in einem Grab mit 
Löschkalk verbuddelt, eine Identifizie¬ 
rung sollte nicht möglich sein. 

Irland ist heute geteilt, sechs Graf¬ 
schaften im Norden sind immer noch 
von Britannien besetzt. Die Repub¬ 
lik Irland trägt sich sowohl der EU als 
auch den USA als Juniorpartner an, im 
offiziell neutralen Irland starten US- 
Kampfflugzeuge vom Flughafen Shan¬ 
non. Während Konzerne wie Google 
oder Facebook in Irland keine Steuern 
zahlen, kämpft die Bevölkerung ge¬ 
gen die Austeritätspolitik der EU für 
das Recht auf freien Zugang zu Wasser 
und für menschenwürdigen, bezahlba¬ 
ren Wohnraum für alle. Als eine Mehr¬ 
heit der Iren im Referendum gegen die 
Europäische Verfassung stimmte, wur¬ 
de die Wahl einfach wiederholt, bis das 
Ergebnis stimmte. Connollys Weg der 
nationalen Befreiung zum Sozialismus 
ist noch weit. 

Aber wenigstens der Herrschaft der 
Kirche haben die Irinnen und Iren am 
vergangenen Freitag einen Tritt verpasst. 
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Karl-Liebknecht-Schule 

„Rein in den politischen Frühling - 
mit Marx, Engels und Lenin" 

Die Karl-Liebknecht-Schule der DKP 
bietet im Juni folgendes Seminar an: 

23 . 6. - 24 . 6.: ..Ran an die Arbeiterklasse!" 
Schnell gesagt, schwer gemacht 

Was heißt Klassenpolitik unter den heutigen Bedingun¬ 
gen? Ist es richtig den Schwerpunkt nur auf den „Kern" 
der Arbeiterklasse zu setzen? Was bedeutet die verän¬ 
derte Struktur der Arbeiterklasse für die Anlage unserer 
Politik? Was lernen wir aus den Streiks im Sozial- und 
Gesundheitswesen? Wie verbinden wir betriebliche 
Orientierung und Arbeit im Wohngebiet? 

Referenten: Jörg Miehe, Olaf Harms, Jan von Hagen 

Anmeldungen 
> per Mail: kls@dkp.de 

> per Post: DKP, Hoffnungstr. 18,45127 Essen 
Kostenbeitrag: Wochenendseminar 25,- 
(bei Anreise am Vortag 30,-) 


Erstellt im Auftrag des SDAJ-Bundesvorstands 


Lena Kreymann / Paul Rodermund (Hg.) 

Eine Welt 
zu gewinnen 

Marx, der Kapitalismus 
von heute und was wir 
tun können 

Mit einem Vorwort von Dietmar Dath 
Auslieferung Mitte/Ende Juni! 


SAMSTAG -30. JUNI 2018 AB 13 UHR 
OSSIETZKYSTRASSE BERLIN PANKOW 

(NÄHE BHF. PANKOW) 



Das komplette Programm finden Sie unter: 

www.dkp-berlin.info 



Guter Wein für alle! Prost auf die Solidarität! 

Weinfest zur Förderung und zum Erhalt der Melodie fr Rhythmus 
Mittwoch, 20. Juni, 18.00 Uhr, Terrasse der jungen Welt, Torstr. 6,10119 Berlin 
Veranstaltet von der Leserini Berlin. Unterstützt von junge Welt und Melodie & Rhythmus 



CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18 
45127 Essen . Tel.: 0201 - 17 78 89 23 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 


Beratungen des Parteivorstandes 

„Kommunisten und die Friedensfrage" 


Poesie fr Politik. 

Solikonzert für den Erhalt von Melodie fr Rhythmus 

Freitag, 22. Juni 2018,19.30 Uhr, WABE, Danziger Straße 105,10405 Berlin 
Mit: Strnm fr Wasser, Werner-Herzog-Musiktheater, Faten El-Dabbas, 
Cressy Jaw, Mala Emde fr Sky McDonald, Tapete, Tobias Thiele 

Jetzt MfrR unterstützen: 

melodieundrhvthmus.com/perspektivabo 


Achtung Friedensaktivist(inn)en 
und Bildungsveranwortliche! 

Zur Unterstützung der Kampagne „Abrüsten statt Aufrüs¬ 
ten" und zur Schulung des Bildungsthemas „Kommunisten 
und die Friedensfrage" finden zwei zentrale Beratungen / 
Bildungsseminare für Friedensaktivist(inn)en und Bildungs¬ 
verantwortliche statt. Dazu wird der Entwurf der neuen 
Bildungszeitung mit ergänzenden Referentenmaterialien 
beraten. 


9. Juni, 

11.00 bis 16.00 Uhr 

(für den Bereich Nord und 
Mitte) 

Ort: Karl-Liebknecht-Schule 
der DKP, Am Stadtpark 68, 
Leverkusen 

Referenten: 

Patrik Köbele / 

Pablo Graubner 


30. Juni, 

n.oo bis 16.00 uhr 

(für den Bereich Süd) 


Ort: DIDF, Wiesenstraße 86, 
Rückgebäude, Nürnberg 

Referenten: 

Hans-Peter Brenner / 
Pablo Graubner 


Anmeldungen über die Bundesgeschäftsstelle: 

DKP, Hoffnungstraße 18,45127 Essen, Tel. 0201-1778890 
dkp.pv@t-online.de 

Voranmeldungen sind dringend erforderlich. 


www.marx-engels-stiftung.de 


ren der I 

Ökonomie 

uni - Duisburg 

rika Maier, Prof. Jörg 
Helmut Dunkhase 


Haus Kontakt, 
Scharnhorststr. 36 , 

11.00-17.00 Uhr 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-N ationalpark 

3 Fe Wo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


r -> 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




UZ-PRESSEFEST 

7. - 9. SEPTEMBER 2018 

Helferinnen gesucht! 


Am 3. September 2018 ist es wieder soweit: im 
Dortmunder Revierpark beginnt der Aufbau un¬ 
seres uz-Pressefestes. Dazu brauchen wir eure 
Hilfe als Elektriker, Klempner, Staplerfahrer, Ton¬ 
techniker, Sanitäter und Ärzte ... als Genossin¬ 
nen und Freundinnen, die in der Küche helfen, 
Bühnen und Türme bauen oder mit der UZ und 
der Pressefestzeitung im Ruhrgebiet für un¬ 
ser Fest werben. Meldet euch jetzt an für den 
zentralen Auf- und Abbau und als Helferinnen wäh¬ 
rend des Festes: 


uz-pressefest@dkp.de 


> r'i 


f > 
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Am 3. Juni wird 
unsere Genossin 

Ursel Brünning 

85 Jahre 

Liebe Ursel, ganz herzliche Glückwünsche zu diesem 
Ehrentag und alles Gute für die kommenden Jahre. 

Als du nach dem Krieg aus Ostpreußen nach Bremen 
gekommen bist, hast Du, gemeinsam mit Heinz, Dich für 
Frieden, Gerechtigkeit und Solidarität eingesetzt. 

Du gehörst nicht zu den Genossinnen, die im Rampen¬ 
licht stehen, aber ohne diese Genossinnen wäre die 
Partei nicht lebensfähig. Du sorgtest bei unseren Inter¬ 
nationalen Frauentagen und Jahresabschlussfeiern dafür, 
dass neben der Politik das leibliche Wohl nicht zu kurz 
kam. 

Nicht zählbar sind die Gläser mit Marmelade, die Du auf 
dem Interationalen Solidaritätsbasar für die Völker der 
3. Welt verkauft hast. 

Liebe Ursel, wir danken Dir für Deinen jahrzehntelangen 
Einsatz und wünschen Dir bessere Gesundheit, damit Du 
noch manches Jahr mit Heinz und Eurem kleinen Enkel 
verbringen kannst. 

Deine Genossinnen und Genossen der 
DKP Bezirk Bremen 



Man braucht Mut 
Seit ihrem ersten Auftreten 
werden die Kommunisten verleumdet, 
mundtot gemacht und verfolgt. 

Was tut's! 

Man braucht Mut für seine Überzeugung, 

Man muss sagen, was man ist. 

Ich bin Kommunist! 

Etienne Cabet 

Unser Genosse und langjähriger Kreisvorstand 

Heinz Wohlert 

wird am 2. Juni 2018 
85 Jahre 

Wir gratulieren Dir herzlich zum Geburtstag und 
wünschen Dir für das neue Lebensjahr vor allem 
Gesundheit und Energie für Deine Familie und 
unsere politischen Aktivitäten. 

Deine DKP Kreisorganisation Wuppertal 




100 JAHRE KPD 
50 JAHRE DKP 


T-Shirt 
(Damen oder 
Herren) schwarz, 
zweifarbiger 
Aufdruck 


www.uzshop.de 


ANTIQUARISCHES 
BUCH DER WOCHE 


Hans Lebrecht 

Gekrümmte Wege, 
doch ein Ziel 



Erinnerungen des deutsch-israelischen Kommunisten Hans 
Lebrecht. 

Geboren 1915 in Ulm an der Donau als Sohn einer großbür¬ 
gerlichen jüdischen Fabrikantenfamilie, bekommt sein Leben 
mit dem Machtantritt der Nazis eine radikal neue Richtung. 
Der alltägliche gewalttätige NS-Antisemitismus zwingt ihn, 
1938 in Palästina Zuflucht zu suchen. Er wird dort kommu¬ 
nistischer Friedenskämpfer und „wahrer israelischer Patriot“, 
indem er vor allem als Journalist für eine friedliche, gerechte 
Koexistenz von Juden und Palästinensern eintritt. 

Broschiert, Zustand wie neu, 134 Seiten. 4 - Euro plus Porto 

www.uzshop.de . E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel.: 0201 17 78 89 23 / Fax: - 28 
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Leserbriefe / Aktion / Termine 


Freitag, 1. Juni 2018 


Termine@unsere-zeit.de 


Keine Noten geben 

„Ohne Länderkult und pauschale 
Verdammungen“, UZ, vom 25. Mai, 

S. 12 

Das Interview über Internationalismus 
war das erste, was ich in der neuen Aus¬ 
gabe der UZ gelesen habe. Ich wäre rat¬ 
los, wenn die DKP über andere kommu¬ 
nistische Parteien Schildchen mit Bewer¬ 
tungsnoten hochhalten würden. 

Gerade die Dissense zwischen Län¬ 
dern mit kommunistischen Parteien in 


In der UZ 20 vom 18. Mai ist uns 
leider ein bedauerlicher Fehler un¬ 
terlaufen. Auf Seite 10 bezieht sich 
der Vorspann unter der Überschrift 
„Es gab hier eine andere Zeit“ nicht 
wie geschrieben auf die Veranstal¬ 
tung in Chemnitz, auf die sich das 
Interview bezieht, sondern auf eine 
Veranstaltung in Leipzig. Dort hielt 
Ekkehard Lieberam auch die zitier¬ 
te Rede. Wir bitten den Fehler zu 
entschuldigen. 


der Regierung zwingen uns, „das Ganze“ 
anzuschauen. Die jüngsten Komplikatio¬ 
nen im Südchinesischen Meer zwischen 
China und Vietnam nötigen mich gerade¬ 
zu, erst mal zu verstehen, wo die Positio¬ 
nen der beiden sind. Das gilt nicht allein 
für die militärische Positionierung Chi¬ 
nas. Vollständige Zustimmung auch zu 
der Äußerung von Günter Pohl, dass wir 
„über die Bedingungen in diesen Län¬ 
dern fast immer viel zu wenig wissen“. 

Stefan Kühner ; Karlsruhe 



Nicht ganz korrekt 

„Wässriger Luxus“ UZ vom 18. Mai, 
Seite 4 

In dem lesenswerten Artikel wird ge¬ 
sagt, dass Kosten für Wasser, Heizung 
und Strom bei Hartz-IV-Beziehern 
aus dem Regelbedarf zu bezahlen 
sind. Das stimmt so nicht, da Wasser 
und Heizung zu den Kosten der Un¬ 
terkunft gehören und damit übernom¬ 
men werden. 

Werner Altmann, per E-Mail 


Stimmen zum UZ-Pressefest 

„ Unsere Zeit braucht dieses Fest, weil 
hier Menschen Zusammenkommen, um 
Strategien gegen Rassismus, Ausgren¬ 
zung und Armut zu beraten und für eine 
bessere Gesundheitsversorgung, bezahl¬ 
bare Mieten und ein Leben in Frieden 
und Solidarität zu streiten 

Sylvia Brennemann bietet in Duisburg-Marxloh Eltern- 
sowie Sozialberatung an und engagiert sich beim „Duis¬ 
burger Netzwerk gegen Rechts“ und in verschiedenen 
weiteren sozialen Initiativen Duisburgs. 


FR ★ 1. JUN 


Braunschweig: Deutschland 1918/1919 - 
die verhinderte Revolution mit Raimund 
Ernst, Historiker, DKP Braunschweig, Bruns- 
viga, Kreativraum, Karlstraße, 19 Uhr 


SA ★ 2. JUN 


Strausberg: Außerordentliche Landesmit¬ 
gliederversammlung der DKP Brandenburg 
mit Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP, zur 
Auswertung des 22. Parteitags mit Aus¬ 
sprache zur Situation im Landesverband 
und anschließenden Wahlen, STIC, Garzau¬ 
er Chaussee 1a, 10 Uhr 


SO ★ 3. JUN 


Hamburg: Führung durch „Daueraus¬ 
stellung zur Zwangsarbeit in Hamburg 
1939-1945“, Willi-Bredel-Gesellschaft - 
Geschichtswerkstatt e.V., Wilhelm-Raabe- 
Weg 23,14 Uhr 


MO ★ 4. JUN 


Usingen: PESCO, was ist das?, Filmvorfüh¬ 
rung eines Vortrags auf einer Veranstaltung 
der DKP München mit der Informationsstel¬ 
le Militarisierung (IMI), Gruppenabend der 
Wohngebietsgruppe Hochtaunus, Büro „DIE 
ANDRE“, Emminghausstraße 1,18.45 Uhr 

Hamburg: Das UZ Pressefest zum 20.!, 
Rückblicke und Ausblicke in Bild & Ton, 
Gruppenabend der DKP Hamburg-Nord, 
Bürgerhaus Langenhorn, Tangstedter Land¬ 
straße 41,19 Uhr 


DO ★ 7. JUN 


Nürnberg: Die Gründung der DKP vor 60 
Jahren. Was hat dazu geführt, in welchem 
politischen Umfeld fand sie statt? Rotes 
Zentrum, Reichstraße 8,19 Uhr 


SA ★ 9. JUN 


Hamburg: Die Widerspiegelung eines ob¬ 
jektiven Widerspruchs im subjektiven Den¬ 
ken, mit Dr. Daniel H. Rapoport, Lübeck und 
Prof. Richard Sorg, Hamburg, Marx-Engels- 
Stiftung in Zusammenarbeit mit dem Ham¬ 
burger Gesprächskreis Dialektik & Materi¬ 
alismus, Anmeldung über unsereweltclub@ 
gmx.de, HAW, Alexanderstraße 1,10 Uhr 

Duisburg: Die Enkel fechten’s besser aus... 
- Erfahrungen der DDR-Ökonomie, mit Vor¬ 
trägen von: Erika Maier: „Auferstanden aus 
Ruinen: Bedingungen und Leistungsent¬ 
wicklung der DDR-Wirtschaft“, Jörg Roes- 
ler: „Das NÖS - eingeführt, abgebrochen, 
aber unvergessen“ und Helmut Dunkhase: 
„Überlegungen zu einer IT-gestützten Zen¬ 
tralplanung“, Konferenz der Marx-Engels- 
Stiftung e.V., Anmeldung erbeten unter: 
marx-engels-stiftung@t-online.de, Haus 
Kontakt, Scharnhorststraße 32,11 Uhr 

Nürnberg: Straßenfest gegen Rassismus 
mit Infostand der DKP, Aufseßplatz, 14 Uhr 


Dl ★ 12. JUN 


Potsdam: Manifest-Zirkel, Bürgertreff 
Waldstadt, Saarmunder Straße 44, 18.30 
Uhr 


Ml ★ 13. JUN 


Stuttgart: Anna Seghers - Fremde und 
Gefährten, mit Eva Petermann, Marx- 
Engels-Stiftung in Zusammenarbeit mit 
dem Waldheim-Verein, Clara-Zetkin-Haus, 


Gorch-Fock-Straße 26,19 Uhr 

Wuppertal: Kein Naziaufmarsch der Holo¬ 
caust-Leugner und Ausländerfeinde durch 
Wuppertal am 16. Juni 2018, „Wuppertaler 
Bündnis gegen Nazis“ stellt das Aktions¬ 
konzept für die Gegenproteste vor, Färberei, 
Peter-Hansen-Platz 1,19 Uhr 


DO ★ 14. JUN 


Nürnberg: Aktuelle Kommunalpolitik der 
DKP in der Linken Liste Nürnberg, Rotes 
Zentrum, Reichstraße 8,19 Uhr 


FR ★IS. JUN 


Schweinfurt: Gruppenabend der DKP-Un- 
terfranken, Vereinsheim TVO-Schweinfurt, 
Hermann-Gräf-Allee 1,19 Uhr 


SA ★16. JUN 


Hamburg: Deutscher Kolonialismus: damals 
und heute mit Dr. Reiner Zilkenat (Berlin) - 
zur deutschen Flotten- und Kolonialpolitik um 
1900 im Kampf um den „Platz an der Sonne“; 
Georges Hallermayer (Sarreguemines) - zu 
Grundzügen der deutschen Kolonialpolitik am 
Beispiel Ostafrikas; Jörg Kronauer (London) - 
zum deutschen Neokolonialismus; Senfo 
Tonkam (Mitglied der Black Community Ham¬ 
burg) - zu den Folgen der neokolonialen Po¬ 
litik für die Menschen Afrikas, Marx-Engels- 
Stiftung in Zusammenarbeit mit der MASCH 
Hamburg, Kaffeewelt im Georg Asmussen 
Forum, Böckmannstraße 3-4,10 Uhr 

Wuppertal: Naziaufmarsch in Wuppertal 
verhindern!, Berliner Platz, 13 Uhr 


DO ★ 21. JUN 


Hamburg: Anteil des Redens an der Affen- 
werdung des Menschen mit Dr. Daniel H. 
Rapoport, Marx-Engels-Stiftung in Zusam¬ 
menarbeit mit dem Gesprächskreis Dialek¬ 
tik & Materialismus, HAW, Alexanderstraße 
1,18.30 Uhr 

Gießen: Soli-Feier für Kuba mit Lisset 
Gonzalez von der kubanischen Botschaft, 
Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba, DKP 
und SDAJ Gießen, DGB-Dachsaal, Walltor¬ 
straße 17,19 Uhr 


SA ★ 23. JUN 


Berlin: Im Fadenkreuz des Imperialismus: 
Zur Situation in Syrien, im Irak und in Pa¬ 
lästina mit Karin Leukefeld: Das Ende des 
Krieges Wird die westliche Wertegemein¬ 
schaft zulassen, dass in Syrien Frieden ein- 
kehrt?; Joachim Guilliard: Der Irak: Krieg, 
Besetzung, Widerstand Zur heutigen Lage 
des geschundenen Landes; Prof. Dr. Nor¬ 
man Paech: Wem gehört Jerusalem? Wie 
die israelische Politik den Untergang des jü¬ 
dischen Staates herbeiführt, Marx-Engels- 
Stiftung in Zusammenarbeit mit dem MEZ, 
Anmeldung erbeten unter info@mez-berlin. 
de, MEZ, Spielhagenstraße 13,11 Uhr 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine Wo¬ 
che vor dem Erscheinungstermin der ent¬ 
sprechenden Ausgabe der UZ mit Angabe 
des Themas, des Ortes, des Datums und der 
Uhrzeit der Veranstaltung an termine@unse- 
re-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungstra¬ 
ße 18,45127 Essen. Die Termine erscheinen 
online auch auf news.dkp.de. 


Rote Nelken für den roten Widerstand 



Die DKP Gerresheim ehrte den Wi¬ 
derstand gegen die Faschisten mit ei¬ 
nem Gebinde roter Nelken, das jetzt 
unter einer Gedenktafel am „Heye¬ 
bad“ angebracht wurde. Vor 85 Jahren, 
am 5. Mai 1933, war das „Heyebad“, 
eine Einrichtung der Gerresheimer 
Glashütte mit Duschen und Wannen¬ 
bädern für die Glasmacher, ins Zen¬ 
trum des Widerstands gelangt, den 
die Nazis - vergeblich - zu brechen 
versuchten. 

Bei den Reichstagswahlen im 
November 1932 und im März 1933 
wurde die NSDAP im bürgerlichen 


Obergerresheim favorisiert, während 
sich die KPD in dem Arbeiterviertel 
Untergerresheim behauptete. Diese 
Schmach wollten die Nazis mit der 
Razzia von Gerresheim brechen, in¬ 
dem sie mit über 3 000 Mann von SA, 
SS, Stahlhelm, Hilfspolizisten das Ar¬ 
beiterviertel umstellten und durch¬ 
kämmten. Am „Heyebad“ wurden 
die Genossen aus dem Widerstand 
zusammengetrieben und anschlie¬ 
ßend in einem „Schandmarsch“ nach 
Düsseldorf geprügelt. 

Alwin Wesch, der NSDAP-Orts- 
gruppenleiter, schrieb: „Gerresheim 


ist für Adolf Hitler erobert!“ Er irrte 
sich, jedenfalls was Untergerresheim 
anbelangte, denn der Widerstand ging 
in ungebrochener Weise weiter. Auch 
nach 1945 blieb die Würdigung des 
Widerstandes eine dauerhafte Aufga¬ 
be: Auf Vorbehalte von bürgerlicher 
Seite stieß die Initiative von Günter 
Bischoff, dem damaligen Vertreter der 
DKP im Gerresheimer Rathaus, eine 
Gedenktafel am „Heyebad“ anzubrin¬ 
gen: Die Inschrift lautet „Zu Ehren 
der Opfer des Naziregimes 1933 bis 
1945“. 

Uwe Koopmann 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der rote Kanal 


Diesmal eine Vorbemerkung: Der Unmut über das miserable Fernsehprogramm 
ist mehr als berechtigt, die Öffentlich-Rechtlichen nudeln auf ihren Sendeplät¬ 
zen ein Angebot herunter, dass es einen graust. Die immer wieder aufkommende 
Debatte über die Zwangsabgabe sogenannter Rundfunkgebühren wird von den 
Sendern selbst durch das, was sie bieten, automatisch befeuert. 


Endspiel auf allen Ebenen 

Das Championsleague-Finale 



Eine spielentscheidende Szene: Ein brutales Foul mit Ansage, denn Salah war den Madrilenen zu gefährlich 


Frank 

Michael Fassbender, ein Schauspie¬ 
ler, der lohnt, ihn spielen zu sehen, in 
einer richtig schrägen Tragikomödie. 
Frank ist der exzentrische Frontmann 
einer Rockband und buchstäblich de¬ 
ren Kopf. Denn Frank trägt ständig ei¬ 
nen übergroßen Pappmache-Kopf auf 
seinen Schultern, und dies nicht nur 
bei den skurrilen Live-Shows, son¬ 
dern auch im Alltag. Natürlich geht 
so manches schief, besonders wenn 
einer mit dem Kopf durch die Wand 
will. Fassbender, bekannt aus „Sha- 
me“ oder neu in der Verfilmung des 
Thrillers von Jo Nesbö „Der Schnee¬ 
mann“, hat so richtigen Spaß an dieser 
irren Story. 

Fr., 1.6., 21.15 Uhr, one 

Das Mercury Puzzle 

Zwar schon vor 20 Jahren gedreht, 
aber interessant, wie Hollywood da¬ 
mals mit der Arbeit der NSA um¬ 
ging. Man fand überhaupt nicht gut, 
wie überwacht wurde und wie sich 
der Laden schützte und wehrte, wenn 
wer auch immer ihm auf die Schliche 
kam. Bruce Willis als der nette FBI- 
Mann, der den jungen Autisten vor 
den Mordabsichten der NSA schützt. 
Alec Baldwin gibt den Bösen, der 
selbst den zufälligen Code-Knacker 
beseitigen will. 

Sa., 2.6., 23.00 Uhr, ZDF 


Dienen bei der NVA 

Wer es noch nicht wusste, bekommt es 
hier in einer zweiteiligen Dokumen¬ 
tation eingebläut: Insgesamt 2,5 Mil¬ 
lionen junge Männer haben den grau¬ 
en Waffenrock der NVA überstreifen 
müssen seit ihrer Gründung im Jahre 
1956. Die ersten Jahre wurde noch auf 
das Freiwilligkeitsprinzip gesetzt. Sol¬ 
daten verpflichteten sich für zwei Jah¬ 
re, die Offiziere mussten sich für 10 
Jahre verpflichten, den Arbeiter-und 
Bauern-Staat mit dem Einsatz des Le¬ 
bens gegen jeden Feind zu verteidigen. 
Mit dem Gesetz über die allgemeine 
Wehrpflicht, kurz nach dem Mauer¬ 
bau beschlossen, musste jeder männ¬ 
liche DDR-Bürger mit dem 18. Le¬ 
bensjahr damit rechnen, eingezogen 
zu werden und damit für 18 Monate 
das Leben komplett umstellen zu müs¬ 
sen. Welchen Auftrag die NVA hatte, 
wie die Armeeführung mit den jungen 
Menschen umging, darüber kein Wort. 
Schließlich hat der MDR produziert. 
So., 3.6., 20.15 Uhr, tagesschau24 

Spooks: the Creater Cood 

Der Film ist als Zugabe zu der gelun¬ 
genen BBC-Serie produziert, davon 
gab es immerhin 86 Folgen in zehn 
Staffeln. Wieder muss ein einsamer 
Wolf gegen Terroristen kämpfen und 
sich dabei mit einer Verschwörung im 
britischen Geheimdienst abmühen. 
Gut gemacht, bessere Unterhaltung. 
Mo., 4.6., 22.15 Uhr, ZDF 


L iverpools Traumoffensive mit Sa¬ 
lah, Firmino & Mane plus Trainer 
Klopp auf der einen, Isco, Ronaldo, 
Benzema und Kroos auf der anderen 
Seite. Nicht nur wir, augenscheinlich 
auch 500 000 andere hatten die Idee, 
dieses Spiel zu sehen. Leider ALLE in 
unserer Kneipe. 

Der Tag an sich begann zudem äu¬ 
ßerst gefährlich, ich hatte eine Einla¬ 
dung zur „Gin-Party“ in dem Park, in 
dem auch unsere Fußballkneipe liegt. 
Beginn: 16:00 Uhr! Die schöne M. war 
selbstredend auch eingeladen. Und wir 
wollten um 20:45 noch das Spiel sehen. 
Au Backe. Gin Tonic mit Eis am frü¬ 
hen Nachmittag bei gefühlten 40 Grad 
im Schatten ist eine ganz üble Erfin¬ 
dung, soviel ist sicher: total lecker und 
angenehm erfrischend. Man darf nur 
einfach nicht mehr von der Bierbank 
aufstehen, weil man dann spontan um¬ 
fällt. Meine alte Taktik, jedes alkoholi¬ 
sche Getränk mit einer Flasche Wasser 
zu kontern, rettete mich aber einiger¬ 
maßen über die Runden. Die schö¬ 
ne M. trank derzeit ca. 73 Cocktails, 
ohne dass sich auch nur die geringste 
Veränderung zeigte. Beim einem ge¬ 
schätzten Gewicht von 51,3 Kilo ganz 


erstaunlich. Erst sehr spät am Abend 
wurde mir klar, wie das geht: mit wenig 
legalen Substanzen, denen ich selber 
so gar nicht zugeneigt bin. Das dürfte 
auch der Grund gewesen sein, warum 
die schöne M. überall war, aber nir¬ 
gends länger als 20 Sekunden. In dem 
Zustand wäre sie möglicherweise eine 
Alternative in Klopps Offensivreihe 
gewesen. Puh. 

Selbige legte später los wie die Feu¬ 
erwehr. Die im Schnitt um drei Jahre 
älteren Madrilenen staunten nicht 
schlecht. Ich versuchte mitzustaunen, 
allerdings waren immer 5 bis 17 Leute 
zwischen mir und dem Bildschirm, ei¬ 
ner davon so dermaßen betrunken und 
penetrant, dass unsere lautstarke For¬ 
derung um „Hinsetzen!“ zum Schluss 
fast in einer wüsten Schlägerei geendet 
hätte. Die Liverpooler Offensive ende¬ 
te auch, und zwar in dem Augenblick, 
als der fiese Ramos Englands Fußballer 
des Jahres und ägyptischen National¬ 
helden Salah in einer Art Ringkampf 
zu Boden zog und danach seine ca. 100 
Kilo auf den Mann warf. Ergebnis: min¬ 
destens ein Schulterbruch, Auswechse¬ 
lung. Ich war sicher: das Spiel ist damit 
ekelhafterweise entschieden. Dass da¬ 


nach nicht wirklich die Stürmer, son¬ 
dern ein einsamer Torwart das Duell 
kippte ... nun ja: Fehler wie die von 
Torhüter Karius passieren normal in 
keinem Freundschaftsspiel zwischen 
Hintenrum Harsewinkel und Ruck¬ 
zuck Rasenschach. Beim dritten Tor 
der Madrilenen (Ein Schuss aus gefühlt 
2 Kilometern, den ich rauchend mit der 
linken Hand gefangen hätte.) war die 
Sache dann gegessen. Mist. 

Zurück auf der „Gin-Party“ flat¬ 
terte die schöne M. nun herum wie ein 
Schmetterling: schön anzusehen, aber 
nicht zu fassen. Ich schaffte noch zwei 
Cocktails und verrannte mich in das An¬ 
gebot, sie - nach nun immerhin acht bis 
neun Stunden Alkoholkonsum - noch 
nach Hause zu bringen. Mit einem klin¬ 
gelnden „Nö, ich mach noch Party!“ im 
Ohr brachte ich dann vorsichtshalber 
mich selber nach Hause, schließlich bin 
ich nicht mehr der Jüngste. Und schon 
gar nicht wie ein Lothar Matthäus, der 
über sich selbst einst den prima Satz 
sagte: „Ein Lothar Matthäus lässt sich 
nicht von seinem Körper besiegen, ein 
Lothar Matthäus entscheidet selbst 
über sein Schicksal.“ Na, danke auch. 

Karl Rehnagel 


'der st and organisieren «solidarisch kämpfen - gemeinsam 



Die Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG BAU) veranstaltete 
letztes Wochenende das Sunrise-Festival zum zehnten Mal. Rund 300 meist 
junge Gewerkschafter trafen sich im hessischen Steinbach bei Frankfurt 
a.M., um zwei Tage lange zu diskutieren und zu feiern.Tagsüber wurde über 
gerechte Löhne, Mietpreisbremse, Antirassismus und vieles mehr diskutiert, 
am Abend traten Künstler wie Holger Burner und PTK auf. Die UZ und die 
SDAJ waren jeweils mit einem Infostand vertreten. 
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